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Rededuell im Deutschen Bundestag 

Souveräner Kanzler, 
Schröder farblos 

''Souverän" beherrschte Bundeskanzler 
**elmut Kohl „den rhetorischen Schlagab- 
ausch" in der Haushaltsdebatte am 
' September, während sich SPD-Kandidat 
°hröder „offenkundig schwer tat". Neue 

gelier Zeitung: „Weder vom Stil noch 
0m Inhalt her hatte er Gleiches zu bieten." 

^ lrr»ut Kohl „spielt in einer ganz anderen Liga als 
^er Niedersachse" - so drückt auch die Bonner 
^ idschau den auffälligen Unterschied zwischen 
si |!   Kanzler und seinem Herausforderer aus und 
s. JJt für Schröder fest: „Staatsmännisch verkrampft 
^ tlt der sonst so unterhaltsame Kandidat vor dem 

utschen Bundestag. Dies ist wirklich nicht sein rorum." 

Abrechnung mit Rot-Grün 
nu

e
t'
mut Kohl bei allen Themen Herr im Ring: 79 
en Erfolgsbilanz, Zukunftsprogramm und Abi 

D
UnS mit Rot-Grün. 

%»       z,er unterstreicht: „Der Aufbau Ost hat Prio- 
.    • öas ist gelebte Solidarität in Deutschland." 
en t>    er dagegen damals zu den Bürgern in den neu- 
ten 

Unc*esländern: „Wer später kommt, muß sich hin- 
stellen !" Fortsetzung auf Seite 3 
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Abrech- 
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Sie werden wieder in der Opposition sein 
"Wir stehen an der Schwelle eines neu- 
en Jahrhunderts", sagte Bundeskanzler 
Helmut Kohl am Ende seiner Haushalts- 
rede, "und unsere Perspektiven für die 
Zukunft sind gut. Experimente bringen 
Gefahren mit sich. Wir werden deshalb 
unseren Weg weitergehen und den Leu- 

ten deutlich machen, für welche Politik 
wir stehen. Wir stehen für Sicherheit. 
Risiko - das wäre die falsche Politik. 
Warten wir den 27. September ab. Ich 
habe keinen Zweifel: Sie, Herr Schar- 
ping, werden im nächsten Bundestag 
wieder die Opposition führen". 

Helmut Kohl: „...auch die nächsten 
Jahre werden gute Jahre sein" 

Der sächsiche Ministerpräsident Kurt 
Biedenkopf hat recht: Die 16 Jahre, 
über die jetzt so oft gesprochen wird, 
waren gute Jahre. Und auch die näch- 
sten Jahre - so Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl in der Haushaltsdebatte des 
Deutschen Bundestags - werden gute 
Jahre sein. 

Deshalb darf es keine Rücknahme un- 
serer Reformen geben, wie es die SPD 
vorhat. Der Weg in die Zukunft kann 
nicht ohne Anstrengungen sein. Er 
darf aber auch nicht verbaut werden. 

HAUS 
HALT 99 
Bundestagsdebatte 
am 2./3. September 

Unsere Erfolge können sich sehen 

• Wir haben den Preisanstieg auf ein 
Minimum begrenzt. 
• Der Aufschwung ist da: Wir rech- 
nen mit 2,4 bis 2,9 % Wachstum. 
• Wir haben eine deutliche Trend- 
wende auf dem Arbeitsmarkt erreicht. 
Bei 1,5 Mio freien Stellen werden 
schon wieder dringend Leute gesucht. 
• Wir geben jede dritte Mark für so- 
ziale Leistungen aus. Von Sozialab- 
bau kann keine Rede sein. 

• Unsere Steuerreform steht. Die SPD 
wird erleben, wie ihr die Mitstreiter bei 
der Blockade von der Fahne gehen. 
• Ausbildung wird künftig nicht mehr 
am Bedarf vorbei erfolgen. Helmut 
Kohl: "Eine Ausbildungsabgabe wird 
nicht kommen, weil (an die SPD) Sie 
auch nicht kommen werden." 

Der Bundeskanzler überließ SPD, 
Grünen und PDS keinen Stich. Er ließ 
die Opposition ins Leere laufen und 
konterte: 

Sicherheit statt Risiko 
für Deutschland! 

Deshalb Richtungsentscheidung am 
27. September zwischen 
• Koalition der Mitte und 
• Rot-Grün mit Hilfe der PDS. 

Verständlich, daß in Zeiten großer 
Veränderungen auch die Welt außer- 
halb Deutschlands auf die schaut, 
die als Alternative zur Wahl stehen. 

"Vertrauen ist ein kostbares außenpo- 
litisches Kapital. Wir haben es in vie- 
len Jahren erworben. Ich denke nicht 
daran, es aufs Spiel zu setzen", erklär- 
te der Kanzler. 

„Unser Rat ist gefragt!" 
• bei unseren Nachbarn im Osten, vor 
allem bei dem mächtigsten, aber auch 
• in Europa, das mit der nächsten 
EU-Ratspräsidentschaft vor wichtigen 
Weichenstellungen steht. 
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„Zur Wahl 
stehen am 27. September: 
Gerhard Schröder, der Kan- 
didat der SPD, und Helmut 
Kohl als Kandidat von CDU 
und CSU. Sie, Herr Fischer, 
stehen nicht zur Wahl." 
Bundeskanzler Helmut Kon 
in der Haushaltsdebatte 

Was dagegen? 
Bundeskanzler Helmut Kohl 
an die Adresse der SPD-F'aK 

tion im Bundestag: "Haben 
Sie was dagegen, daß der 
deutsche Bundeskanzler'" 
Außenpolitik spricht? Wenn 
ja, dann zeigt das nur Ihre 

Provinzialität." 

Verstummt 
Helmut Kohl: "Daß wir ein 
gutes Stück vorangekornrn^ 
sind, sagen inzwischen au 
Sozialdemokraten. Die"0''' 
wurfsvolle Frage, wo den 
nun die blühenden Land- 
schatten sind, wird in dies „ 
Debatte nicht mehr geste 

Schau gestohlen 
Helmut Kohl an die Ad^„. 
von Oskar Lafontaine: o 
zende Formulierungen.! '.t 
die beherrschen Sie. Dan 

haben Sie auch einem an 
ren bereits die Schau ges 
len... Scharping denkt je 
das gleiche wie ich. 

Hundeversuch 
"DasistwiederPawlowf^e

r 

Hundeversuch: Sie brau 
mich nur anzugucken,    ^.f 

sind Sie schon dagege^. 
machen hier aber keine 
fenpsychologie, sonde    ^ 
Politik". (Helmut Kohl» 
Adresse der Oppositi°n' 

Waigel: 10 Milliarden DM Netto-Entlastung für alle Steuerzahle' 
.     ...,,.hlüpf- 

Eine erste spürbare Steuerentlastung soll 
schon zum 1. Januar 1999 wirksam wer- 
den. Damit stärken wir vor allem die in- 
ländische Wirtschaftsentwicklung. 

Vorrangig sind die folgenden Elemente: 
• Der Höchstsatz für gewerbliche Ein- 
künfte und der Körperschaftsteuersatz 
für einbehaltene Gewinne sollen von 47 
bzw. 45 % auf 40 %, der Körperschaft- 

steuersatz für ausgeschüttete Gewinne 
von 30 auf 28 % gesenkt werden. 
• Der Eingangssteuersatz in der Lohn- 
und Einkommensteuer soll von derzeit 
knapp 26 % auf nahe 20 % und der 
Höchststeuersatz von derzeit 53 % auf 
47 bis 48 % reduziert werden. 

Das gesamte Bruttoentlastungsvolumen 
von gut 20 Mrd. DM wollen wir zu Hälfte 

durch das Schließen von Steuersc ^ 
löchern und durch eine Verbreite'' e„. 
Bemessungsgrundlage gegenfma 

Damit verbleibt eine echte NettoenH3 

stung von rd. 10 Mrd. DM, die al en ^ , 
Steuerzahlern - Privaten und Bet 
zugute kommt. 

Theo Waigel in der Haushalts e 
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Bundeskanzler Helmut Kohl 

Die Unternehmen stellen wieder 
Arbeitskräfte ein 

Zur aktuellen Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt erklärte Bundeskanzler 
Helmut Kohl: 
Gegenüber Juli ist die Zahl der Ar- 
beitslosen im August um rund 39.000 
auf 4,095 Mio. gesunken. Das sind 
rund 730.000 weniger als im Januar 
dieses Jahres und fast 280.000 weni- 
ger als im August 1997. Der Abstand 
zum Vorjahr nimmt von Monat zu Mo- 
nat zu. Umgekehrt zur Abnahme der 
Arbeitslosigkeit steigt die Zahl der Er- 
werbstätigen erneut an. Seit März ist 
sie um knapp 90.000 gestiegen. 
fn den alten Bundesländern haben wir 
lrn achten Monat hintereinander weni- 
ger Arbeitslose als im Vorjahresmonat. 
ln ganz Deutschland seit dem vierten 
Monat und in den neuen Bundeslän- 
dern seit dem dritten Monat. Damit ist 

die Trendwende nach der eigenen De- 
finition der Bundesanstalt für Arbeit 
erreicht. Die positive Entwicklung hat 
sich gefestigt. In manchen Branchen 
gibt es schon einen Mangel an Fach- 
kräften. 
Ich gehe davon aus, daß die Zahl der 
Arbeitslosen im kommenden Monat 
unter 4 Mio. liegen wird und wir - 
aufs ganze Jahr gerechnet - weniger 
Arbeitslose haben werden als 1997. 
Diese Entwicklung zeigt, daß die Re- 
formpolitik der Bundesregierung greift 
und die Unternehmen wieder Arbeits- 
kräfte einstellen. Wer in dieser Situati- 
on wie die SPD eine Rücknahme von 
Reformen ankündigt, gefährdet den 
Aufschwung und zerstört die Zukunfts- 
chancen der Menschen. Eine solche 
Politik ist weder sozial noch gerecht. 

o 
Setzung von Seite 1 

jj" Bundeskanzler im Bundestag dazu: 
Li   würde mich schämen für einen 
^henSatz!" 

ha
eumut Kohl direkt an die SPD: „Wir 

en beim Fall der Mauer keine Patent- 
ed, fte gehabt. Aber wir haben versucht, 
in ,. este zu machen und haben uns nicht 

le Büsche gedrückt." 

§ebr°der' durch abbröckelnde Umfrageer- 
tritt- SSC belastet' aIs er ans Rednerpult 
£nd ^anZ offensichtlich ohne Chancen am 

Wählseiner Rede bei Wahlerinnen und 

^       ru, die noch unentschlossen sind. 

ücjj !ent es die Bonner Rundschau: „Natür- 
at auch Schröder mitbekommen, daß 

sein Kurs, sich auf möglichst wenig festzu- 
legen, allmählich Zustimmung beim um- 
worbenen Wahlvolk kostet. Aber wirklich 
konkret wird er auch diesmal nicht." 
Wolfgang Schäuble, Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, über 
Schröders Auftritt im Bundestag: 
• „demagogische Neidrede", 
• „Zerrbild der Wirklichkeit", 
• „schlimme Verhetzung der Menschen". 
Stehender Applaus, als Helmut Kohl nach 
einer Stunde und 19 Minuten mit einem 
Schmunzeln in Richtung SPD mit den 
Worten endet: „Warten wir es ab bis zum 
Wahlabend. Herr Scharping wird wieder 
die Opposition führen. Das ist die gute 
alte Ordnung." ■ 
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Durchbruch am Arbeitsmarkt 
Zur Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
im Monat August erklärte der wirt- 
schaftspolitische Sprecher des CDU- 
Bundesvorstands, Bundesverkehrsmini- 
ster Matthias Wissmann: 

Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit im 
August 1998 zeigt klar: Der Durchbruch 
am Arbeitsmarkt ist erreicht. Wer dies 
nicht wahrhaben will, muß „rot-grüne To- 
maten auf den Augen" haben. In den letz- 
ten sechs Monaten ist die Arbeitslosigkeit 
um rd. 724.000 zurückgegangen. Bereits 
im September wird die 4-Millionen-Gren- 
ze unterschritten werden. 

Deshalb muß unser Modernisierungskurs 
für den Standort Deutschland konsequent 
fortgesetzt werden: Entlastung von Wirt- 
schaft und Verbrauchern von Steuern und 
Abgaben sowie weitere Flexibilisierung 
des Arbeitsmarktes sind das wirtschaftspo- 
litische Gebot der Stunde. Schröder und 
Lafontaine wollen genau das Gegenteil, 
und Herr Stollmann findet nicht mehr 
statt. Sie liefern - zusammen mit Grünen 
und PDS - den Stoff für wirtschaftspoliti- 
sche Alpträume mit verheerenden Folgen 
für den Arbeitsmarkt. 
Wer in der Prognose der Arbeitsmarktent- 
wicklung so daneben gelegen hat wie die 
SPD und ihre Wahlhelfer vom DGB, der 
ist entweder inkompetent oder will bewußt 
den Wirtschaftsaufschwung aus Wahl- 
kampfgründen kaputtreden. 
Im August 1998 waren 4,095 Mio. Men- 
schen in Deutschland arbeitslos. Damit ist 
die Arbeitslosenquote in Gesamtdeutsch- 
land binnen Jahresfrist von 11,4 % auf 
10,6 % gesunken. 
In Westdeutschland ist die Arbeitslosigkeit 
nunmehr im achten Monat niedriger als im 
entsprechenden Vorjahresmonat, in den 
neuen Bundesländern im dritten Monat. 
Damit ist auch in Ostdeutschland nach der 

Definition der Bundesanstalt für Arbeit die 
Trendwende am Arbeitsmarkt erreicht. 
Der neue Schwung am Arbeitsmarkt ist 
von Dauer und hat eine solide Basis. Die 

Arbeitsmarktentwicklung ist in Sommer- 
monaten aus saisonalen Gründen stets be- 
sonders schwierig. Dennoch ist die Zahl 
der Arbeitslosen im August 1998 absolut 
um 39.000 gegenüber Juli 1998 gesunken 
und liegt um 277.000 unter dem Vorjah- 
resmonat. 

Peter Hintze: Ein Erfolg 
unserer Reformen 

Generalsekretär Peter Hintze hat d# 
im August gesunkene Arbeitslosigke 

als Beleg für den Erfolg der Reform- 
politik der Bundesregierung gewer- 
tet. 

Diese Politik sowie das Engagement der 
Unternehmen und die Tarifpolitik seien 
die „Quelle" für den Aufschwung und da 
mit für die Verbesserung der Lage am A 
beitsmarkt 
Hintze betonte, nunmehr gehe die Arbei • 
losigkeit im Vergleich zum Vorjahresm0' 
nat im Westen seit acht und im Osten se 
drei Monaten zurück. Damit sei nach al 
denkbaren Kriterien eine „echte und sta 
le Trendwende" zum Positiven aut dem 
Arbeitsmarkt eingetreten. Auch die sin- 
kende Kurzarbeit, die Zunahme der Zan 

für offener Stellen und der Anstieg der Ver- 
mittlungen seien wichtige Indikatoren 
eine wachsende wirtschaftliche Stärke- 
SPD und Grüne seien klar gescheitert. m 
ihrer „Miesmacherei" über die wirtsch' 
liehe Lage in Deutschland. 
Hintze fügte hinzu, er rechne „mit sic gn 
heit" damit, daß die Zahl der Arbeitslos 
im September unter die Marke von vie 
Millionen sinken werde. Dies sei ein 
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Rüdiger Pohl sieht Trendwende 
Der Direktor des Instituts für Wirt- 
schaftsforschung Halle, Rüdiger 
Pohl, sieht angesichts der erneut ge- 
sunkenen Arbeitslosenzahlen eine 
Trendwende auf dem Arbeitsmarkt. 
Der Rückgang sei keine „Zwischen- 
entwicklung", sagte Pohl am 8. Sep- 
tember im ZDF-Morgenmagazin. 
Dahinter stecke eine „konjunkturel- 
le Entwicklung". 
Er habe den Eindruck, „daß sich die 
Wirtschaft in Deutschland beschleu- 
nigt, insbesondere auch von der Bin- 
nennachfrage getragen". Dennoch 
Werde man in einer Größenordnung 
von 3,5 bis vier Millionen Arbeitslo- 
sen bleiben. 

Die Ertragsraten seien gut, die Lohn- 
kosten und Zinsen niedrig, fügte Pohl 
hinzu. Das sei der Hintergrund für den 
Aufschwung, der auch auf den Ar- 
beitsmarkt durchschlagen könne. Der 
Direktor wies den Vorwurf der Oppo- 
sition zurück, die Bundesregierung 
manipuliere mit der Erhöhung der 
ABM-Stellen den Arbeitsmarkt. Man 
könne zwar „Kosmetik" betreiben, in- 
dem man die ABM-Stellen um 10.000, 
20.000 oder 30.000 ausdehne. 
Damit könne man aber keine Trend- 
wende herbeiführen. „Denn da geht es 
ja um ganz andere Größenordnungen." 
Trendentwicklungen am Arbeitsmarkt 
kämen vielmehr von der Konjunktur. 

j^nöner Erfolg". Die Union werde sich 
^niühen, den noch immer arbeitslosen 

enschen eine berufliche Chance zu 
r°ffnen. Dagegen würde ein Zurückdre- 
en der Reformen „Deutschland schwer 

.Urückwerfen" und den Aufschwung zum 
rllegen bringen, warnte Hintze. 

Wolfgang Schäuble: Trend- 
wende in Ost und West 

Die neuesten Zahlen der Nürnberger 
Bundesanstalt für Arbeit beweisen 
naeh Ansicht des CDU/CSU-Frakti- 
onsvorsitzenden Wolfgang Schäuble, 
di*ß die Trendwende in Ost und West 
deicht ist. 

sitj'eS ist eine klare Entwicklung zum Po- 
lu 

Ven' zumal auch die Zahl der Vermitt- 
noJ=en am Arbeitsmarkt deutlich zuge- 

■nnien hat", sagte Schäuble. 

Jah!rZeUgt ist Schauble au^h> daß bis zum 
ne e

esende die Zahl der Jugendlichen oh- 
■nen Ausbildungsplatz, nach den neue- 

sten Veröffentlichungen sind das etwa 
150.000 Betroffene, abgebaut werden 
kann. „Wir sind optimistisch, daß das bis 
Ende dieses Jahres in den Griff zu bekom- 
men ist", sagte der Fraktionschef. 

Bernhard Jagoda: Die 
Trendwende ist da 

Knapp drei Wochen vor der Bundes- 
tagswahl sprach Bernhard Jagoda 
erstmals von einer Trendwende auf 
dem Arbeitsmarkt. 

„Auch wir sprechen ab dem heutigen Tag 
von einer Trendwende", sagte er bei der 
Bekanntgabe der Arbeitsmarktdaten für 
August. 

Er sei „ziemlich sicher", daß im Septem- 
ber und im Oktober die Marke von vier 
Millionen Arbeitslosen unterschritten wer- 
de, betonte der Präsident der Bundesan- 
stalt. Voraussetzung sei aber, daß die Ar- 
beitsmarktpolitik im bisherigen Umfang 
aufrechterhalten werde. 
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Insgesamt stehen dafür in diesem Jahr 35 
Milliarden Mark zur Verfügung. 1999 
könne die durchschnittliche Arbeitslosig- 
keit um 200.000 bis 300.000 niedriger lie- 
gen als in diesem Jahr. 

Joachim Hörster: Gute 
Nachricht aus Nürnberg 

Wieder eine gute Nachricht: Die Ar- 
beitslosenzahlen sinken. Im August ist 
die Zahl der Erwerbslosen um 39.000 
auf nunmehr 4.095.000 gesunken. 

Damit ist die Trendwende - nach der Defi- 
nition der Bundesanstalt für Arbeit - auch 
für die neuen Bundesländer erreicht. Dort 
ist nun die Arbeitslosenquote auch im drit- 
ten Monat in Folge gesunken. 
Damit werden wir in ganz Deutschland 
mit hoher Wahrscheinlichkeit im nächsten 
Monat bei der Arbeitslosigkeit eine Drei 
vor dem Komma haben. Einen besseren 
Beweis für die erfolgreiche Politik der 
Regierung Kohl gibt es nicht. Die Refor- 
manstrengungen der Koalition der ver- 
gangenen Jahre haben sich gelohnt. 
Deutschland kann jetzt keine rot-grünen 
Experimente 
ä la Schröder und Fischer gebrauchen. Es 
geht um Deutschlands Zukunft. 
Joachim Hörster, Erster Parlamentarischer 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: Was wir jetzt brauchen, ist die 
Fortsetzung der Reformpolitik der Koaliti- 

on und vor allem die große Steuerreform 
mit Entlastungen für alle. Damit stellen wir 
die Weichen für die Schaffung Hunderttau- 
sender neuer Arbeitsplätze. 

Pressestimmen 

Trendumkehr 
Noch in diesem Monat wird wohl die Zahl 
der Arbeitslose wieder unter die Vier-MM'0' 
nen-Marke sinken. Nun kann tatsächlich vo 
einer Trendumkehr auf dem Arbeitsmarkt 
gesprochen werden. Das gilt auch nach o£' 
soliden Maßstab der Bundesanstalt fiirAr- 
beit, wonach die Zahlen drei Monate in Fol- 
ge unter den Vorjahresstand sinken müsset, 
um die Trendwende zu markieren. 
Als deren Präsident Jagoda einst diese 
Meßlatte vorgab, akzeptierte sie auch die 
SPD. Da schien das Ziel nahezu uner- 
reichbar, inzwischen ist es verwirklicht- 
Rheinische Post 

Es geht aufwärts 
Man mag es drehen und wenden: Am *' 
beitsmarkt geht es kontinuierlich außva' 
Zwar ist der Fortschritt eine Schnecke- 
Doch angesichts der Durststrecke in de 
vergangenen Jahren verstärken die sin- 
kenden Erwerbslosenzahlen der letzten   . 
Monate die berechtigte Hoffnung, daß sl 

die Lage weiter entspannen wird. n 
Stuttgarter Nachrief 

Mittelstand sucht auch ungelernte Arbeitskräfte 
Der deutsche Mittelstand hat offenkundig noch einen großen Bedarf an Arbeits- 
kräften. Dies ist das Ergebnis einer repräsentativen Unternehmensbefragung der 
Industrie- und Handelskammer (IHK) Koblenz, die von IHK-Hauptgeschäftsfüh- 
rer Hans-Jürgen Podzun gemeinsam mit Bundesarbeitsminister Norbert Blüm m 
Bonn vorgestellt worden ist. Demzufolge suchen die 3.000 befragten mittelstän- 
dischen Unternehmen im Kammerbezirk zu 53 Prozent Fachkräfte und zu 
17 Prozent Spezialkräfte. 30 Prozent aller Firmen benötigen den Angaben zufol- 
ge ungelernte Kräfte - im technischen Bereich seien es sogar 60 Prozent. 
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Ausländische Investitionen: 

Einen höheren Halbjahres wert hat es seit 
den 50er Jahren nicht gegeben 

Ausländische Investoren engagieren 
sich wieder verstärkt am Standort 
Deutschland. 

Wie das Bundeswirtschaftsministerium 
in Bonn mitteilte, stiegen die ausländi- 
schen Direktinvestitionen im ersten 
Halbjahr 1998 auf 14,3 Milliarden 
Mark. Im ersten Halbjahr 1997 war 
noch ein Minuswert ausgewiesen wor- 
den, so daß der Nettozuwachs rund 15 
Milliarden Mark beträgt. Einen höhe- 
ren Halbjahreswert habe es seit Beginn 

der Erfassung in den 50er Jahren nicht 
gegeben. Das Zwischenergebnis lasse 
auch für das ganze Jahr 1998 einen 
neuen Rekordwert erwarten. 

Der Zufluß ausländischen Investitions- 
kapitals stamme zu 90 Prozent aus 
EU-Ländern. Mehr als die Hälfte (57 
Prozent) floß in Beteiligungsgesell- 
schaften. Weitere Hauptanlagebran- 
chen waren das Kreditgewerbe (28 
Prozent) und der Bereich Telekommu- 
nikation (16 Prozent). 

2,9 Prozent Wachstum 
~as deutsche Bruttoinlandsprodukt 
(ßlP) hat im ersten Halbjahr 1998 im 
Vergleich zum Vorjahr real um 2,9 Pro- 
zent zugelegt. Dies teilte das Statisti- 
Sche Bundesamt in Wiesbaden mit. 

tfv ist ein Durchbruch auf dem Ar- 
}e"sinarkt. Wer dies nicht wahrhaben 
^7/A muß rot-grüne Tomaten auf den 
Al*gen haben. 

Bundesverkehrsminister 
Matthias Wissmann 

Bundesaufträge an 
Ostdeutschland 

Der Bund hat im vergangenen Jahr Auf- 
träge im Wert von 9,6 Milliarden Mark 
an Unternehmen in den neuen Ländern 
vergeben. Angaben zufolge wurden 1997 
insgesamt 19,21 Prozent aller öffentli- 
chen Bundesaufträge an Ost-Firmen ver- 
geben. Von den Aufträgen des Kanzler- 
amts gingen sogar 34,91 Prozent mit ei- 
nem Wert von 369 Millionen Mark in die 
neuen Länder. Die Deutsche Bahn AG 
vergab Aufträge im Wert von 4,8 Milliar- 
den Mark an östliche Auftragnehmer. 

Investitionsrückgang bei Wahlsieg von Rot-Grün 
Nach Ansicht der US-Handelskammer würde eine rot-grüne Koalition nach 
der Bundestagswahl den Investitionsstandort Deutschland gefährden. 
Wie der Vorsitzende der American Chamber of Commerce in Germany 
vACC), Fred Irwin, in Frankfurt mitteilte, wäre bei einer Regierungsüber- 
nahine von SPD und Bündnis 90/Die Grünen ein Rückgang US-amerikani- 
scher Investitionen in Deutschland zu befürchten. Grund dafür sei vor allem 
d|e Ankündigung der SPD, Steuer- und Sozialgesetze der jetzigen Regierung 
zurückzunehmen. 



Seite 8 ■ UiD 30/1998 BUNDESHAUSHALT 1999 

Es darf nicht zu einer 
Rolle rückwärts kommen 

- Auszüge aus Reden anläßlich der Einbringung 
des Haushaltes 1999 im Deutschen Bundestag - 

Außenpolitik 

Helmut Kohl: Wir alle können stolz 
darauf sein, daß Deutschland heute ein ru- 
hender Pol in der Völkergemeinschaft und 
eines der einflußreichsten Länder in der 
westlichen Welt ist... Es ist wahr, daß die 
Zeit, für die ich Verantwortung trage, et- 
was länger ist, daß die weltpolitischen 
Veränderungen etwas dramatischer waren 
und daß deswegen viele darauf schauen, 
was die Bundesregierung heute tut und für 
welche Politik sie steht. Es ist doch ver- 
ständlich, daß die Welt auf diejenigen 
schaut, die als Alternative auftreten. Es ist 
doch verständlich, daß die Welt sagt: „Um 
Gottes willen, was steht uns da ins Haus", 
wenn ein Schattenaußenminister genannt 
wird, über den jeder in der Welt den Kopf 
schüttelt... Das Vertrauen, das Deutsch- 
land genießt, ist ein kostbares außenpoliti- 
sches Kapital. Wir haben es in Jahrzehnten 
hart erarbeitet. Um es klar zu sagen: Ich 
denke nicht daran, es aufs Spiel zu setzen. 

Wirtschaft/Arbeit 

Theo Waigel: Deutschland steht mit- 
ten im Aufschwung! Die Trendwende am 
Arbeitsmarkt ist erreicht. Das ist das Er- 
gebnis der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
der Koalition von CDU/CSU und FDP. In 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik müs- 
sen wir jetzt klaren Kurs halten und die 
Politik für mehr Beschäftigung am Stand- 
ort Deutschland entschlossen fortsetzen. 

Das bedeutet weniger Staat und Bürokra- 
tie, mehr Markt und Eigenverantwortung' 
eine weitere Konsolidierung der öffentli- 
chen Haushalte und Rückführung der öf- 
fentlichen Defizite, eine schlanke kosten- 
günstige und bürgerfreundliche Verwal- 
tung, weiter sinkende Lohnnebenkosten - 
Arbeit muß sich für jeden, Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer, lohnen - und eine 
große Steuerreform. Innovationen, Inve- 
stitionen, unternehmerisches Risiko, per' 
sönlicher Einsatz und harte Arbeit müsse11 

belohnt werden. 

Kurt Biedenkopf: Zur Wirklichkeit ü» 
Deutschland gehört auch der Blick auf die 

Schattenwirtschaft. Die Deutsche Bundes- 
bank hat festgestellt, daß die Wertschöp- 
fung in der Schattenwirtschaft inzwische 
auf 560 Milliarden DM angestiegen ist- 
Diese Wertschöpfung entspricht der Arbel 

von 6 Millionen abhängig Beschäftigte111 

der gleichen Zusammensetzung wie bei 
den gesamten Beschäftigten in Deutsch- 
land. 

Heiner Geißler: 10,7 .Prozent der Ju- 
gendlichen unter 25 Jahren, sind arbeits' 
Aber über die Hälfte dieser jungen Leute 
bekommt innerhalb von sechs Monaten 
nen Arbeitsplatz und 90 Prozent dieser 
Leute während eines Dreivierteljahres. 
Übrig bleiben 10 Prozent; das sind die 
45 000, um die wir uns kümmern müssen- 
Die anderen bekommen einen Job. Dat 
machen wir unsere Vorschläge: Komni- 
lohn. Dafür haben wir das Quas-Pro- 
gramm, das der Bundesarbeitsminister z 
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sammen mit dem Hamburger Senat reali- 
gn hat. Das sind die richtigen Maßnah- 
men. 

Kurt Biedenkopf: Ein Drittel der re- 
gistrierten Arbeitslosen in Deutschland ist 
JJ'eniger als drei Monate arbeitslos. Diese 
Menschen finden innerhalb von drei Mo- 
tten eine neue Tätigkeit. Darin drückt 
•>lch nicht ein soziales Elend aus, sondern 
dle Folge einer ungewöhnlich dynami- 
schen Wirtschaft. Für die Überwindung 
^Arbeitslosigkeit dieses Drittels sollten 
wir keine öffentlichen Mittel einsetzen, 
andern wir sollten allenfalls durch eine 
richtige Wirtschaftspolitik die Entstehung 
Jjeuer Unternehmen beschleunigen, damit 
aie Frist nicht drei Monate, sondern nur 
2wei Monate beträgt. 

^tetbert Blüm: Und nun lese ich von 
/Wgang Clement: wir, die Länder, ha- 
°en heute mehr Einfluß auf den Standort 
)|0r Ort als der Bund. - Wo er recht hat, 
*at er recht. Bayern 6,4 Prozent Arbeits- 
°se, Baden-Württemberg 6,8 Prozent, 
^°rdrhein-Westfalen 10,5 Prozent, 
Nledersachsen 10,8 Prozent, Saarland 

1 >3 Prozent. 

n Westdeutschland insgesamt ist die Ar- 
glosigkeit von Juli 1997 bis Juli 1998 
SM!I

5,7
 
Prozent zurückgegangen, aufge- 

r^Iüsselt auf einzelne Länder: in Nord- 
nein-Westfalen nur um 4,8 Prozent, in 
ledersachsen um 10,8 Prozent und in 

"ayern um 8,4 Prozent. 

enn Westdeutschland die Arbeitslosen- 
jj ote von Bayern hätte, dann hätten wir 
k y-000 - fast 1 Million - weniger Ar- 
^e,tslose. Wenn Westdeutschland soviel 
■ rbeitslose wie Niedersachsen hätte, dann 
a«en wir 538.000 Arbeitslose mehr. 

^ttgang Schäuble: Wenn es die 
beifemeinheit bezanlt' daß icn nicht ar- 
ist Gn muß' wenn es mir zu kalt ist' dann 

hatrS mir /ierrmcn schnell kalt. Deswegen 
Seh]    Wir in Deutschland längere 

echtwetterperioden als in Schweden, 

obwohl es in Schweden kälter sein soll. 
Von daher ist die Regelung richtig, daß 
die Bundesanstalt einen Zuschuß bezahlt, 
aber die Bauwirtschaft einen Teil selber 
tragen muß. Auf die Weise überlegt sie, 
wie sie das erwirtschaften und trotzdem 
wettbewerbsfähig bleiben kann. So sind 
die Lohnzusatzkosten in der Bauwirt- 
schaft gesenkt worden. So schafft man 
Rahmenbedingungen für mehr Arbeits- 
plätze. Das ist unser Weg. Wir sind auf 
dem richtigen Weg; er muß weitergegan- 
gen werden. Es darf nicht zur Rolle rück- 
wärts kommen. 

Preisstabilität 

Theo Waigel: In Deutschland herrscht 
Preisstabilität. Im Juli betrug der Preisan- 
stieg nur noch 0,9 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Das ist der niedrigste Wert seit 
der Berechnung gesamtdeutscher Indizes 
im Jahre 1991. Ein Prozent weniger Infla- 
tion bedeutet 18 Milliarden DM mehr 
Kaufkraft für die Menschen in unserem 
Land. Eine niedrige Inflation liefert einen 
größeren Beitrag zur sozialen Gerechtig- 
keit als eine schulden- oder steuertreiben- 
de Umverteilungspolitik. 

Heiner Geißler: Sie hatten damals ei- 
ne Inflationsrate von 5,5 Prozent, für die 
einfache Lebenshaltung eines Kindes von 
7,3 Prozent, Herr Dreßler. 1 Prozent Infla- 
tion zog den Leuten damals 18 Milliarden 
DM aus der Tasche. Die Inflation tobt sich 
auf dem Rücken der kleinen Leute, der 
Rentnerinnen und Rentner und der Famili- 
en mit Kindern aus. 

Helmut Kohl: Die Preise sind stabil. 
Es gibt keinen Preisanstieg. Die Inflati- 
onsrate liegt bei 0,7, 0,8 Prozent. 1982 lag 
sie bei 5,3 Prozent. Wir haben diesen 
Rückgang erreicht, obwohl wir viele öko- 
nomische Herausforderungen angehen 
mußten und zum größten Teil gemeistert 
haben. Das ist ein super Ergebnis, was wir 
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hier erreicht haben. Es ist auch die beste 
Sozialpolitik. Als Antwort auf Ihre Rede 
von gestern, Herr Ministerpräsident La- 
fontaine: Sie haben mit Recht den Binnen- 
konsum angesprochen. Aber dann müssen 
Sie doch sagen, es ist phantastisch, was 
wir hier machen: 1 Prozent weniger Infla- 
tion bedeutet rund 20 Milliarden DM 
mehr Kaufkraft. Zu Beginn meiner Amts- 
zeit lag die Inflationsrate bei 5 Prozent. 
Jetzt rechnen Sie das Ganze doch einmal 
zusammen. Sie können mit keiner Steuer- 
reform der Welt erreichen, was wir hier 
mit sicheren Preisen und einer stabilen 
Währung geschafft haben ... Wir sind 
auch beim Arbeitsmarkt auf dem richtigen 
Weg. Im Januar hieß es: Es wird 5 Millio- 
nen Arbeitslose geben. Sie hatten daran 
schon Ihre Freude ... Und dann ist diese 
Prognose zusammengebrochen. Was ha- 
ben wir jetzt? - Knapp über 4 Millionen. 
Wir haben eine deutliche Trendwende, 
auch im Vergleich zum vergangenen Jahr. 
Die 4 Millionen Arbeitslosen sind viel zu- 
viel. Im nächsten Monat werden es unter 
4 Millionen sein. Im Jahresschnitt wird die 
Zahl aber über 4 Millionen liegen. Das ist 
die eine Seite. Die andere Seite ist, daß 
wir über 1,5 Millionen freie Stellen haben 
und dringend Leute gesucht werden. Des- 
wegen ist es doch so wichtig, daß jetzt 
keine Ausbildungsabgabe eingeführt wird 
und daß wir vielleicht nach der Wahl - 
jetzt ist es unmöglich - zu einem vernünf- 
tigen Gespräch zusammenkommen: Poli- 
tik, Gewerkschaften und Wirtschaft. 

Sozialpolitik 

Helmut Kohl: Kein Mensch in 
Deutschland schafft die soziale Ordnung 
ab oder kippt den Sozialstaat. Das ist 
doch alles dummes Zeug. Wir zahlen in 
Deutschland jährlich 12.500 DM pro 
Kopf an Sozialleistungen. In Großbritan- 
nien sind es 7.500 DM, in Frankreich 
11.500 DM und in Italien 6.700 DM: Das 

ist der zusammengebrochene deutsche 
Sozialstaat! Wir geben jede dritte Mark 
für Sozialleistungen aus. Aber die Frage 
ist doch berechtigt, ob wirklich jede 
Mark, die wir ausgeben, auch dort hin- 
kommt, wo sie hin soll, oder ob sich nicht 
auch Trittbrettfahrer in den Besitz des 
Geldes bringen. 

Horst Seehofer: Der niedersächsische 
Ministerpräsident versteht von Sozialpo'1' 
tik so viel wie eine Schildkröte vom Stab- 
hochsprung. 
Die Sozialhilfe ist kein Maßstab für die 
Armut in unserem Lande, sondern Aus- 
druck eines hochwertigen Sozialstaates. 

Wenn ein Drittel der Versicherten in der 
gesetzlichen Krankenversicherung von je' 
der Zuzahlung bei Arznei- und Heilmittel11 

völlig befreit ist und darüber hinaus noch 
einmal 300.000 Menschen teilweise be- 
freit sind, dann ist das Ausdruck einer so- 
zialen Verantwortung, die wir bei der Ver- 
abschiedung dieses Gesundheitsstruktur- 
gesetzes gepflegt haben. 

Familienpolitik 

Claudia Nolte: Viel reden, schlecht 
handeln - so könnte man die Regierungs; 
politik der SPD in den Ländern umschrei- 
ben. Wer noch ein Beispiel braucht: In 
Niedersachsen wurde die Förderung t'arn 

lienbezogener Maßnahmen gekürzt. Es 
reicht eben nicht aus, wenn nur im Bun 
Familienpolitik betrieben wird. Gerade 
weil Familienpolitik QuerschnittsaufgaD 

ist, weil sie alle Bereiche betrifft, mußsl 

in Kommunen und Ländern ebenso ver- 
antwortungsvoll wahrgenommen wexys' 
Alle tragen Verantwortung für eine kin 
freundliche Gesellschaft. 

Wolfgang Schäuble: Deswegen irtj8 

grundfalsch, wenn Sie in einer Bilanz 
vergangenen 16 Jahre verschweigen, da 
die Familienpolitik in Deutschland in ö 
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£egierungszeit Helmut Kohls und unserer 
Koalition der Mitte auf eine neue, moder- 
ne, zukunftsträchtige Grundlage gestellt 
worden ist. Wir haben die Anrechnung 
von Erziehungszeiten in der Rentenversi- 
cherung eingeführt. Wir haben Erzie- 
hungsurlaub und Erziehungsgeld einge- 
führt. Und in den Ländern, in denen CDU 
oder CSU regieren, gibt es das Landeser- 
zienungsgeld, während es das in denen, 
JJo die SPD regiert, nicht gibt. Das zeigt: 
Wir stehen für Familie und Wertorientie- 
rur>g - und Sie eben nicht. An diesen Un- 
erschied muß man denken. Das ist wich- 
Jg für die Zukunftsfähigkeit unseres Lan- 
des 

Rentenpolitik 

^&imut Kohl: Wir haben damals eine 
Politische Entscheidung getroffen, die Sie 
Mühsam nachvollzogen haben und die 
«Um Beispiel zu folgendem Ergebnis ge- 
ehrt hat: Ein Rentner mit über 40 Versi- 

^herungsjahren, der in der damaligen 
"DR 470 bis 550 Ostmark bekam, hat 
nei>te eine Rente von l .700 DM. 

^Qlfgang Schäuble: Die Last der 
,e'genden Lebenserwartung kann, wenn 
le Rente sicher bleiben soll, nicht mehr 
Schließlich von den zukünftigen Bei- 

J.agszahlern getragen werden; sie muß 
.'elrnehr hälftig verteilt werden. Dadurch 

•lnken die Renten nicht. Sie steigen auch 
Zukunft, aber langsamer als in der Ver- 

legenheit. Mit Ihrer Debatte um das Ni- 
eau täuschen Sie die Menschen. Sie re- 
^ ihnen ein, daß die Renten sinken. Die 
eririeisten älteren Mitbürger aber sagen: 

^enn die Rente sicher bleibt und die 
Ehrung so stabil, wie sie es mit Helmut 

w°hI und Theo Waigel in Deutschland 
k raen ist, dann akzeptieren wir, daß < 

ge- 
die 

ls "ten in Zukunft langsamer steigen. Das 

ne Alterna 
soziale Sicherheit; und dazu gibt es kei- 

Norbert Blüm: Sie wollen die Re- 
formen zurücknehmen - das bedeutet 
eine Mehrbelastung bis 2030 von 500 
Milliarden DM, dynamisiert 1 Billion 
DM. Gleichzeitig wollen Sie die Beiträ- 
ge senken. Das ist eine Beleidigung der 
Wähler, weil Sie sie für so dumm hal- 
ten, Ihnen zu glauben, man könne mehr 
Ausgaben mit weniger Einnahmen be- 
zahlen. 
Für eine Mutter, deren drei Kinder nach 
1992 geboren wurden, bedeutet die jetzt 
beschlossene Verbesserung eine jährliche 
Rentenerhöhung von 1.296 DM. Das über- 
trifft alle Niveauabsenkungen. 

Innere Sicherheit 

Manfred Kanther: Über 3.000 Stel- 
len sind beim Bundesgrenzschutz dazuge- 
kommen, um unsere Grenzsicherheit ge- 
gen Kriminalität und illegalen Zuzug zu 
stärken. Diejenigen Länder, die von der 
CDU, der CSU oder einer Koalition von 
CDU und FDP regiert werden - Sachsen, 
Bayern, Baden-Württemberg - haben 
gleichfalls über 3.000 neue Polizeistellen 
geschaffen. Die fünf sozialdemokratisch 
regierten Länder Schleswig-Holstein, Nie- 
dersachsen, Hamburg, Hessen, und Saar- 
land haben in den gleichen fünf Jahren 
1.083 Polizeistellen gestrichen. Herr 
Schröder, der vor der Hamburger Bürger- 
schaftswahl, auch jetzt wieder und immer 
dann, wenn es ihm passend erscheint, die 
größten Sprüche in bezug auf innere Si- 
cherheit klopft, hat seit 1992, in sechs Jah- 
ren, 642 Planstellen bei der Polizei gestri- 
chen. Mehr Sicherheit mit weniger Polizei 
- ein sonderbares Rezept. 

Lohnfortzahlung 

Wolfgang Schäuble: Wir haben le- 
diglich gesagt, der Gesetzgeber bestimmt 
nicht, daß die Lohnfortzahlung bei 100 
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Weiterer Rückgang bei den Verkehrstoten 
Der verkehrspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Dirk Fischer, erklärte zu den aktuel- 
len Zahlen der Straßenverkehrsun- 
fallstatistik: 

Der gute Trend ist ungebrochen. Im 
Vergleich zu 1979, seitdem Monatser- 
gebnisse zur Unfallstatistik vorliegen, 
hat sich die Zahl der Verkehrstoten im 
Monat Mai exakt halbiert, von 1421 
im Mai 1979 auf 710 im Mai 1998. 
Die Zahl der Straßenverkehrsunfälle 
sank im Vergleich zum Mai des Vor- 
jahres um 1,3%. 

Dies ist bei aller Tragik im jeweiligen 
Einzelfall eine überaus positive Ent- 
wicklung. Trotz anhaltenden Verkehrs- 
zuwachses ist der Trend bei den 
Straßen Verkehrsunfällen konstant 

rückläufig. Die Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Verkehrssicherheit - 
0,5-Promille-Regelung, Atemalkohol- 
analyse, Drogenverbot, Anpassung des 
Bußgeldkatalogs etc. - die gute Ver- 
kehrssicherheitsarbeit und die erhebli- 
chen Verbesserungen des Insassen- 
schutzes bei neuen Pkw bringen den 
Erfolg. 
Kinder sind die schwächsten Partner 
im Straßenverkehr und brauchen be- 
sondere Aufmerksamkeit. Mit Schul- 
beginn appelliere ich an die Eltern der 
Schulneulinge: Üben Sie mit Ihren 
Kindern den Schulweg, erkunden Sie 
gemeinsam den sichersten Weg! Und 
mein Appell an die Autofahrer: Fahren 
Sie jetzt im Bereich von Schulen und 
erkennbaren Schulwegen besonders 
rücksichtsvoll! 

Prozent liegen muß; vielmehr müssen es 
80 Prozent sein. Die Tarifparteien können 
zwar mehr vereinbaren, aber sie müssen 
dann auch vereinbaren, daß diese Rege- 
lung wirtschaftlich tragbar bleibt. Das Sy- 
stem hat funktioniert. Diejenigen, die 100 
Prozent Lohnfortzahlung vereinbart ha- 
ben, haben in denselben Tarifverträgen an 
anderer Stelle Einsparungen vereinbart, 
die die Lohnzusatzkosten um 20 Milliar- 
den DM gesenkt haben. So senkt man 
Lohnzusatzkosten, und so schafft man 
Rahmenbedingungen für mehr Arbeits- 
plätze. 

Steuerpolitik 

Theo Waigel: Das sogenannte Steuer- 
programm der SPD ist reiner Populis- 
mus. Es verspricht der Durchschnittsfa- 
milie eine steuerliche Entlastung um 

jährlich 2.500 DM. Diese Größenord- 
nung hätten wir mit dem Steuerreform- 
gesetz schon längst erreicht. Eine Fami- 
lie mit zwei Kindern und einem Brutto- 
jahresverdienst von 70.000 DM wäre 
schon heute um diese Summe entlastet. 
Die SPD windet sich, wenn es um die 
Details und die Finanzierung geht. 

Darüber schweigt sie sich weiterhin be- 
harrlich aus. Nur, das Spiel ist leicht zu 
durchschauen: Allen wird alles verspro- 
chen. Das Motto lautet: Bloß nicht kon- 
kret werden. Immer wenn der SPD- 
Kanzlerkandidat konkret wurde, dann 
fiel er voll auf die Nase. Lafontaine ist 
für die Entlastung der niedrigen Einkorn 
men zuständig, die Zeche dafür sollen 
die Unternehmen zahlen; Schröder ist in 
den Schmusekurs mit den Unternehmen 
zuständig, die zuvor von Lafontaine ge" 
schröpft worden sind. 



Debatte   im   Bund e s t a g 

Klarer Sieg 
für Helmut Kohl 
Oer Kanzler hat Klartext geredet: Wirtschaftsaufschwung, 

Trendwende am Arbeitsmarkt, stabile Preise. Dieser Kanzler 

garantiert Sicherheit für Deutschland in einer Welt internationaler 

Turbulenzen. Man weiß, wo man dran ist. 

Und Schröder? Der Kandidat hat viel geredet. Aber er hat nichts 

gesagt. Alles blieb unklar: Kein Konzept für die Wirtschaft. Wort- 

hülsen und Nebelbomben zum Thema Arbeitsmarkt. Völlige 

Ahnungslosigkeit in internationalen Fragen. 

Und vor allem: Schröder hat gezeigt, daß er in Wirklichkeit ein 

Unker ist. Er weiß: Als Partner stehen nur die Grünen und die 

PDS zur Verfügung. Aber darüber schweigt er lieber. 

Schröder spaltet unser Land. 

Deutschland braucht in den nächsten Jahren 
sinen starken, erfahrenen Kanzler, der unser Land 
sicher an allen Klippen vorbeiführt. 
Deutschland braucht Helmut Kohl und die CDU. 

Sicherheit statt Risiko 

CDU 
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Bundeshaushalt 1999 sichert 
Vorrang für den Aufbau Ost 

Zum Entwurf des Bundeshaushalts 
1999 erklärte der Sprecher der ostdeut- 
schen Unionsabgeordneten und stellver- 
tretende Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Paul Krüger: 
Der Entwurf setzt weiterhin die Priorität 
auf den Aufbau Ost. Die Mittel in allen 
wichtigen Bereichen werden im notwendi- 
gen Umfang bereitgestellt. Der Willen der 
Regierung von Bundeskanzler Kohl, mög- 
lichst zielorientiert den Aufbau in den 
neuen Ländern zu vollenden, wird damit 
eindrucksvoll dokumentiert. Die ostdeut- 
schen Abgeordneten begrüßen das deutli- 
che Signal, daß die Bundesregierung die 
positive Entwicklung in den neuen Län- 
dern auch in den nächsten Jahren mit allen 
Mitteln unterstützen wird. Diese Entwick- 
lung wirkt sich auch zunehmend günstig 
auf den Arbeitsmarkt aus. 
Die Ausgabentransfers in die neuen Län- 
der werden in etwa die Größenordnung 
des laufenden Jahres mit 95 Mrd. DM er- 
reichen. Hinzu kommen die Leistungen 
des Bundes im Rahmen des Finanzaus- 
gleichs von rund 36 Mrd. DM und die 
steuerlichen Fördermaßnahmen. Die 
steuerliche Wirtschaftsförderung wird mit 
der im letzten Jahr beschlossenen Neure- 
gelung ab 1999 noch stärker auf die Be- 
dürfnisse der ostdeutschen Wirtschaft 
ausgerichtet und transparenter ausgestal- 
tet. Die Festlegung der Förderkonditio- 
nen für einen Zeitraum bis 2004 sichert 
die notwendige Planungssicherheit für 
Investoren. 
Insgesamt sind besonders hervorzuheben 
die hohen Ansätze bei Infrastrukturausbau, 
bei Wirtschaftsförderung, im Städtebau 
sowie beim Wohnungsbau. 

Die für die neuen Länder besonders wich- 
tige Arbeitsmarktförderung wird auch 
1999 in gleicher Höhe fortgeführt wie 
1997 und 1998. 
Im einzelnen sind folgende Bereiche zu 
nennen: 
• Ein Schwergewicht der Aufbauleistun- 
gen wird auf den Investitionen liegen. 
Deutlich über 40% der gesamten Investiti- 
onsausgaben im Haushalt 1999 gehen in 
die neuen Länder. 
• Bei den Verkehrsinvestitionen in Hohe 
von 20 Mrd. DM geht 1999 sogar an- 
nähernd jede zweite Mark in die neuen 
Länder. Dabei ist nach wie vor die Finan- 
zierung der Verkehrsprojekte Deutsche 
Einheit wie z. B. der A 20 vorrangig. 

Planungssicherheit für 
Investoren bis zum Jahr 2004 

• Bei der regionalen Wirtschaftsförde- 
rung über die Gemeinschaftsaufgabe Ost 
werden 1999 fast 2,6 Mrd. DM bereitge- 
stellt. Dies sind rund 300 Mio. DM mehr 
als im alten Finanzplan vorgesehen. 
• Als ergänzende Hilfen für den Abbau 
des infrastrukturellen Nachholbedarfs 
auch auf kommunaler Ebene werden bis 
2004 nach dem Investitionsförderungsge' 
setz jährlich 6,6 Mrd. DM bereitgestellt- 

• Bei der Städtebauförderung wird die 
Erneuerung der Bausubstanz in städti- 
schen und ländlichen Bezirken wirkungS' 
voll unterstützt. Wie 1998 liegt der Ver- 
pflichtungsrahmen bei 520 Mio. DM. Die 
Ausgaben für den sozialen Wohnungsbau 
betragen rund 800 Mio. DM. 
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Helmut Kohl setzt positives Signal 
für die Fußballweltmeisterschaft 2006 

Der sportpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Klaus Riegert, und das Mitglied des 
Sportausschusses, Rolf Rau, Leip- 
zig-Land, erklärten zu der Finanz- 
zusage des Bundeskanzlers für die 
Stadien in Berlin und Leipzig: 
Auf unseren Bundeskanzler ist Verlaß. 
Von Beginn an und mit ihm eigener 
Vehemenz hat der Kanzler die Bewer- 
bung des Deutschen Fußballbundes 
um die Austragung der Fußballwelt- 
rneisterschaft 2006 unterstützt. Seine 
Zusage, der Bund werde für die Stadi- 
en in Berlin und Leipzig jeweils 100 
Millionen DM Investitionskosten be- 
reitstellen, setzt den Deutschen Fuß- 
ballbund in die Lage, auch Spielstätten 
m den neuen Ländern in die Bewer- 
bung aufzunehmen. Damit hat die Be- 

rber das KfW-Modernisierungspro- 
|ramm wird 1999 fast 1,3 Mrd. DM an 
^Zuschüssen aufgebracht werden. Da- 

11 entfaltet es eine vielfach höhere Inve- 
' tlllonswirkung. 

ri h e" Aur" und Ausbau von Pflegeein- 
^nungen wird von 1995 bis 2002 insge- 

jm mit 6,4 Mrd. DM gefördert. 

Um     Haushalt des Wirtschaftsministeri- 
Xh-Werden im Rahmen des Eigenkapi- 
f uilfeprogramms Ost, für die Industrie- 

noch 
rschung und für die Absatzförderung 

stell einmal mnd 1,J Mrd" DM bereitge" 

l7l- .er Haushalt des Bundesforschungs- 
^steriums wird auch 1999 für die neu- 

Von ?nder das Niveau von 1998 in Höhe 
fl'eß     Mrd- DM erreichen. Die Mittel 

en in Lehrstellenprogramme, in den 

Werbung des Deutschen Fußballbun- 
des enormen Auftrieb erhalten. Es 
liegt nun an den Städten Berlin und 
Leipzig, schlüssige Konzepte vorzule- 
gen, einen eigenen Beitrag zu leisten 
und weitere Investoren zu finden. 

Der Sport weiß es genau: 
Der Bundeskanzler hat stets ein offe- 
nes Ohr für seine Anliegen. Unter sei- 
ner Regierung ist Deutschland ein 
sportfreundliches Land geworden, in 
dem Leistung wieder Freude macht 
und anerkannt wird. Die Millionen 
Fußball-Fans werden es dem Bundes- 
kanzler danken: Die Bewerbung des 
Deutschen Fußballbundes um die Fuß- 
ballweltmeisterschaft 2006 hat durch 
die Initiative des Bundeskanzlers deut- 
lich an Schwung gewonnen. 

Hochschulbereich, in die Förderung auße- 
runiversitärer Forschungseinrichtungen 
und die Förderung der Industriefor- 
schung. 

• Die soziale Abfederung der Wohnko- 
sten wird durch das Wohngeld einschließ- 
lich der jetzt bis 2000 vollständig verlän- 
gerten Wohngeld-Sonderregelungen Ost 
sichergestellt. Allein der Bund gibt hierfür 
rund 680 Mio. DM aus. 

• Für die Landwirtschaft sind im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes" rund 700 Mio. DM vorgesehen; 
1998 waren es noch 665 Mio. DM. 

Das Volumen der agrarsozialen Siche- 
rung in den neuen Ländern wird 1999 
mit gut 400 Mio. DM wie in diesem 
Jahr liegen. ■ 
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Meister der Halb Wahrheiten 
Schröder sagt: Im Herbst 1982 gab 
es in Deutschland 1,8 Millionen 
Arbeitslose. Im Herbst 1998 gibt es 
4,1 Millionen Arbeitslose. 

Die CDU entgegnet: 

Wer die Arbeitslosenzahlen betrachtet, 
muß auch die zunehmende Zahl der Be- 
schäftigten in den Blick nehmen. Außer- 
dem gehört zur ehrlichen Bilanz die Diffe- 
renzierung nach Bundesländern. Warum 
sind in den SPD-geführten Bundesländern 
sowohl im Westen als auch im Osten die 
Arbeitslosenquoten am höchsten? Der ak- 
tuelle Vergleich zwischen den SPD-ge- 
führten Ländern zeigt: Niedersachsen 
(Schröder) mit 10,7 Prozent, Saarland 
(Lafontaine) mit 11,2 Prozent und Nord- 
rhein-Westfalen (Clement) mit 10,3 Pro- 
zent liegen über dem Durchschnitt der 
westdeutschen Arbeitslosenquote mit 9,0 
Prozent. Die unionsgeführten Länder Bay- 
ern (Stoiber) und Baden-Württemberg 
(Teufel) liegen mit 6,9 Prozent und mit 
6,6 Prozent deutlich darunter. 

Arbeitslosenquote 
August 1998 

Saarland 11,2% 
Niedersachsen 10,7% 
NRW 10,3% 
Westdeutschland 9,0 % 
Baden-Württemberg 6,9 % 
Bayern 6,6 % 
Daten: Bundesanstalt für Arbeit, Juli 1998 

Auch die SPD-regierten Bundesländer im 
Osten schneiden schlecht ab: Sachsen-An- 
halt mit 19,6 Prozent, Brandenburg mit 

16,3 Prozent gegenüber Thüringen mit 
15,6 Prozent. 
Die Daten zeigen gleichwohl deutlich: Der 
Modernisierungskurs der Koalition der 
Mitte greift. Dies zeigt auch die hohe Zahl 
der offenen Stellen: Im August 1998 gab 
es rund 1,3 Millionen offene Stellen, die 
Beschäftigungschancen eröffnen. Es be- 
stehen gute Chancen, daß im Laufe des 
September die 4-Millionen-Grenze unter- 
schritten wird. 

Schröder sagt: Während Ihrer 
Regierungszeit ist die Ausbildungs- 
not immer größer geworden, und 
Sie haben wenig getan, um diesen Ji111' 
gen Menschen eine Perspektive zu 
geben. 

Die CDU entgegnet: 

Die Modernisierung der Berufsbilder, 
die verstärkte Beratung der Betriebe, d» 
Vergabe öffentlicher Aufträge durch de 
Bund an Unternehmen, die ausbilden, 
sowie die gezielte finanzielle Förderung 
von zusätzlichen Ausbildungsplätzen ' 
den neuen Bundesländern, sind wichtig 
Bausteine zur Schaffung von Ausbil- 
dungsplätzen für alle. Hier hat die CV 
geführte Bundesregierung konsequen 
gehandelt - mit und nicht gegen die o 
triebe, wie es die SPD mit ihrer verwai' 
tungsaufwendigen Ausbildungsplatza - 
gäbe plant. Deutschland hat europawei 
mit die geringste Jugendarbeits- 
losigkeit. 
Der aktuelle Vergleich in den BundesUuv 
dem zeigt: Die SPD-regierten Länder ve 
hindern Chancen für Ausbildungs- und 
beitsplätze, denn hier sind die Arbeitsl?" 
senquoten junger Menschen höher als i 
Durchschnitt. 
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Arbeitslosenquote 
^__              August 1998 
Jiiedersachsen 13,2% 
_NRW_ 12,8% 
^Saarland 10,5% 
^Baden-Württemberg 7,0 % 

Bayern 6,6 % 

Auch mit Hilfe des Kombilohnes kann 
Jüngeren Arbeitslosen der Weg in den Ar- 
öeitsmarkt und damit in den Berufsein- 
stleg ermöglicht werden. Die neuen In- 
s,ruiTiente der Arbeitsförderung wie Trai- 
n'ngsmaßnahmen, Einarbeitungszuschüsse 
°der verschiedene Formen von Lohnko- 
£enzuschüsse bieten ebenfalls Chancen. 
J-JP weiterer Weg ist das Meister-Bafög, 
^ll dem bis 1998 mehr als 60.000 junge 
^enschen gefördert werden. 

Schröder sagt: 1980 trug der 
durchschnittlich verdienende Arbeit- 
nehmer eine Gesamtbelastung von 
38,6 Prozent. Im Jahre 1997 war die 
Abgabenbelastung auf 45,5 Prozent 
^gestiegen. In der Regierungszeit der 
LDU bleiben den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern von jeder verdien- 
ten Mark kaum mehr als 50 Pfennig. 

Die CDU entgegnet: 

belast 

r Bürger wird heute geringfügig mehr 
et - aber er erhält deutlich mehr an 

tätlicher Leistung. Nach Angaben des 
'^tischen Bundesamtes betrug die 

p rchschnittliche Abgabenbelastung 40,1 

40°sent im Jahr 1980; heute liefl sie bei 

f(ir'   
Prozent. Darin sind auch die Beiträge 

halt le gesetzncne Pflegeversicherung ent- 
hat i   die die CDU l994 durchgesetzt 
gen   9**0 mußten dagegen die Angehöri- 
stün aber das Sozialamt) die Bela- 
dürf?en tra§en' die sicn aus Pflegebe- Tt,gkeit ergaben. 

Im Jahr 1980 lag die Inflationsrate bei 5,4 
Prozent. Heute haben wir mit einer Steige- 
rungsrate von unter einem Prozent prak- 
tisch Preisstabilität. Diese schleichende 
Geldentwertung der SPD-Regierung hat 
das reale Einkommen der Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmern stetig gemin- 
dert. Der Zinssatz für langfristige Anlagen 
betrug damals 8,6 Prozent; heute liegt er 
bei rund 5 Prozent. Das entlastet vor allem 
die Bezieher geringerer Einkommen, die 
ein Haus bauen oder eine Wohnung kau- 
fen. 

1980 wurden 474,1 Milliarden DM für So- 
ziales ausgegeben. Im vergangenen Jahr 
waren es 1.256,1 Milliarden DM und da- 
mit jede dritte in Deutschland erwirtschaf- 
tete Mark. Alle großen Sozialgesetze wur- 
den von der CDU gemacht: Kindergeld 
und Kinderfreibeträge, Wohnungsbauge- 
setze, Kündigungsschutzgesetz, Mutter- 
schutz, Sozialhilfegesetz, Wohngeld, Ar- 
beitsförderungsgesetz. 1986 wurden 
Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub ein- 
geführt, 1990 das Kinder- und Jugendhil- 
fegesetz verabschiedet, 1994 die Pflege- 
versicherung eingeführt. Die gesetzliche 
Krankenversicherung wurde reformiert, 
die Möglichkeit der Altersteilzeit geschaf- 
fen, das Entsendegesetz zum Schutz deut- 
scher Arbeitnehmer verabschiedet, das Sy- 
stem der Sozialhilfe und die Arbeitsförde- 
rung reformiert. 

Schröder sagt: In den letzten 16 
Jahren ist die Staatsverschuldung um 
weit über eine Billion DM auf das Re- 
kordniveau von 1,5 Billionen ange- 
wachsen. 

Die CDU entgegnet: 

Schröder ist ein Meister der Halbwahrhei- 
ten. Es ist zutreffend, daß die Verschul- 
dung seit 1982 um rund 1.500 Milliarden 
DM angestiegen ist. Es wäre aber fair ge- 
wesen, die Erblasten aus der vierzigjähri- 
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gen sozialistischen Mißwirtschaft in der 
DDR herauszurechnen. 
Gerhard Schröder verschweigt wichtige 
Fakten: Gemessen am Bruttoinlandspro- 
dukt liegt die Gesamtverschuldung des 
Staates - ohne die sozialistischen Erblasten 
- heute mit rund 46 Prozent nur um 3 Pro- 
zentpunkte über dem Wert von 1990 und 
auch nur 6 Prozentpunkte über dem Wert 
von 1983. Unter der SPD-geführten Bun- 
desregierung ist die Staatsverschuldung da- 
gegen von 18 Prozent 1970 auf 38 Prozent 
1982 explodiert. Dies zeigt, daß die Union 
die Finanzen im Gegensatz zur SPD fest im 
Griff hat. Auch wäre die Quote von 46 Pro- 
zent die zweitniedrigste Verschuldung im 
Vergleich der EU-Mitgliedstaataen. 
Die Pauschalierung Schröders ist ein 
plumper Versuch, dem Bund die alleinige 
Verantwortung zuzuschieben. Tatsache ist 
jedoch, daß die SPD in den Ländern und 
Gemeinden in erheblichem Umfang für 
die Verschuldung Mitverantwortung trägt. 
1982 betrugen die Schulden der Länder 
und Gemeinden im Westen noch 286 Mil- 
liarden DM, 1997 waren es mit rund 640 
Milliarden DM mehr als zweimal soviel. 
Das Saarland weist - ohne Gemeinden - 
mit inzwischen fast 12.000 DM die höch- 
ste Verschuldung je Einwohner unter den 
westdeutschen Flächenländern auf. Schrö- 
ders Niedersachsen liegt mit fast 8000 DM 
nach Heide Simonis Schleswig-Holstein 
mit über 10.000 DM auf dem dritten Platz. 

Schröder sagt: Die Zahl der Ar- 
beitslosen betrug in den neuen Län- 
dern 19941,1 Millionen und beträgt 
19981,5 Millionen. 

Die CDU entgegnet: 

Richtig ist: Die immer noch hohe Zahl der 
Arbeitslosen stellt die größte Herausforde- 
rung der Politik im Prozeß zur Vollendung 
der Einheit Deutschlands dar. In den neu- 
en Bundesländern lag im Juli 1998 die 

Zahl der Arbeitslosen aber mit unter 1,3 
Millionen bereits deutlich unter der von 
Schröder genannten Zahl. Allein aussage- 
kräftig ist diese Zahl aber nicht. So ver- 
schleiert Schröder bewußt, daß im vergan- 
genen Jahr der Aufschwung auch in den 
neuen Bundesländern dafür gesorgt hat, 
daß die Arbeitslosenquote von 18,1  Pr°" 
zent auf 17,1  Prozent absinken konnte. 
Auch in den neuen Ländern ist damit die 
Trendwende am Arbeitsmarkt erreicht. 
Schröder unterschlägt auch, daß im Au- 
gust 1998 annähernd 102.000 offenen 
Stellen gemeldet wurden, im Vergleich 
zum August vergangenen Jahres stieg die- 
ser Wert allein um über 35.000 an. Zu- 
gleich ging die Zahl der Kurzarbeiter da- 
gegen um wiederholten Male um mehrere 
Tausend zurück. 
Zur ganzen Wahrheit gehört aber auch, 
daß gemessen an der durchschnittlichen 
Arbeitslosenquote die CDU-geführten 
Länder Thüringen und Sachsen deutlich 
besser abschneiden, Höppners SPD-PC^' 
Modell in Sachsen-Anhalt dagegen den 
Anschluß an den Aufschwung weiter ver- 
liert und zugleich den Durchschnitt der 
Arbeitslosenquote maßgeblich nach unten 
zieht. So hätte es im vergangenen Juli in 
den neuen Bundesländern heute 106.000 
Arbeitslose weniger gegeben, wenn alle 
neuen Länder die Arbeitslosenquote 
Thüringens hätte. Allerdings wären 
181.000 Menschen mehr im Juli 1998 ar- 
beitslos gewesen, wenn die Arbeitslosen- 
quote Sachsen-Anhalts herrschte. 
Und auch diese Fakten läßt Schröder ge- 
zielt außen vor: Seit Jahresbeginn wur^.n 
in den neuen Bundesländern über 805-0 
Stellen neu gemeldet und rund 730.000 
Jobs wurden vermittelt. Dies sind deutli- 
che Zeichen für den Strukturwandel, der 
sich in den neuen Bundesländern voll- 
zieht. Die dabei auftretende hohe Mobi- 
litätsarbeitslosigkeit, also die Tatsache, 
daß rund 30 Prozent der Arbeitslosen ku 

I  zer als 3 Monate ohne Arbeit sind, ist 
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kein sozialpolitisches Problem, sondern 
Ausdruck einer sich schnell wandelnden 
wirtschaftsstruktur und zugleich die Vor- 
aussetzung für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung. 

Schröder sagt: Der Anpassungs- 
Prozeß in der Wirtschaft hat seit 1997 
einen Rückschlag erlitten. 1997 blieb 
das Wachstum im Osten um 0,6 Pro- 
zent hinter dem im Westen zurück. 
Auch im Jahre 1998 wird es nach 
allen Prognosen nicht anders sein. 

Die CDU entgegnet: 
Wir wissen nicht, welche Prognosen Herr 
^hröder zu Rate zieht. So meldet bei- 
spielsweise das Institut für Wirtschaftsfor- 
schung Halle, daß der Aufschwung im 
aufenden Jahr, gestützt durch eine leb- 

J afte Nachfrage und expandierende Auf- 
ragseingänge für Investitionsgüter, an- 

s 7,1: unverändert zuversichtliche Ge- 
^häftsaussichten lassen zudem auf eine 
Ortsetzung der positiven Entwicklung 
ließen. Dafür spricht auch, so die jung- 

en Angaben des Münchner Ifo-Instituts, 
d
aß die Unternehmen in den neuen Bun- 

desländern pro Beschäftigten mit über 
(. -000 DM zwei Drittel mehr für Investi- 
eren ausgeben als die westdeutsche In- 
öustrie. 

j Ur das erste Quartal 1998 liegen die Zah- 
^n vor: Fest steht, daß das Wirtschafts- 
wachstum in den neuen Bundesländern 
b   4 Prozent sogar über dem der alten 
^jUndesländer lag. Das heißt, viele neue 
ft\\t ?rnenrrien m den neuen Bundesländern 
m   "^qualifizierten Arbeitskräften und 
^oaernster Technik stellen heute Produkte 
ü  ' J}e Spitzenklasse sind. Neuaufbau 
st    Konsolidierung der Unternehmens- 
^ahl Ur scnreiten damit zügig voran: Die 
3C.   der Existenzgründer übersteigt im 
cler ,

en Janr in Folge deutlich die Anzahl 
Liquidationen. 

Schröder sagt: Sie haben Angst da- 
vor, daß die Ergebnisse Ihrer Politik im 
Osten wahrgenommen werden. Sie ver- 
suchen jetzt hastig, mit neuen Mitteln 
Trostpflästerchen zu verteilen. Dies 
reicht aber nicht. Was man braucht, ist 
eine Verstetigung der Mittel für den 
Arbeitsmarkt in den neuen Ländern. 

Die CDU entgegnet: 

Es ist unlauter von der SPD, den Rück- 
gang der Arbeitslosigkeit in den neuen 
Bundesländern auf eine angebliche Zu- 
nahme an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
zu reduzieren und als Wahlkampfmanöver 
zu deklarieren. Im April 1998 fand in den 
alten Bundesländern der stärkste Rück- 
gang der Arbeitslosigkeit seit 1976 und in 
Gesamtdeutschland seit der Wiederverei- 
nigung statt. Im August 1998 lag die Ar- 
beitslosigkeit auch in den neuen Ländern 
zum dritten Mal in Folge unter dem Vor- 
jahresniveau. 

Im Sinne einer konsequenten Fortsetzung 
ihrer Politik hat die CDU ihr 1989 erstmals 
eingesetztes Sonderprogramm zur Einglie- 
derung von Langzeitarbeitslosen in den er- 
sten Arbeitsmarkt bis zum Jahr 2001 ver- 
längert und eben nicht bis zum 27. Sep- 
tember 1998, wie die SPD versucht glaub- 
haft zu machen. So erhalten rund 75.000 
Menschen in Deutschland eine berufliche 
Perspektive. Die Mittel liegen 1999 auf 
dem gleich hohen Niveau wie 1998. 

Schröder sagt: Die Forschungs- 
und Entwicklungsausgaben sind in 
der Regierungszeit der CDU kontinu- 
ierlich zurückgenommen worden; 
Forschung und Entwicklung sind 
zurückgegangen. 

Die CDU entgegnet: 

Der Bund gibt insgesamt jährlich fast 17 
Milliarden DM für Forschung und Entwick- 
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lung aus. Die durchschnittliche jährliche 
Steigerung der Forschungs- und Entwick- 
lungsausgaben des BMBF betrug zwischen 
1981 und 1996 3,2 Prozent. Für 1998 weist 
der Regierungsentwurf einen Anstieg um 
2,4 Prozent aus und 1999 wird der Haushalt 
des Bundesministeriums für Bildung, Wis- 
senschaft, Forschung und Technologie eine 
Höhe von 15,428 Milliarden DM erreichen. 
Damit wachsen die Mittel für Bildung, For- 
schung und Innovation im kommenden Jahr 
um eine halbe Milliarde Mark. 
Die mittelfristige Finanzplanung ist bis 
zum Jahr 2002 durchgeschrieben. Sie bein- 
haltet eine Steigerung der Mittel gegenüber 
dem Finanzplan 1997 um insgesamt 2,2 
Milliarden DM. Die Bundesregierung wird 
die Mittel auch in den kommenden Jahren 
über den Finanzplan steigern. 
Überdurchschnittlich positiv entwickelten 
sich innerhalb der Forschungs- und Ent- 
wicklungsausgaben des BMBF in den Jah- 
ren 1981 bis 1996 die Förderbereiche Bio- 
technologie, Gesundheitsforschung, Um- 
weltforschung/Klimaforschung, Informa- 
tionstechnik sowie Trägerorganisatio- 
nen/Hochschulen (insbesondere MPG, 
DFG, FhG, Hochschulbau): Die durch- 
schnittlichen jährlichen Steigerungsraten 
liegen bei 6,2 Prozent bis 8,7 Prozent. 

Schröder sagt: Nach Ermittlungen 
des deutschen Studentenwerkes habe 
sich die soziale Struktur bei den Studen- 
ten von 1982 bis 1997 stark verändert. 
Gemessen am Einkommen und Bil- 
dungsabschluß der Eltern habe der An- 
teil von Studenten aus einkommens- 
schwächeren Familien von 23 Prozent 
1982 auf 14 Prozent 1995 abgenommen. 

Die CDU entgegnet: 

Schröder liegt falsch, denn er hat offenbar 
den 15. Sozialbericht des Deutschen Stu- 
dentenwerks nicht vollständig gelesen. 
Dort heißt es weiter: „Das Absinken dieses 

Anteils gegenüber 1982 mit 23% ist allein 
dadurch bedingt, daß die Jahrgangsstärken 
der Arbeiterkinder in der Gesellschaft ab- 
genommen haben."— Einkommens- 
schwächere sind heute oft nicht mehr Ar- 
beiter, sondern kleine und mittlere Beamte 
und Angestellte. Ein Facharbeiter verdient 
heute oft mehr als ein Postangestellter. 
Schröder verschweigt auch den Hinweis 
aus dem Sozialbericht, daß sich der Anteil 
deutscher Studienanfänger aus Arbeiterfa- 
milien allein zwischen 1985 und 1995 auf 
14 Prozent verdoppelt hat. 

Schröder sagt: Da gibt es die Maß' 
nähme, chronisch Kranken, Men- 
schen, die Schmerzen erleiden, die l#' 
bensangst haben müssen, die besten 
Medikamente nur dann zu geben, 
wenn sie kräftig draufzahlen könne11- 

Die CDU entgegnet: 

Das Versprechen, chronisch Kranke und 
ältere Patienten von Zuzahlungen zu enti 
sten, bleibt völlig vage. Die SPD läßt of- 
fen, wie ihre Entlastung aussehen soll- 
Doch das ist die entscheidende Frage, den1 

es liegt auf der Hand, daß bei Verzicht au 
diese Einnahme ein Defizit in der gesetz. 
chen Krankenversicherung entstehen ^u 

de. Eine völlige Streichung der Selbstbe- 
teiligung hätte einen Anstieg der Beitrag 
sätze um mindestens einen ProzentpunK 
zur Folge. Damit würden die Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer um 17 Milliarden D^ 
belastet und die Lohnnebenkosten in un- 
verantwortlicher Weise erhöht. 
Schon heute sind rund 24 Millionen Versi- 
cherte grundsätzlich von Zuzahlungen vfi' 
freit. Dazu gehören rund 9,9 Millionen 
sicherte aufgrund ihres Einkommens un 
knapp 14 Millionen Kinder und Jugend1'^ 
ehe. Zudem schützen die Zuzahlungsreg 
lungen vor finanzieller Überforderung- 
Niemand muß mehr als 2 Prozent seU*® 
Einkommens leisten. Rund 271.000 Vers 
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cherte haben 1997 Befreiungen von den 
^Zahlungen wegen Überschreitens der 
Uberforderungsgrenze von 2 Prozent erhal- 
ten. Für chronisch Kranke ist die Überfor- 
derungsklausel auf 1  Prozent des jährli- 
chen Familieneinkommens abgesenkt wor- 
den. Rund 56.000 Versicherte haben von 
dieser Regelung bisher Gebrauch gemacht. 

Schröder sagt: Da gibt es, eben- 
falls von Ihnen angeordnet, für dieje- 
nigen, die nach 1979 geboren sind, 
keine Bezahlung des Zahnersatzes 
durch die Krankenkassen mehr. Mei- 
ne Damen und Herren, das ist doch ei- 
ne Politik, die Sie nach dem Muster 
Semacht haben: Wenn wir dem Volk 
schon weniger zu beißen geben, wozu 
haucht es dann gesunde Zähne? 

Die CDU entgegnet: 

er Zahnersatz für Jugendliche ab Jahr- 
gang 1979 läßt die inzwischen erreichten 

erbesserungen in der Zahngesundheit 
u»er acht. Wissenschaftlich belegt kön- 
en die wichtigsten Zahnerkrankungen 

.  fch eine gute Mundhygiene und regel- 
mäßige Kontrollbesuche beim Zahnarzt 

^Wie durch prophylaktische Maßnahmen 
e,tgehend verhindert werden. Für Fälle, 

in denen trotzdem Zahnersatz erforderlich 
ist, sind Ausnahmeregelungen vorgesehen, 
so bei Unfällen, bei Mißbildungen, bei 
schweren, nicht vermeidbaren Erkrankun- 
gen des Kausystems und schweren Allge- 
meinerkrankungen oder deren Folgen. 
Mit der dritten Stufe der Gesundheitsre- 
form gibt es in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung ein alle Altersgruppen um- 
fassendes prophylaktisches Betreuungs- 
konzept, das konsequent genutzt werden 
muß. Notwendige neue Leistungen, insbe- 
sondere bei der Prophylaxe, konnten in 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
nicht zuletzt durch die in der Zeit von 
1980 bis 1995 wegen des rückläufigen 
zahnmedizinischen Behandlungsbedarfs 
erfolgten Einsparungen ausgebaut werden. 
Wer jetzt, wie die SPD, Gelder erneut zum 
Kurieren mit Zahnersatz zur Verfügung 
stellen will, konterkariert die Prophylaxe 
und will offenbar zurück zum „Reparieren 
statt Vorbeugen". Damit widerspricht sie 
sich selbst. Im übrigen befindet sich die 
SPD mit dieser Fehlsteuerung innerhalb 
der westlichen Industriestaaten allein auf 
weiter Flur, da in den meisten dieser Staa- 
ten entweder Zahnersatz keine Leistung 
der Sozialversicherung ist oder nur in sehr 
geringem Umfang bezuschußt wird. 

Generalsekretär Peter 
Zum Wahlaufruf des SPD-Forums 
pstdeutschland erklärte Generalse- 
kretär Peter Hintze: 
Ule sozialdemokratischen Verspre- 
chungen für die neuen Länder sind 
Ranker Hohn. Schröder hat in der 
Putschen Frage kläglich versagt, wie 
*em Nein in der Geburtsstunde der 
Einheit zum Vertrag über die Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozialunion 
§ezeigt hat. 

Hintze: Blanker Hohn 
Dort, wo durch den Fleiß der Men- 
schen in den letzten acht Jahren 
blühende Landschaften geschaffen 
wurden, macht die SPD alles mies. 
Die Sozialdemokraten verraten ihre ei- 
gene Tradition durch den Handschlag 
mit den Kommunisten in Sachsen-An- 
halt. Kein Mensch in Deutschland 
zweifelt daran, daß die SPD auch im 
Bund gemeinsame Sache mit der PDS 
machen würde, um Rot-Grün an die 
Macht zu bringen. 
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Bundesfinanzminister Theo Waigel: 

Zehn Mrd. DM Nettoentlastung 
für alle Steuerzahler 

Die Zahlen sprechen eine klare Spra- 
che: Deutschland steht mitten im Auf- 
schwung! Bei 3,8 Prozent Wachstum im 
ersten Quartal und zu erwartenden et- 
wa 3 Prozent im ganzen Jahr wird es 
doch niemanden im Hause geben, der, 
wenn er den Anspruch erhebt, ein qua- 
lifizierter Parlamentarier zu sein, sagen 
kann: Das ist kein Aufschwung. - Na- 
türlich stehen wir mitten im Auf- 
schwung, und das ist gut so. 
Die Trendwende am Arbeitsmarkt ist er- 
reicht. Das ist das Ergebnis der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Koalition 
von CDU/CSU und FDP. 
Unternehmer, Arbeitnehmer und die Bun- 
desregierung haben gehandelt. Zentrale 
Reformen und Anpassungen an ein verän- 
dertes weltwirtschaftliches Umfeld sind 
weit vorangekommen und entfalten jetzt 
ihre Wirkung. 
In der Wirtschafts- und Finanzpolitik müs- 
sen wir jetzt klaren Kurs halten und die Po- 
litik für mehr Beschäftigung am Standort 
Deutschland entschlossen fortsetzen. Das 
bedeutet weniger Staat und Bürokratie, son- 
dern mehr Markt und Eigenverantwortung, 
eine weitere Konsolidierung der öffentli- 
chen Haushalte und Rückführung der öf- 
fentlichen Defizite, eine schlanke, kosten- 
günstige und bürgerfreundliche Verwaltung, 
von der weitere Teile privatisiert werden, 
weiter sinkende Lohnnebenkosten - Arbeit 
muß sich für jeden, Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer, lohnen - und eine große Steuerre- 
form. Innovationen, Investitionen, unterneh- 
merisches Risiko, persönlicher Einsatz und 
harte Arbeit müssen belohnt werden. 

Wir brauchen kein Startprogramm der 
SPD. Wirtschaftsverbände bezeichnen es 
zu Recht als Programm zur Beendigung 
des Aufschwungs. 
Wer auf der einen Seite etwa 50 Milliarden 
DM mehr fordert und auf der anderen Seite 
das rückgängig machen will, was wir in vie 
schweren Jahren an Anpassung und Refor- 
men durchgesetzt haben, der würde Ab- 
schwung statt Aufschwung, mehr Arbeitslo- 
se statt mehr Beschäftigung erreichen. Das 
wollen wir nicht 

Aus der Haushaltsdebatte 
des Deutschen Bundestags 

am 3. September 

Der amerikanische Ökonomieprofessor 
Rudi Dornbusch vom renommierten Ma*5' 
sachusetts Institute of Technology schrei 
über den von der SPD als Finanzminister 
ins Auge gefaßten und sich auch selber 
dafür ins Gespräch bringenden saarlänui- 
schen Ministerpräsidenten: 

Er steht für alles, was falsch ist iti 
Europa. 

Rudi Dornbusch fährt fort: 
Wenn er Finanzminister im neuen 
Kabinett wäre, kann man das nur 
katastrophal nennen. 

Wir sollten diese richtige Stimme aus dem 
Ausland ernst nehmen. Wie heißt es irr» 
Duden zu dem Begriff Galionsfigur, als 
welche der Schattenwirtschaftsminister 

vorgeführt wird? 
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Dort steht, das sei eine aus Holz ge- 
schnitzte Verzierung des Schiffsbugs, die 
die Blicke auf sich lenkt. 

Es lohnt sich, einmal kurz dar- 
über nachzudenken: Wo stünden 
wir eigentlich, wenn Schröder 
und Lafontaine seit 1990 das Sa- 
gen gehabt hätten? 

pb dann, nachdem beide gegen die 
Währungsunion gestimmt hatten, die Ein- 
heit überhaupt möglich gewesen wäre, 
Wage ich zu bezweifeln. 
Wenn sie doch möglich gewesen wäre, 
dann wäre sie nicht weitgehend durch 
Einsparungen und Umschichtungen, son- 
dern weitgehend durch Steuererhöhungen 
'^anzielt worden. Dies hätte der deut- 
schen Wirtschaft mit Sicherheit entschei- 
dend geschadet. Die deutsche Volkswirt- 
schaft hätte nicht die Kraft aufgebracht, 
Jedes Jahr 4 bis 5 Prozent des BIP für die 
größte Solidaraktion der deutschen Ge- 
richte, nämlich die Einheit, aufzubrin- 

gen. Das haben wir geleistet. 
Je Konjunktur läuft seit Ende letzten 

Jdires auf vollen Touren. Die deutsche 
Wlrtschaft befindet sich deutlich im 
Aufwind. 

111 ersten Quartal 1998 erreichte das Wirt- 
, chaftswachstum mit 3,8 Prozent den 
°chsten Anstieg seit der Wiedervereini- 

*Ung. Damit ist für 1998 ein reales Wachs- 
p ^ in einer Größenordnung von rund 3 

r°zent erreichbar. Die deutschen Expor- 
te haben ihre führende Stellung auf den 
f 

e'trnärkten gefestigt. Die Inlandsnach- 
j, ge wird immer mehr zum zweiten 

andbein des Aufschwungs. 
le gute Wirtschaftslage hat den Arbeits- 
amt erreicht. Die Trendwende ist nicht 

u bestreiten. 

I^n Jahresbeginn ist die Zahl der Arbeite- 
7()0 nQU* ^re'ter Front' ur|d zwar um rund 
Ku      °' zurückgegangen. Die Zahl der 

Arbeiter ist seit Januar um rund 

60.000 gesunken. Die Nachfrage nach Ar- 
beitskräften steigt. Seit Jahren gab es in 
Deutschland nicht mehr so viele gemelde- 
te offene Stellen. Innerhalb eines Jahres 
stieg die Zahl der offenen Stellen um rund 
125.000 auf rund 355.000 Stellen. Nimmt 
man die Zahl der offenen Stellen, die nicht 
offiziell gemeldet sind, dazu, sind es 
wahrscheinlich mehr als 1 Million offene 
Stellen. Dies ist Gott sei Dank eine Trend- 
wende auf dem Arbeitsmarkt. Darüber 
sind wir sehr glücklich. 

Dabei sieht der Arbeitsmarkt - das ist 
richtig - in den einzelnen Bundesländern 
allerdings ganz unterschiedlich aus. Das 
gleiche gilt für die Ausbildung. Wenn man 
sich die entsprechende Statistik ansieht, 
stellt man fest: Die Länder, in denen CSU 
und CDU maßgebliche Regierungsverant- 
wortung tragen - Baden-Württemberg, 
Bayern oder, als neues Bundesland, Sach- 
sen -, liegen bei der Bekämpfung der Ar- 
beitslosigkeit an der Spitze, während Nie- 
dersachsen, das Saarland und andere sozi- 
aldemokratisch regierte Länder hierbei lei- 
der immer wieder am unteren Ende ste- 
hen. Das weist die Statistik aus. 

In Deutschland herrscht Preissta- 
bilität. Im Juli betrug der Preis- 
anstieg nur noch 0,9 Prozent ge- 
genüber dem Vorjahr. 

Das ist der niedrigste Wert seit der Be- 
rechnung gesamtdeutscher Indizes im Jah- 
re 1991. Diese sichtbaren Erfolge mußten 
hart erarbeitet werden. Wir haben die 
Grundlage für den Aufschwung gelegt, 
insbesondere durch das Spar-, Konsolidie- 
rungs- und Wachstumsprogramm 1994, 
durch das Aktionsprogramm für Investi- 
tionen und Arbeitsplätze und durch das 
Programm für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung. Sie alle wissen, wie sehr die- 
se Politik für Wachstum und Arbeitsplätze 
in vielen Fällen gegen den erbitterten Wi- 
derstand der Opposition durchgesetzt wer- 
den mußte. 
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Inzwischen liegt die Staatsquote 
mit 48 Prozent wieder deutlich 
unter der 50-Prozent-Marke. 

Damit fließen gegenüber dem Höchststand 
nach der Wiedervereinigung rund 100 
Milliarden DM weniger durch die öffentli- 
chen Kassen. Trotz der Steuerausfälle 
konnte die Defizitquote im Jahr 1997 auf 
2,7 Prozent reduziert werden. Wir werden 
heuer mutmaßlich 2,5 Prozent erreichen. 
Das ist eine ausgezeichnete Quote. Niedri- 
gere Defizite befördern ein günstiges In- 
vestitionsklima. Damit haben wir die für 
unsere wirtschaftliche Zukunft so bedeut- 
same Eintrittskarte für die Europäische 
Währungsunion gelöst. Deutschland er- 
füllt alle Voraussetzungen, die Vorteile der 
Eurozone zu nutzen. Unsere Finanzkenn- 
ziffern, was Staatsdefizit und Staatsquote 
anbelangt, sind heute wesentlich besser als 
Ende 1982, obwohl wir wie keine andere 
Industrienation in der Welt mit Herausfor- 
derungen konfrontiert sind. Diese Zahlen 
können sich sehen lassen. 
Auch Deutschlands Standortvorteile kön- 
nen sich sehen lassen: die zentrale Lage 
im Herzen Europas, eine hervorragende 
Infrastruktur, eine stabile Wirtschaftsord- 
nung, ein hohes Ausbildungsniveau, hohe 
Kaufkraft, niedrige Preise und Zinsen und 
politische Stabilität. Diese Stärken müssen 
wir bewahren und ausbauen. 
Die Mitbürgerinnen und Mitbürger in un- 
serem Land spüren diese Erfolge des strik- 
ten Konsolidierungskurses. Ein Prozent 
weniger Inflation bedeutet 18 Milliarden 
DM mehr Kaufkraft für die Menschen in 
unserem Land. Eine niedrige Inflation lie- 
fert einen größeren Beitrag zur sozialen 
Gerechtigkeit als eine schulden- oder steu- 
ertreibende Umverteilungspolitik. 
Die Zinsen bewegen sich auf dem niedrig- 
sten Niveau seit Jahrzehnten. Das hilft den 
Investoren und erleichtert dem Häuslebau- 
er die Finanzierung seiner eigenen vier 
Wände. 

Bei Hypothekenzinsen von zur Zeit rund 
5,5 Prozent kostet die Finanzierung eines 
Eigenheims heute nur noch die Hälfte des- 
sen, was 1981 unter sozialdemokratischer 
Inflationsregie aufzubringen war. 
Durch die Freistellung des Existenzmini- 
mums und durch den neuen Familienlei- 
stungsausgleich konnten wir vor allem die 
Bezieher unterer und mittlerer Einkom- 
men sowie die Familien um netto 19 Mi'" 
harden DM entlasten. Der Wegfall des 
Kohlepfennigs schlägt seit 1996 mit einem 
jährlichen Plus von 8 Milliarden DM zu 
Buche. Die Absenkung des Solidaritätszu- 
schlags seit Januar 1998 bringt eine weite- 
re Entlastung von 7 Milliarden DM pro 
Jahr. 
Damit der Wachstumspfad auf Dauer 
oberhalb des Produktivitätswachstums 
bleibt - das ist nämlich die entscheidende 
Voraussetzung für mehr Beschäftigung "> 
muß aber noch viel Arbeit geleistet wer- 
den. Wem der Reformwille fehlt, wer das, 
was wir durchgesetzt haben, rückgängig 
machen möchte, dem nützt auch keine 
Modernisierungsrhetorik. 
Arbeit und Investitionen gehen vor Kon- 
sum. Produktion geht vor Umverteilung- 
Wer die Reihenfolge, wie die SPD, um- 
kehrt, wer Wohlstand ohne Anstrengung 
verspricht, der streut den Menschen San 
in die Augen. 
Wir werden unser Konzept für Wachst 
und Beschäftigung, die symmetrische 
nanzpolitik, nach der Wahl entschlossen 
weiterführen. Dreh- und Angelpunkt u 

seres Konzepts ist die Rückführung de 
Staatsquote. Bis zum Jahr 2000 erreich 
wir wieder 46 Prozent. Das war der 
Stand vor der Einheit. Bis zum Jahr 
ist eine Staatsquote von 44 Prozent er- 
reichbar. Jeder Prozentpunkt weniger 
Staatsquote läßt etwa 40 Milliarden.W 
mehr in den Taschen der Bürger, scha 
Raum für die Senkung von Steuern un 
Sozialabgaben. 

2002 
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Am Ende der nächsten Legisla- 
turperiode werden wir mit einem 
Staatsdefizit von etwa einem hal- 
ben Prozent sehr nahe an einem 
ausgeglichenen Staatshaushalt 
stehen und auch von dieser Seite 
für das 21. Jahrhundert gut gerü- 
stet sein. 

ir werden dann in etwa wieder die Fi- 
n.anzkennziffern haben, die wir 1989 nach 
^ner systematischen, erfolgreichen 
/^chstumspolitik mit drei Millionen Ar- 
e'tsplätzen mehr und einem Staatsüber- 

•^nuß hatten, bevor wir dann die große 
Au%abe der Einheit meisterten. 

enn wir dann etwa zehn Jahre später 
v leder über die gleichen international her- 
sagenden Ziffern verfügen, ist das eine 

^oßartige Leistung. 
y2 gab es beim Bund - vereinigungsbe- 

, ln§t - einen Bestand von 381.000 Stel- 
3
en- Bis Ende 1998 wird er auf rund 

°-000 Stellen abgebaut werden. Das be- 
lQqtet: konstante Personalausgaben seit 
j. y3- Dies ist ein wichtiger Beitrag zur 
s^°nsolidierung und zur Schaffung von 

euersenkungsspielräumen. 
^ Rahmen der Privatisierungspolitik ist 
?w'        der Untemehmensbeteiligungen 
te

Wlschen 1982 und 1996 um gut die Hälf- 
y.auf noch 424 gesunken. Neben einer 
^'zahl einzelner Privatisierungsmaßnah- 
de n^VUrden innerhalb eines Jahres auf 
lin      pitalmärlcten mit der Teilprivatisie- 
j^ng der Deutschen Telekom AG und der 
sa At£riva,isierung der Deutschen Lufthan- 
:     ^ zwei Privatisierungsaktionen von 
ge 

rnat'°naler Dimension erfolgreich ab- 
Scnlossen. 

Mit ^aus'la,,srecht wurde modernisiert, 
lisie      E'nführung der Haushaltsflexibi- 
von HUng werden l999 Effizienzgewinne 
reich über400 Millionen DM er- 
trans

t;I-)aneben werden mehr Kosten- 
Parenz und eine effizientere Planung 

und Steuerung von Verwaltungsabläufen 
durch die Einführung der Kosten- und 
Leistungsrechnung gewährleistet. In den 
alten Ländern haben wir die Subventio- 
nen in den letzten acht Jahren bereits um 
ein Drittel, etwa 10 Milliarden DM, redu- 
ziert. 

Deutschland ist ein hochent- 
wickeltes Industrieland. Wir ha- 
ben ein leistungsfähiges Sozialsy- 
stem. Daran wollen wir festhalten 
und es, wenn nötig, auch ausbau- 
en, wie wir es mit der Pflegeversi- 
cherung unter Beweis gestellt ha- 
ben. 

Solidarität mit den Bedürftigen, der 
Schutz vor sozialen Risiken, kostet Geld. 
Kein Sozialsystem kann es sich aber lei- 
sten, die Volkswirtschaft, die Steuer- und 
die Beitragszahler zu überfordern. Wenn 
hohe Sozialversicherungsbeiträge als 
Lohnnebenkosten die Investitionen hem- 
men und die Leistungsbereitschaft 
schwächen, dann ist Gefahr im Verzug. Es 
kann nicht sein, daß eine vierköpfige Fa- 
milie in einer niedrigen Lohngruppe mit 
harter Arbeit weniger Geld verdient, als 
sie als Sozialhilfe erhalten könnte. 
Hier werden wir mit Modellen wie dem 
Kombilohn ansetzen; weitere Reformen 
müssen folgen. 
Wer auch morgen sicher leben will, darf 
keine Angst vor Veränderungen haben. 

Ich stelle fest: Es gibt keine ernst- 
hafte politische Kraft in Deutsch- 
land, die so viel Angst vor Verän- 
derungen hat wie die SPD und 
mit der Angst der Menschen vor 
Veränderung bis zum 27. Septem- 
ber systematisch Wahlkampf be- 
treiben will. 

Mit dem Haushaltsentwurf 1999 und dem 
Finanzplan bis 2002 legt die Bundesregie- 
rung die Basis für die Fortsetzung der er- 
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folgreichen Finanzpolitik der zurücklie- 
genden Jahre. Die Ausgaben im Entwurf 
des Bundeshaushalts 1999 steigen ge- 
genüber dem Soll 1998 nur um 0,4 Pro- 
zent auf 465,3 Milliarden DM. Darin sind 
die höheren Zuschüsse an die Rentenver- 
sicherung bereits enthalten. Ohne diese 
höheren Zuschüsse ergäbe sich sogar ein 
nominaler Ausgabenrückgang von 1,6 
Prozent. 
Die Nettokreditaufnahme sinkt zum vier- 
tenmal in Folge und liegt mit 56,2 Milliar- 
den DM unter dem Soll 1998. Im Finanz- 
planungszeitraum ist ein weiterer deutli- 
cher Rückgang bis auf gut 45 Milliarden 
DM vorgesehen. Der Anteil der Bundes- 
ausgaben am Bruttoinlandsprodukt liegt 
1999 unter 12 Prozent und unterschreitet 
damit den Wert des Jahres 1989 von 12,4 
Prozent deutlich. Das muß man sich ein- 
mal klarmachen: Trotz eines erheblichen 
Nettotransfers für Investitionen und für 
soziale Maßnahmen in die neuen Bundes- 
länder ist der Anteil der Bundesausgaben 
am BIP heute niedriger als 1989. Dies be- 
weist den Erfolg der Konsolidierungspoli- 
tik im Bundeshaushalt. 
Die Investitionen bewegen sich trotz der 
Konsolidierung mit 57,5 Milliarden DM 
auf dem Niveau des Vorjahres. Im Finanz- 
planungszeitraum 1998 bis 2002 verzeich- 
nen wir einen durchschnittlichen Ausga- 
benzuwachs von 1,1 Prozent. Damit unter- 
schreitet der Bund die Ausgabenempfeh- 
lung des Finanzplanungsrates von 2 Pro- 
zent ganz deutlich. 
Die konsequente Ausgabenbegrenzung im 
Bundeshaushalt 1999 geschieht mit Au- 
genmaß. Damit unterscheiden wir uns fun- 
damental von Versprechungen des Kanz- 
lerkandidaten der SPD, die durch Unserio- 
sität und Unverbindlichkeit gekennzeich- 
net sind. 
Sie sind unseriös, weil milliardenschwere 
Programme und Maßnahmen ohne Finanzie- 
rungskonzept in Aussicht gestellt werden. 

Das Gerede der SPD vom Kas- 
sensturz ist angesichts des von 
der Bundesregierung vorgelegten 
vollständigen Zahlenwerks 
nichts anderes als Wahlkampfge" 
tose. 

Die Aussagen der SPD verdienen das Prä- 
dikat „unverbindlich", weil Schlagworte 
wie „Erneuerung der sozialen Marktwirt- 
schaft" aufgebracht werden - ohne kon- 
krete Aussagen. 
Sparen ist für uns kein Selbstzweck. Die 
Bundesregierung hat im Haushaltsentwurf 
1999 bei einer ausgewogenen Ausgaben- 
struktur in volkswirtschaftlich wichtigen 
Investitionsbereichen ganz deutliche Ak- 
zente gesetzt. 
Der Aufbau Ost hat für uns weiterhin eine 
herausragende Bedeutung. Die Ausgaben- 
transfers werden in 1999 eine Größenord- 
nung von rund 94 Milliarden DM errei- 
chen. Weit über 40 Prozent der gesamten 
Investitionsausgaben des Bundes gehen l 

die neuen Länder. Fast jede zweite Mark 
der Verkehrsinvestitionen von rund 20 
Milliarden DM ist für Projekte in Ost- 
deutschland vorgesehen. 
Bei der regionalen Wirtschaftsförderung 
stehen zusammen mit Ländermitteln un 
Strukturfondsmitteln der Europäischen 
Union für Neuzusagen 1999 knapp 6 Mil- 
liarden DM zur Verfügung. Mit rund 3** 
Milliarden DM werden die Bereiche Wis- 
senschaft, Forschung und Bildung in °s' 
deutschland unterstützt. 

Der Aufbau Ost gehört schon 
heute zu den beeindruckenden  ^ 
Erfolgsgeschichten unseres Jan,r" 
hunderts. Das denkt nicht nur da 
Ausland, das denken auch die 
Menschen in den neuen Länder 

Es bewegt mich immer tief, wenn ich rft 
den Menschen in Ostdeutschland sprecn 
und sehe, wie viele auf mich zukornrn

h
e
]ern 

und sich bei allen deutschen Steuerzahl 
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für die großartige Leistung bedanken, die 
gerade in den neuen Ländern erbracht 
w°rden ist. Das wird selten transportiert. 
Uie Bürger in den neuen Ländern können 
auf ihre Aufbauleistung und die Bürger im 
^sten können auf ihre Solidarität stolz 
fein. Die Menschen in Ost und West ha- 

en in den letzten acht Jahren bewiesen: 
w'r Deutsche sind ein Volk. 
1992 hat Herr Schröder bei der fortdau- 
ernden Aufbauhilfe Ost vor einem Auf- 
wand im Westen gewarnt. Er hat etwas be- 
^rkenswert Zynisches gesagt, wörtlich: 
£wir können die ja schließlich nicht an 
°len abtreten" - so in der „Leipziger 

v°lkszeitung" vom 15. Januar 1996. 
er 1992 und 1996 noch so etwas von 

ich gegeben hat, hat im Jahr 1998 jedes 
echt verwirkt, uns zu kritisieren und in 
en neuen Bundesländern zu sagen, es sei 
üwenig geschehen und das, was gesche- 

hen sei, sei nicht richtig. Das lassen wir 
Uns nicht gefallen. 

m weiterer Schwerpunkt des Haushalts- 
ntwurfs 1999 ist Bildung, Wissenschaft 
nd Forschung. Die Mittel in diesem Be- 
>ch steigen von 14,9 Milliarden DM im 

,^r 1998 auf 15,4 Milliarden DM im Jahr 
. "9 und damit um 3,4 vom Hundert. Im 

utelpunkt steht neben der verstärkten 
f Juerung des Hochschulbereichs eine ef- 
^•ente Forschungs- und Technologieför- 
le.rur>g einschließlich der Stärkung einer 

stungsfähigen Forschungsinfrastruktur. 
Wed die Ansatze für das Meister-BAföG 
die       ernont- Zum Besten, was uns in 
ö , ,er Legislaturperiode gelungen ist, 

n°t, daß künftig der Geselle, der Mei- 
ßen hCrden wil1' Senauso BAföG-Leistun- 
dj   bekommt wie der Abiturient, der auf 

geht     h'Schule °der auf die Universitat 

heh? SF>D~ Kanzlerkandidaten geht die An- 
S   §der Mittel für die Bereiche Bil- 
genn'      scnung und Technik nicht weit 

§• Er schlägt eine Verdoppelung der 

Ausgaben innerhalb von fünf Jahren vor. 
Sehr gut! Von der Sache her würde man da 
eigentlich kaum zu widersprechen wagen. 
Fraglich ist nur die Glaubwürdigkeit der 
Schröderschen Versprechen. 

Denn Tatsache ist: Der Ministerpräsident 
Schröder hat die Unterrichtsversorgung im 
Land Niedersachsen massiv vernachlässigt. 
Herr Schröder sollte doch endlich im eige- 
nen Land das tun, was er tun könnte, be- 
vor er hierherkommt und uns Lehren er- 
teilt. 

Die Forschungsausgaben des Landes Nie- 
dersachsen wurden nämlich zusammenge- 
strichen, und die Mittel für die Technolo- 
gieförderung wurden von 80 Millionen 
DM im Jahre 1990 auf nur noch 50 Mil- 
lionen DM im Jahr 1998 reduziert. 
Diese Entwicklung zeigt mit aller Deut- 
lichkeit, wie man mit Fakten die Glaub- 
würdigkeit von jemandem beweisen kann. 
Der Vergleich dieser Daten erweist, daß 
der SPD-Kanzlerkandidat nicht glaubwür- 
dig ist. 

Wichtig für den Standort 
Deutschland ist eine moderne In- 
frastruktur. 

Für Ausbau und Modernisierung der Ver- 
kehrsinfrastruktur stehen 500 Millionen 
DM mehr als in diesem Jahr zur Verfü- 
gung. Mit insgesamt 42,9 Milliarden DM 
steigt der Verkehrsetat 1999 um 0,7 vom 
Hundert gegenüber dem Vorjahr an. 

Die Aufwendungen für die aktive Arbeits- 
marktpolitik im Bundeshaushalt und im 
Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit 
werden 1999 eine Größenordnung wie im 
laufenden Jahr erreichen. Der erforderli- 
che Zuschuß an die Bundesanstalt für Ar- 
beit geht angesichts der Wende auf dem 
Arbeitsmarkt von 14,1 Milliarden DM im 
Jahr 1998 um 3,1 Milliarden DM auf 11 
Milliarden DM im Jahre 1999 zurück. 
Dies zu kritisieren und zu beklagen, das 
ist schon ein starkes Stück. Das ist das Er- 
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gebnis einer günstigen Arbeitsmarktent- 
wicklung. Dafür sollten wir dankbar sein 
und sollten es nicht kritisieren. 

Der Ansatz für Arbeitslosenhilfe 
bleibt allerdings mit 28 Milliar- 
den DM im Jahr 1999 auf hohem 
Niveau. Hier macht sich die Ver- 
besserung am Arbeitsmarkt erst 
allmählich bemerkbar. 

Die Gesamtaufwendungen des Bundes für 
die Altersversorgung der Arbeiter und An- 
gestellten sowie die knappschaftlich Versi- 
cherten erhöhen sich dagegen um 14 Mil- 
liarden DM auf rund 104 Milliarden DM. 
Wenn ich dann noch Ausgaben für die 
landwirtschaftliche Alterskasse dazurech- 
ne, komme ich zu dem Ergebnis, daß wir 
mehr als 110 Milliarden DM im Bundes- 
haushalt für diesen Bereich ausgeben. Das 
sind weit mehr als 22 Prozent aller Bun- 
desausgaben. Dies zeigt in aller Deutlich- 
keit: Wir stehen für die Freundschaft zwi- 
schen den Generationen. Wir stehen für 
die älteren Menschen ein; sie können sich 
auf uns verlassen. 
Ein Wort in diesem Zusammenhang zu 
den Pensionen der Postbeamten: Für die 
Pensionäre der Post kommt es nicht darauf 
an, ob in den einzelnen Jahren die Ab- 
führungen der Postnachfolgegesellschaf- 
ten ausreichen oder nicht. Die Pensionen 
sind staatlich garantiert, und dafür stehe 
ich ein. 

Insgesamt ist ein Anstieg der So- 
zialausgaben im Bundeshaushalt 
auf rund 190 Milliarden DM zu 
verzeichnen. Das zeigt, wie in- 
haltsleer, wie töricht und wie 
falsch das Gerede vom Sozialab- 
bau ist. 

In der Steuerpolitik hat die Bundesregie- 
rung frühzeitig und konsquent für die Zu- 
kunftsfähigkeit des Standorts Deutschland 
gesorgt. Wir haben eine dreistufige Re- 
form der Unternehmensbesteuerung um- 

gesetzt. Die dritte Stufe ist seit Jahresan- 
fang in Kraft. Die arbeitsplatzvernichtende 
Gewerbekapital Steuer wurde abgeschafft; 
in den neuen Bundesländern brauchte sie 
Gott sei Dank erst gar nicht eingeführt zu 
werden. Alle drei Stufen wurden gegenfi- 
nanziert, um die Erfolge unserer Haus- 
haltskonsolidierung nicht zu gefährden. 
Gezielt wurden Steuervergünstigungen 
und steuerliche Sonderregelungen im Un- 
ternehmensbereich abgebaut. In den letz- 
ten Jahren waren es insgesamt mehr als 
50 Milliarden DM. Es ist absurd, wenn 
uns die SPD vorwirft, wir hätten die Un- 
ternehmen einseitig entlastet. Richtig Ist- 
Mit dem Jahressteuergesetz 1996 haben 
wir das Existenzminimum verfassungs- 
konform steuerfrei gestellt. Der Grund- 
freibetrag beträgt in diesem Jahr rund 
12.400 DM und steigt ab 1999 auf rund 
13.100 DM. Immer mehr Arbeitnehmer 
mit geringem oder mittlerem Einkomme11 

zahlen so weniger oder gar keine Einkorn 
mensteuer. 

Wir haben die finanzielle Situati- 
on der Familien nachhaltig ver- 
bessert. In diesem Jahr erreichen 
die steuerlichen Entlastungen un 
Geldleistungen für die Familien 
fast 77 Milliarden DM. Das sind 
fast 50 Milliarden DM mehr als 
1982. 

Seit 1997 ist die Vermögensteuer wegge' 
fallen. Die Vermögensteuer belastete zu 
rund 60 Prozent Betriebsvermögen und 
damit vor allem die Arbeitsplätze. Eine 
weitere Arbeitsplatzvernichtungssteuer is 

damit beseitigt. Außer den Sozialdemok 
ten in Deutschland gibt es niemanden 
mehr in Europa, der eine arbeitsplatz- 
feindliche Vermögensteuer einfuhren o 
auch nur behalten wollte. Das stellt Sie. 
meine Damen und Herren von der SPU» 
doch ins Abseits. 
Mit dem Jahressteuergesetz 1997 haben 
wir dann die Erbschaft- und Schenkung- 
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Steuer wirtschafts- und sozialverträglich 
geregelt. Die private Vermögensteuer ist 
v°r allem aus Gründen der Steuervereinfa- 
chung mit der Erbschaft- und Schenkung- 
steuer zusammengefaßt worden. 
Die SPD will die private Vermögensteuer 
jjk Sozialneidsteuer wieder einführen. Das 
bringt nichts ein. 

Die Steuer zu erheben ist viel zu aufwen- 
dige und sie führt zu kaum kontrollierba- 
ren Tricksereien zwischen Privat- und 
Betriebsvermögen. Eine solche Alibisteu- 
er< die nur schädlich für die Volkswirt- 
schaft und die Arbeitsplätze wäre, lehnen 
wir ab. 

Der nächste steuerpolitische 
Schritt ist die große Steuerre- 
form. Sie wird unmittelbar nach 
der Wahl kommen, eingebracht 
von dieser Koalition. Es ist auch 
möglich durchzusetzen, daß es 
schon ab dem 1. Januar 1999 we- 
niger Steuern geben kann. Im 
Blick auf den Investitionsstandort 
Deutschland soll eine erste spür- 
bare Entlastung schon zum 
*• Januar 1999 wirksam werden. 

le verbleibenden Reformelemente kön- 
g*'dann ab dem Jahr 2000 in Kraft treten. 
s 

abei muß das Gesamtpaket in einem Ge- 
^et?- verabschiedet werden, 

it dem zeitgleichen Signal zum 1. Januar 
y9 unterstreichen wir: Deutschland geht 

s konkurrenzfähiger Steuerstandort in 
0 

e ^uro-Zukunft. Das wird die Investiti- 
fl sentscheidungen ab sofort positiv beein- 
lussen. 

Wangig zum 1. Januar 1999 
s«nd folgende Elemente: 

k(i fCr Höchstsatz für gewerbliche Ein- 
einh    Unc* ^er Körperschaftsteuersatz für 
45 p   a'tene Gewinne sollen von 47 bzw. 
Seh I°Zent auf 40 Prozent' der Körper- 

attsteuersatz für ausgeschüttete Ge- 

winne soll von 30 Prozent auf 28 Prozent 
gesenkt werden. Damit erreichen wir eine 
erhebliche Annäherung an das niedrigere 
internationale Niveau der betrieblichen 
Steuerbelastung, die für Standortent- 
scheidungen von entscheidender Bedeu- 
tung ist. 

• Der Eingangssteuersatz in der Lohn- 
und Einkommensteuer soll von derzeit 
knapp 26 Prozent auf nahe 20 Prozent und 
der Höchststeuersatz von derzeit 53 auf 47 
bis 48 Prozent reduziert werden: 
► Am unteren Ende der Einkommens- 

und Steuerskala wird damit der An- 
reiz zur Arbeit deutlich verstärkt und 
der Übergang vom Transfereinkom- 
men erleichtert. Alle Steuerzahler 
werden von dieser Tarifanpassung 
profitieren. 

► Die gleichgewichtige Entlastung im 
obersten Tarifbereich kappt die extrem 
hohe Belastung der Leistungsspitzen. 
Sie ist im übrigen unverzichtbar, um die 
Entlastung der gewerblichen Einkom- 
men verfassungsgemäß sicherstellen zu 
können. 

Das gesamte Bruttoentlastungsvolumen 
von gut 20 Milliarden DM wollen wir zur 
Hälfte durch das Schließen von Steuer- 
schlupflöchern und durch eine Verbreite- 
rung der Bemessungsgrundlage gegenfi- 
nanzieren. Damit verbleibt eine echte Net- 
toentlastung von rund 10 Milliarden DM, 
die allen Steuerzahlern - Privaten und Be- 
trieben - zugute kommt. 

Wir wollen die günstige wirtschaftliche 
Entwicklung der letzten Monate nutzen, 
um diese Nettoentlastung ohne Erhöhung 
der Kreditaufnahme zu finanzieren. Art. 
115 des Grundgesetzes und das Maas- 
tricht-Defizitkriterium bleiben unangeta- 
stet. 

Das ist realistisch, weil die gute Wirt- 
schafts- und die sich verbessernde Arbeits- 
marktlage die öffentlichen Haushalte ent- 
lasten. 
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Mehr Inhalte 
Die Bundesvorsitzende der Jung- 
sozialisten, Andrea Nahles, vermißt 
in Schröders Wahlkampf die Sach- 
themen. Sie stellt fest, daß bislang 
die Konzepte im Wahlkampf der 
SPD nicht deutlich geworden seien. 
Joachim Hörster, erster Parlamentari- 
scher Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: Die Union ver- 
mißt schon lange die Konzepte des 
'Kanzlerkandidaten der SPD. Auch 
nach der gestrigen Debatte muß sich 
Schröder weiterhin den Vorwurf gefal- 
len lassen, zu allem nichts zu sagen, 
dies aber ausführlich und mit großer 
Entschlossenheit. Leider blieben die 
an ihn gerichteten konkreten Fragen 

unserer Redner unbeantwortet. In ei- 
nem Punkt hat der Kanzlerkandidat 
der SPD allerdings für Klarheit ge- 
sorgt: Von der sogenannten neuen Mit- 
te, die er stets propagierte, jedoch nie 
erreichte, hat er sich endgültig verab- 
schiedet. Dafür gab es in seiner Rede 
vor dem Hohen Haus einfach zu viele 
platte, klassenkämpferische Parolen. 
Wer etwa der Koalition vorwirft, man 
würde dem Volk weniger zu beißen 
geben, um nicht mehr für gesunde 
Zähne sorgen zu müssen, verfällt in 
die Methoden linker Demagogie. 
Schröder hat mit solchen Sprüchen nur 
eins im Sinn: Durch Neidkampagnen 
die Menschen gegeneinander aufzuhet- 
zen. Damit disqualifiziert er sich 
selbst. 

• Die deutlich entspannte Arbeitsmarktla- 
ge kann das Bundesdefizit bei rund 
100.000 Arbeitslosen weniger um insge- 
samt rund 3 Milliarden DM senken. 
• Das extrem niedrige Zinsniveau hält 
die Zinsausgaben gering. 
• Die Steuereinnahmen haben sich wie- 
der deutlich erhöht. 
Im übrigen wird die frühzeitige Steuerent- 
lastung über verstärktes Wachstum zur 
Einpassung in die Konsolidierungslinie 
auch selbst beitragen. 
Auf der Grundlage der bereits vorliegen- 
den Reformgesetze wollen wir die Gesetz- 
gebung möglichst vor dem 1. Januar 1999 
abschließen. Wir wollen über die Verwirk- 
lichung der gesamten Petersberg-Reform 
in direktem Zusammenhang mit der ersten 
Stufe entscheiden. 
Wir wollen insgesamt eine Nettoentlastung 
von 30 Milliarden DM. Wir wollen nicht, 
wie die SPD, nur einen kleinen Personen- 
kreis geringfügig entlasten, sondern alle, 
die Familien ebenso wie die Facharbeiter, 

Angestellte, Handwerker, Selbständige un 
Betriebe. Wir wollen nach Abschluß der 
Steuerreform einen Eingangsteuersatz vo 
15 Prozent, einen Körperschaftsteuersatz 
von 35 Prozent für einbehaltene und 25 
Prozent für ausgeschüttete Gewinne, eine 
Steuersatz auf gewerbliche Einkünfte von 
35 Prozent und einen Höchststeuersatz vo 
39 Prozent. Zahlreiche Steuervergünsti- 
gungen werden dafür wegfallen; für vie 
Steuersparmodelle bedeutet unsere Steue 
reform das endgültige Aus. 
Wenn Sie es mit dem Standort Deutsch- 
land ernst meinen, wenn Sie etwas für 
Arbeitslosen tun wollen und wenn Sie: e 
mit der entscheidenden Rückführung de 

Arbeitslosigkeit ernst meinen, dann sin 
Sie aufgefordert, spätestens nach dem    • 
September - dann werden Sie die OpP° 
tion, wir die Regierung sein - mit uns 
sammenzuarbeiten, damit bereits zum   • 
Januar 1999 ein entscheidender Schritt g 
tan werden kann. . 

(Anhaltender Beifall bei der CDÜ/CS 
und der FDP) 
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Wolfgang Schäuble: 

Unser Weg für die kommenden 
Jahre ist klar 

Ministerpräsident Schröder, Kanzler- 
kandidat der SPD, hat im Schlußteil sei- 
Uer Ausführungen, denen wir soeben 
aufmerksam gelauscht haben, davon ge- 
brochen, daß ein Bundeskanzler in 
Deutschland eher zusammenführen 
müsse als spalten dürfe. Herr Minister- 
Präsident Schröder, Sie wollen Kanzler 
Werden. Helmut Kohl ist es. 
Wenn wir die beiden Reden, die wir von 
Helmut Kohl und Herrn Schröder soeben 
§ehört haben, in der Erinnerung auf uns 
^""ken lassen, dann merken wir, wer als 
Bundeskanzler Deutschland zusammen- 
uhrt und wer spaltet und teilt. 
n einem war die Rede von Herrn Schrö- 

. er bemerkenswert. Es ist wieder klar - 
jusofern hat die Debatte sogar etwas ge- 
s
racht, auch Ihre Rede -: Die Alternativen 
•nd eine Fortsetzung der von Helmut 
°hl geführten Regierung, unserer Koali- 

lQu, oder Rot-Grün in Deutschland. 
.,les, was Sie in den letzten Wochen und 
^ onaten an Ablenkungsmanövern, 

ei'tuschungsmanövern und Täuschungs- 
manövern inszeniert haben, ist durch 

re demagogische Neidrede entlarvt 
worden. 
Von n neuer Mitte war nicht mehr viel zu 
^PUren, aber von alter Linken war viel zu sPuren: 

nick1 Angst' Teilen' sPalten - und g^ 
He   | 

Von Zukunft- Ich dachte gestern, 
sp-1^ Lafontaine müsse die Alternative 
hub       Weil S'eJa eine DoPPelstrategie 
SCh n" .^eute morgen war das bei Herrn 
f0 

arPlng noch einmal so. Bei Herrn La- 
lla'ne hatte ich das Gefühl, er bewirbt 

sich um den Ehrenvorsitz in der PDS; so 
hat er gestern jedenfalls geredet. 

Jetzt redet Herr Schröder in der- 
selben Weise. Das zeigt: Es geht 
nicht um Zukunft, sondern es 
geht darum, ein Zerrbild von der 
Wirklichkeit zu zeigen und die 
Menschen gegeneinander aufzu- 
hetzen. Das wird Ihnen nicht ge- 
lingen. 

Sie haben dem Bundeskanzler am Anfang 
Ihrer Rede vorgeworfen, daß er sich in sei- 
ner Rede auch mit den 16 Jahren seiner 
Regierungstätigkeit kurz bilanzierend be- 
faßt hat. Anschließend haben Sie sich aber 

Aus der Haushaltsdebatte 
des Deutschen Bundestags 

am 3. September 

lange mit dieser Bilanz beschäftigt, wenn 
auch in einer verzerrenden Weise. Wenn 
der Bundeskanzler aber nichts zu den 16 
Jahren gesagt hätte, in denen er - zum 
Glück für unser Land - die Verantwortung 
getragen hat, dann hätten Sie ihn ja auch 
kritisiert. 

Ich spreche das nur noch einmal an, weil 
Sie das in einer Weise gesagt haben, daß 
man wirklich denken muß: Leben wir ei- 
gentlich, was unsere Wahrnehmung an- 
geht, im selben Land? Wenn Sie 1982 mit 
1998 vergleichen und in diesem Vergleich 
einfach unterschlagen, daß 1989/90 eine 
Zeitenwende in Deutschland, Europa und 
der Welt, mit Frieden und Einheit und der 
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Wiedervereinigung in Deutsehland, statt- 
gefunden hat, dann ist das ein Vergleich, 
der so absurd ist, wie er nur sein kann. 
Deswegen muß man sich, wenn man bi- 
lanziert, die 80er und die 90er Jahre schon 
ein wenig anschauen. 
In den 80er Jahren haben wir Preisstabi- 
lität, dauerhaftes Wachstum, 3 Millionen 
zusätzliche Arbeitsplätze bis 1989, eine 
Rückführung der Staatsquote von knapp 
52 Prozent in 1982 auf unter 46 Prozent in 
1989 geschafft - eine ungeheure Erfolgs- 
geschichte der deutschen Politik und eine 
Voraussetzung dafür, daß wir die histori- 
sche Herausforderung der deutschen Ein- 
heit und der Überwindung der Folgen von 
40 Jahren Teilung und Sozialismus so gut 
bewältigen konnten. Das ist der erste Ab- 
schnitt in der Bilanz. 
Der zweite Abschnitt ist, daß die Wieder- 
vereinigung kam. Sie haben sie nicht ge- 
wollt; Sie haben dagegen gestimmt. Sie 
haben sie auch nicht für möglich gehalten. 
Man könnte endlos darüber reden. Es 
gehört wirklich zu den unglaublichen Din- 
gen, wie damals und in der Folgezeit, bis 
in die letzten Monate hinein, der Minister- 
präsident des Landes Niedersachsen jeden 
Beitrag nationaler Solidarität immer dann 
verweigert hat, wenn er nicht in Ost- 
deutschland, sondern in Westdeutschland 
geredet hat. 
Auch heute wieder: kein Wort etwa zu der 
Frage, wo der Produktionsstandort sein 
soll, wenn wir die Großflugzeuge der Air- 
buslinie bekommen, während der Bundes- 
kanzler sich klar, mutig und entschieden 
dafür ausgesprochen hat, daß er nach 
Mecklenburg-Vorpommern kommen soll. 
Das ist nationale Solidarität und Führungs- 
stärke, nicht Ihr kleinliches Wort „keine 
Mark niedersächsischer Steuerzahler für 
den Aufbau der neuen Bundesländer", das 
wir alle noch gut in Erinnerung haben. 
Natürlich haben wir durch die Wiederver- 
einigung neue ökonomische Probleme. 

Wir haben auch die Situation, daß uns die 
konjunkturelle Entwicklung der Weltwirt- 
schaft durch die Sonderlage in Deutsch- 
land etwas später getroffen hat und daß 
wir deswegen bei der Anpassung an Ver- 
änderungen, die andere in Europa früher 
in den 90er Jahren vollzogen haben, ein 
Stück weit notwendigerweise später gewe- 
sen sind. 

Aber wir haben uns auf den Weg 
gemacht. Wir sind auf dem rich- 
tigen Weg, und wir sind gut vor- 
angekommen. Es wird darüber 
zu reden sein, was wir in den 
nächsten Jahren machen 
müssen. 

Sie haben nicht eine der Fragen beantwor- 
tet. Sie haben gesagt, wir sollten Sie doch 
fassen. Das ist schwer. Michael Glos hat 
Ihnen heute morgen jede Menge konkreter 
Fragen gestellt. Sie haben nicht eine eini- 
ge beantwortet. Auch Wolfgang Gerhardt 
hat Ihnen jede Menge konkreter Fragen 
gestellt. Sie haben nicht eine einzige be- 
antwortet. 
Mir hat in einem heute morgen ausge- 
strahlten Rundfunkinterview ein Journale 
vom Deutschlandfunk vorgehalten: 

Bislang konnte man den Eindruck 
in diesem Wahlkampf 'bekommen, 
die Union bekommt den Kandida- 
ten Schröder nicht zufassen. 

Ich zitiere weiter: 

Er entzieht sich inhaltlicher 
Zuordnung, er steht für alles und 
nichts zugleich. Was wollen Sie da- 
gegen tun? 

Meine Antwort darauf: „Dies den Wähler 
bewußt machen." Er steht für alles und 
nichts. 
Aber Sie können auch die „Süddeutsche 
Zeitung" nehmen. Sie haben es ja so mi 
der Kultur. Da hat im Feuilleton in der V 
richterstattung über diesen fabelhaften 
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Auftritt mit Herrn Reich-Ranicki gestan- 
den: 

Er sagt zu allem nichts, aber das 
ausführlich. 

teh will an die Rede von Herrn Schröder 
vor zwei Tagen im Museum Koenig, 50 
Jahre Parlamentarischer Rat, anknüpfen, 
und zwar an die Erklärung: Wir wollen 
Keinen Wettbewerbsföderalismus. Ich sa- 
ge Ihnen: In einer Zeit, in der die Heraus- 
forderungen groß sind, in der sich bei uns 
Ungeheuer vieles an sozialen Verhältnis- 
Sen ändert, auch in der Welt um uns her- 
Uui, in der der Wettbewerb härter wird, 
£ann man nicht einfach nur zurück- 
blicken und glauben, man könnte die 
*-eute mit den Parolen von vorgestern 
n°ch heute in den Besitzständen festhal- 
ten, die wir für die Zukunft ein Stück 
weit überprüfen müssen. Da ist der Satz 
»Wir wollen keinen Wettbewerbsfödera- 
nsirius" ein Programm für den Nieder- 
ung Deutschlands. 
Unser System der Dezentralisierung, das 
Unser Grundgesetz besser vorbereitet als 
nie Verfassungen anderer Länder - Bund, 
Ränder, Gemeinden, Tarifautonomie, Au- 
°nomie von Arbeitgebern und Gewerk- 

schaften, Unabhängigkeit der Bundes- 
ank, die zu akzeptieren Lafontaine noch 
eiJte schwer fällt; deswegen kritisiert er 

:le immer und sagt, die Bundesbank hätte 
n früheren Jahren die Zinsen senken müs- 

f
en -, dieses Ordnungsprinzip der Dezen- 
ralisierung, mit der die deutsche Wirt- 
^naft in den letzten Jahren ihre Wettbe- 

erbsfähigkeit entscheidend verbessert 
ai' ist ein zukunftsfähiges Prinzip, aber 

r unter der Voraussetzung, daß jeder sei- 
^ Teil an Verantwortung wahrnimmt 
u dann auch an dem Erreichten gemes- 

Sen wird. 

f*err Schröder, wir sind hier nicht 
Jji Niedersächsischen Landtag. 
Was dort zu machen ist, das kann 
Christian Wulff schon gut Mei- 

stens schweigen Sie auch auf seine 
entsprechenden Vorhaltungen. 
Wenn Sie aber Kanzlerkandidat 
sind und Kanzler werden wollen, 
dann müssen Sie sich ein wenig 
an dem messen lassen, was Sie in 
acht Jahren zustande gebracht 
haben, und das ist miserabel in 
Niedersachsen. 

Den Ausbildungsnotstand zu beklagen und 
auf den Vorhalt: „Warum ist die Jugendar- 
beitslosigkeit in Niedersachsen doppelt so 
hoch wie in Baden-Württemberg oder 
Bayern?" zu sagen: „Ich verfüge nicht 
über die Makroökonomie" ist eine so faule 
Ausrede; denn die Makroökonomie ist in 
Niedersachsen dieselbe wie in Bayern und 
Baden-Württemberg, aber die Landespoli- 
tik ist schlechter, und dafür tragen Sie Ver- 
antwortung. 

Wir können Sie ja nicht an dem 
messen, was Sie als Kanzler ein- 
mal anrichten; vielmehr müssen 
wir - auch die deutschen Wähle- 
rinnen und Wähler - Sie an dem 
messen, was Sie bisher als Mini- 
sterpräsident zustande gebracht 
haben. 

Sie sagen immer, 16 Jahre sei lange. Ja 
gut, das ist relativ. Ich sage immer - selbst 
Sie haben gesagt: der Bundeskanzler hat 
es in den 16 Jahren gut gemacht -: Wenn 
ich die Wahl habe zwischen einem, der es 
seit 16 Jahren gut macht, und einem, der 
es seit 8 Jahren nachweislich schlecht 
macht, dann ist mir der mit 16 guten Jah- 
ren viel lieber als der mit 8 schlechten 
Jahren. 

Unser Bundesstaat, unsere Ordnung mit 
Subsidiarität und Dezentralisierung wird 
mit dem jetzigen Bundeskanzler um so 
besser gelingen und um so bessere Ergeb- 
nisse für die Menschen erzielen. Das ist 
wichtig. Deswegen ist dieses Wort vom 
Wettbewerbsföderalismus so sehr Gift und 
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so verräterisch für Ihre falschen Vorstel- 
lungen. Je mehr jeder seinen Teil an Ver- 
antwortung wahrnimmt, um so besser ist 
es. Hätten wir überall so erfolgreiche Lan- 
desregierungen, wie wir sie dort haben, 
wo die Union regiert - in Bayern, in Ba- 
den-Württemberg, in Sachsen und anders- 
wo -, dann wäre es um ganz Deutschland 
besser bestellt. 
Hätten wir überall so schlechte Ergebnisse 
wie im Saarland und in Niedersachsen, 
dann wäre es schlechter in Deutschland. 
Eine der großen Streitfragen, eine der Al- 
ternativen lautet: Dezentralisierung oder 
bürokratischer Zentralismus. Sie setzen 
auf zentralistische Regelungen. Ich nenne 
Ihnen ein anderes Beispiel: Tarifautono- 
mie. Tarifautonomie gelingt nicht, wenn 
man sagt: Für die Lohnerhöhungen sind 
die Gewerkschaften verantwortlich, an der 
Arbeitslosigkeit ist die Regierung schuld. 
So geht es nicht. Jeder muß seinen Teil 
beitragen. 
Deswegen will ich Ihnen die Sache mit 
der Lohnfortzahlung und auch die mit 
dem Schlechtwettergeld noch einmal er- 
klären: Sie haben unrecht, wenn Sie sa- 
gen, das habe nichts genützt oder sei 
falsch oder sonst etwas. So sind Tarifauto- 
nomie und Dezentralisierung im Interesse 
der Zukunftsfähigkeit unseres Landes. 
Was haben wir hier denn geregelt? Wir ha- 
ben niemandem etwas verboten. Ich höre 
immer den Quatsch, auch die Vorstands- 
mitglieder würden 100 Prozent im Krank- 
heitsfall bekommen. Ich weiß das gar 
nicht; ich weiß nur, daß es keine gesetzli- 
che Regelung gibt, die das vorschreibt. 
Wir haben lediglich gesagt, der Gesetzge- 
ber bestimmt nicht, daß die Lohnfortzah- 
lung bei 100 Prozent liegen muß; vielmehr 
müssen 80 Prozent sein. 
Die Tarifparteien können zwar mehr ver- 
einbaren, aber sie müssen das dann so ver- 
einbaren, daß das wirtschaftlich tragbar 
bleibt. Das System hat funktioniert. Dieje- 
nigen, die 100 Prozent Lohnfortzahlung 

vereinbart haben, haben in denselben Ta- 
rifverträgen an anderer Stelle Einsparun- 
gen vereinbart, die die Lohnzusatzkosten 
um 20 Milliarden DM gesenkt haben. So 
senkt man Lohnzusatzkosten, und so 
schafft man Rahmenbedingungen für mehr 
Arbeitsplätze. Ihr Rezept bringt uns mehr 
Arbeitslosigkeit. 
Wenn Sie das jetzt rückgängig machen 
würden, dann würden Sie den Fehler wie- 
derholen, den Willy Brandt am Anfang 
seiner Regierungszeit gemacht hat. Er hat 
als Bundeskanzler eine Vollbeschäfti- 
gungsgarantie abgegeben und hat damit 
die Tarifpartner von der Verantwortung 
entbunden. Wenn Sie ankündigen, die 
100-prozentige Lohnfortzahlung gesetz- 
lich wieder einzuführen, dann muß dafür 
im Tarifbereich nicht mehr gespart wer- 
den. Kein Gewerkschafter wird mehr ei- 
nen Tarifvertrag unterschreiben können, 
mit dem irgendeine Mark gespart wird, 
um so etwas zu regeln. 
Hinsichtlich des Schlechtwettergeldes gij1 

dasselbe. Auch das wollen Sie rückgängig 
machen. Machen wir es ein bißchen spaß1' 
ger. 
Die menschliche Natur ist eben so: Wenn 
es die Allgemeinheit bezahlt, daß ich nicht 
arbeiten muß, wenn es mir zu kalt ist, 
dann ist es mir ziemlich schnell kalt. Des- 
wegen hatten wir in Deutschland längere 
Schlechtwetterperioden als in Schweden, 
obwohl es in Schweden kälter sein soll- 
Von daher ist die Regelung richtig, daß d"j 
Bundesanstalt einen Zuschuß bezahlt, abe 
die Bauwirtschaft einen Teil selber trage11 

muß. Auf die Weise überlegt sie, wie sie 
das erwirtschaften und trotzdem wettbe- 
werbsfähig bleiben kann. So sind die 
Lohnzusatzkosten in der Bauwirtschaft 
gesenkt worden. 

So schafft man Rahmenbedingun- 
gen für mehr Arbeitsplätze. Das 
ist unser Weg. Wir sind auf dem 
richtigen Weg; er muß weiterge- 
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gangen werden. Es darf nicht zur 
Rolle rückwärts kommen. 

'n einer Zeit, wo es weltweit und auch 
bitten in Europa ein Wohlstandsgefälle 
und viele Möglichkeiten zu intensiver Ar- 
beitsteilung und enger Verflechtung gibt, 
stehen wir nicht nur bei der industriellen 
Produktion in Konkurrenz um jeden Ar- 
beitsplatz, ob uns das gefällt oder nicht. 
Daß 14 Tage Urlaub in der Karibik billiger 
a's im Schwarzwald angeboten werden, 
stellt, wie ich immer sage, für das Frem- 
denverkehrsgewerbe im Schwarzwald 
°der andere Problembereiche eine struktu- 
relle Herausforderung dar. 
Wenn wir in einer solchen Welt wettbe- 
werbsfähig sein wollen, also die Grundla- 
gen für Wohlstand, Beschäftigung, soziale 
Sicherheit auch für die Zukunft sichern 
Rollen, müssen wir uns auf unsere Stärken 
besinnen und konzentrieren. Deshalb ist es 
^ wichtig, daß an unseren Schulen und 
Hochschulen Spitzenleistungen erbracht 
Werden. 

Das Versagen der SPD-geführten 
Länder in der Bildungspolitik ist 
daher eine Katastrophe im Hin- 
blick auf die Zukunft Deutsch- 
lands. 

Sie bestreiten das. Vielleicht machen Sie 
en Fehler, Gerechtigkeit mit Gleichheit 

gleichzusetzen. Dieses Mißverständnis ist 
'elleicht gut gemeint - gut gemeint ist 
er nicht immer gut gemacht. Auch im 

^hlkampf muß man sich bei aller Ge- 
gensätzlichkeit nicht die guten Absichten 
s Sprechen, da die Wege eben doch unter- 
schiedlich sind. Wer immer nur Gleichheit 

den Vordergrund schiebt, wird unsere 
arken nicht ausnutzen und damit nicht 
n Vorsprung erzielen, den wir brauchen, 

^ auszugleichen, was wir an höherem 
°hlstand und damit auch an höheren Ko- 

\fn haben. Deswegen ist Gleichheit als 
fäh FiSteS ^'e* 'n ^er Bildungspolitik ge- 

r|'ch. Wir brauchen Chancengleichheit, 

müssen aber zugleich auch bestmögliche 
Ergebnisse fördern. Der Starke, der seine 
Leistung verweigert, handelt gegenüber 
dem Schwachen unsolidarisch. Deswegen 
ist all das kein Gegensatz, sondern die 
Voraussetzung für soziale Gerechtigkeit 
und Solidarität. 
Das gilt für die Schulen, für die Hoch- 
schulen und für die berufliche Bildung. 
Natürlich ärgert sich mancher, der im 
Handwerk über Bedarf ausbildet. Man 
kann dem Handwerk nur dankbar sein, 
daß es diesen überdurchschnittlichen Bei- 
trag in der Vergangenheit geleistet hat und 
auch gegenwärtig für die Zukunftsfähig- 
keit unseres Landes leistet. 
Natürlich ärgert sich mancher, daß andere 
weniger leisten. Natürlich ist man dann 
der Versuchung nahe zu sagen: Können 
wir das nicht mit einer Abgabe oder Umla- 
ge anders regeln? Es ist menschlich, Ge- 
rechtigkeit mit Gleichheit gleichzusetzen. 
Aber, was passiert? 

Erstens werden die Großen sagen: Da es 
ja eine Abgabe gibt, kaufen wir uns von 
der Verpflichtung zur Ausbildung frei. 
Zweitens müßte jeder Betrieb minde- 
stens einmal monatlich melden, wieviel 
Arbeits- und Ausbildungsplätze er hat. 
Dann muß festgelegt werden, welche Aus- 
nahmen es geben soll und was sich daraus 
ergibt. Das Ganze muß dann kontrolliert 
werden. 
Dann haben wir nicht nur eine neue Abga- 
be, sondern eine neue Bürokratie. Aber in 
Deutschland haben wir genügend Steuern, 
Abgaben und Bürokratie. Wir sollten kei- 
ne neuen einführen. Damit würde man die 
Leistungsfähigkeit unseres beruflichen Sy- 
stems schwächen. 
Den konkreten Fragen nach modernem 
wissenschaftlichen Fortschritt und techno- 
logischer Erneuerung sind Sie ja ausge- 
wichen. Sie haben weder etwas zum neuen 
Großflugzeug von Airbus, noch zu Trans- 
rapid gesagt. Es gilt wohl in der SPD im- 
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mer noch die Beschlußlage ihres letzten 
Parteitags, auf dem sie sich gegen den Bau 
der Transrapidstrecke von Hamburg nach 
Berlin ausgesprochen hat. 

Ich sage Ihnen: Wenn wir in an- 
dere Länder und in andere Konti- 
nente die Magnetschwebebahn- 
Technologie in den kommenden 
Jahren verkaufen wollen, aber 
auf die Frage: „Wo fährt diese 
Bahn bei euch?" antworten: „Bei 
uns tut es auch die Postkutsche!", 
dann kauft keiner diese Magnet- 
schwebebahn. 

Zu der vom Bundeskanzler angesproche- 
nen Notwendigkeit haben Sie ebenfalls 
nichts gesagt: Wenn wir eine Zukunft mit 
mehr Arbeitsplätzen, mit weiterem wirt- 
schaftlichen Wohlstand, sozialer Sicher- 
heit und Gerechtigkeit wollen, dann müs- 
sen wir beispielsweise im Bereich der 
Chemie und der Pharmazie an der Spitze 
bleiben. 
Dazu ist es eben notwendig, daß die mo- 
dernen Formen von chemischer und 
pharmazeutischer Forschung und Pro- 
duktion in Deutschland stattfinden. Da- 
her war es richtig, daß wir gegen Ihren 
Widerstand das Gentechnikgesetz novel- 
liert haben. 
Man muß die Frage stellen, warum dieje- 
nigen Unternehmen im Bereich der Bio- 
technologie, die jetzt wieder nach 
Deutschland zurückkehren, nicht in SPD- 
regierte Länder wie zum Beispiel Nieder- 
sachsen gehen, sondern in Länder, wo 
CDU oder CSU die maßgebliche Regie- 
rungsverantwortung tragen. Sie wissen 
nämlich: 

Wo Rot-Grün regiert, da nützt 
das beste Bundesgesetz nichts, 
weil es dort den ausstiegsorien- 
tierten Vollzug gibt. Das ist Gift 
für die Zukunft. 

Sie bekommen nicht mehr Arbeitsplätze in 
Deutschland, wenn Sie weniger Arbeitge- 
ber haben. Wenn Sie den Neid als Mittel 
der polemischen Propaganda nutzen, wer- 
den Sie das Land nicht voranbringen, son- 
dern zurückstoßen. Das ist die Wahrheit. 
Die Ausnutzung von Neid und Angst ist 
nicht zukunftsträchtig. 
Deswegen sagen wir, daß wir den Men- 
schen ein Stück weit Mut machen müssen. 
Wir müssen aber auch die Lage realistisch 
beschreiben. Natürlich gibt es Probleme. 
Keiner von uns - ich genausowenig wie 
andere - steht im Verdacht, daß er Proble- 
me verschweigen würde. Aber wer be- 
streitet, daß wir in diesem Lande gut vor- 
angekommen sind, oder wer den Satz von 
Kurt Biedenkopf, den Helmut Kohl heute 
wiederholt hat, bestreitet, daß es den 
Deutschen in diesem Jahrhundert wahr- 
scheinlich nie so gut ging wie am Ende 
dieses Jahrhunderts, der nimmt doch den 
Menschen den Mut und die Motivation, 
Zukunft zu gestalten. Ein solches Vorge- 
hen ist deshalb Unfug. 
Wer sich mit den Sorgen der Menschen m 
den neuen Ländern beschäftigt, der muß 
so viel Kraft haben, Solidarität einzufor- 
dern, wie sie der Bundeskanzler heute be- 
wiesen hat. Dazu gehört auch Finanzmjn1' 
ster Theo Waigel, der die Solidarität seit 
Jahr und Tag im Haushalt in Zahlen um- 
setzt. 
Seit 1993 sinken die Ist-Ausgaben im Bun- 
deshaushalt Jahr für Jahr, obwohl die Lei- 
stungen für den Aufbau der neuen Bundes 
länder in dieser Zeit nicht gesunken sind- 
Das ist praktische Solidarität. Dies darf 
man nicht leugnen, sonst verrät man die 
deutsche Einheit. 

Natürlich haben die Menschen gf 
waltige Verwerfungen zu bewäu> 
gen. Viele der Arbeitsplätze sind 
weggefallen. Dies war im übrigen 
nicht Folge von Treuhand und so- 
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zialer Marktwirtschaft, sondern 
die Folge des Sozialismus. 

Aber wahr ist auch: Den älteren Menschen 
|eht es heute viel besser, als sie es sich zu 
Zeiten der DDR jemals haben träumen 
lassen. 

Wer wie Sie über Renten redet, sollte da- 
^usagen, wie hoch die Renten in der 
früheren DDR für diejenigen gewesen 
S|nd, die nicht Zusatzrenten wegen partei- 
^der systemnaher Tätigkeit bekommen ha- 
ben: Die Höchstrente betrug 490 Mark der 
DDR. 

Lassen Sie sich von meiner Kollegin Han- 
^elore Rönsch einmal erzählen, wie die 
Einrichtungen für Behinderte in der DDR 
v°r der Wende ausgesehen haben. Dann 
reden Sie nicht mehr von sozialer Gerech- 
■gkeit zu Zeiten der deutschen Teilung, 

j'ondern darüber, welche Wärme in diesem 
Land erreicht worden ist. 

111 Zusammenhang mit der Rente will ich 
auch noch das sagen: Wir haben die 
schwere Verantwortung, unser Land vor- 
zubringen. Dazu braucht man viel Soli- 
darität. Wenn man die Worte der beiden 
§roßen Kirchen ein bißchen weniger in- 
Slrumentalisiert - insofern, als man nicht 

Ur einzelne Passagen herauszieht -, dann 
Jkennt man die Sorge, daß steigender 
^°hlstand nicht unbedingt die Gemein- 
Schaftskräfte stärkt, sondern möglicher- 
weise eher dazu führt, daß der Egoismus 

achst. Deswegen brauchen wir eine stär- 
ere Orientierung an Werten, wie sie zum 
eispiel die Familie vermittelt. 

Deswegen ist es grundfalsch, 
Wenn Sie in einer Bilanz der ver- 
gangenen 16 Jahre verschweigen, 
daß die Familienpolitik in 
Deutschland in der Regierungs- 
^it Helmut Kohls und unserer 
Koalition der Mitte auf eine neue, 
Jttoderne, zukunftsträchtige 
Wundläge gestellt worden ist. 

Wir haben die Anrechnung von Erzie- 
hungszeiten in der Rentenversicherung 
eingeführt. Wir haben Erziehungsurlaub 
und Erziehungsgeld eingeführt. Und in 
den Ländern, in denen CDU oder CSU re- 
gieren, gibt es das Landeserziehungsgeld, 
während es das in denen, wo die SPD re- 
giert, nicht gibt. Das zeigt: Wir stehen für 
Familie und Wertorientierung - und Sie 
eben nicht. An diesen Unterschied muß 
man denken. Das ist wichtig für die Zu- 
kunftsfähigkeit unseres Landes. 
Es hat doch keinen Sinn, im Zusammen- 
hang mit der Rente ständig für alle Proble- 
me irgendwelche Minderheiten zu Sün- 
denböcken zu machen. Die Rentenversi- 
cherung hat ein objektives Problem, das 
sich aus der demographischen Entwick- 
lung sowie aus der Entwicklung von Aus- 
bildungszeiten und Arbeitsmarkt ergibt. 
Das kann niemand bestreiten. Wer aber 
wie Lafontaine, Scharping und Schröder 
den Menschen einredet, die Fremdrenten 
seien das einzige Problem in der Renten- 
versicherung, der täuscht. 
Unsere Rentenversicherung ist ein Gene- 
rationenvertrag. Die jeweils Erwerbstäti- 
gen zahlen mit ihren Beiträgen nicht ihre 
eigenen Renten, sondern die Renten der 
jeweils Älteren. Wie hätte man denn nach 
dem Krieg eine Rentenversicherung auf- 
bauen wollen? Hätte man 30 Jahre lang 
Beiträge sammeln sollen, um erst dann 
Renten auszuzahlen? Das ist doch grober 
Unfug; das geht gar nicht. Bei der Pflege- 
versicherung war das genau das gleiche. 
Wir haben ein System der Umlage zwi- 
schen den Generationen, Solidarität zwi- 
schen den Generationen. Später zahlen die 
Kinder. Unsere Rentenversicherung be- 
deutet: Wenn eine neue Bevölkerungs- 
gruppe dazukommt - zum Beispiel die 
Menschen aus Ostdeutschland, der frühe- 
ren DDR -, dann kommt sie entweder 
ganz in das Rentensystem oder gar nicht. 
Die Lösung, die Sie haben, nach der die 
Erwerbstätigen in Thüringen und Meck- 
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lenburg-Vorpommern zwar Beiträge zah- 
len sollen, aber die Rentner in Thüringen 
und Mecklenburg-Vorpommern keine 
Rente bekommen sollen, ist gegen das 
Prinzip unserer Rentenversicherung und 
gegen das Prinzip nationaler Solidarität in 
Deutschland. 

Sie können für die Aussiedler eine 
eigene Kasse auflegen. Bei gleich- 
hohen Beitragssätzen würde diese 
einen Überschuß aufweisen; denn 
die jungen Aussiedler zahlen 
mehr Beiträge, als die älteren 
Aussiedler heute an Rente 
bekommen. 

Wenn das Ausbildungsalter schon steigt, 
das Rentenalter sinkt und die Lebenser- 
wartung steigt, dann darf das Ausbil- 
dungsalter nicht noch höher werden. Des- 
wegen hat die Bildungspolitik auch für die 
Rentenversicherung eine Bedeutung. Das 
Durchschnittsalter bei Abschluß der Aus- 
bildung beträgt heute 24 Jahre und steigt 
weiter an. Wir brauchen Zeit zum Umsteu- 
ern. Wenn man sich ein wenig versteuert, 
dann korrigiert man das eben; daran ist 
nichts Schlimmes. Wer nicht bereit ist, zu- 
zugeben, daß er einmal etwas nicht richtig 
vorausgesehen hat, und aus Erfahrungen 
zu lernen, der ist nicht politik- und zu- 
kunftsfähig. Grundsätzlich aber muß die 
Rentenaltersgrenze allmählich nach oben 
geschoben werden. 
Im übrigen sollten Sie nicht versprechen, 
dies rückgängig zu machen. Die finanziel- 
le Belastung auf Grund der steigenden Le- 
benserwartung kann, wenn die Rente si- 
cher bleiben soll, nicht mehr ausschließ- 
lich von den zukünftigen Beitragszahlern 
getragen werden; sie muß vielmehr hälftig 
verteilt werden. Dadurch sinken die Ren- 
ten nicht. Sie steigen auch in Zukunft, 
aber langsamer als in der Vergangenheit. 
Mit Ihrer Debatte um das Niveau täuschen 
Sie die Menschen. Sie reden ihnen ein, daß 
die Renten sinken. Die allermeisten älteren 

Mitbürger aber sagen: Wenn die Rente si- 
cher bleibt und die Währung so stabil, wie 
sie es mit Helmut Kohl und Theo Waigel 
in Deutschland geworden ist, dann akzep- 
tieren wir, daß die Renten in Zukunft 
langsamer steigen. Das ist soziale Sicher- 
heit; und dazu gibt es keine Alternative. 

Und wissen Sie: Wenn Sie die Lohnzu- 
satzkosten senken wollen, müssen Sie spa- 
ren. Das ist genauso wie bei den öffentli- 
chen Haushalten. Dazu müssen Sie in der 
Lage sein. Sie aber kündigen an, man ma- 
che die Rentenreform rückgängig und sen- 
ke die Beitragssätze. 1994 ist es dem Kol- 
legen Scharping passiert, daß er brutto un 
netto verwechselt hat. Jetzt verwechseln 
Sie plus und minus; das ist ja noch schlim- 
mer. Die Ausgaben steigen, die Einnah- 
men sinken - das geht nun wirklich nicht- 

Herr Schröder, Sie haben auch von der 
Gesundheitsreform gesprochen. Was Sie 
zu den chronisch Kranken gesagt haben, 
war schon ziemlich unglaublich. 
Wir wollen es Ihnen also noch einmal ver- 
deutlichen: Die Zuzahlung für Medika- 
mente ist bei chronisch Kranken auf 
1 Prozent des Verdienstes begrenzt. Dar- 
über hinaus gibt es sozial Schwächere, 
und von denen haben Sie gesprochen, 
Herr Ministerpräsident. Deswegen haben 
Sie eigentlich noch mehr getäuscht. Sozi 
Schwächere sind nämlich von der Zuzan 
lung befreit. 

Es gibt 20 Millionen Menschen >n 
Deutschland, die überhaupt kein 
Zuzahlung leisten müssen. Des" 
gen, Herr Ministerpräsident 
Schröder, ist das, was Sie gesagt 
haben, eine schlimme Verhetzung 
der Menschen in Deutschland. 

Natürlich weiß ich, daß die Versuchung 
groß ist. Die Menschen, die für Medika- 
mente eine geringe Eigenleistung erbn'1 

gen müssen - die chronisch Kranken 
\ Prozent, die anderen 2 Prozent -, freU 
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Slch nicht darüber. Aber was soll man 
denn machen, wenn die gesetzliche Kran- 
kenkasse 1996 Medikamente im Wert von 
8 Milliarden DM bezahlt hat, die dann auf 
dem Müll gelandet sind? 
Ich will Ihnen nicht unterstellen, daß Sie 
die Methode der SED/PDS wählen wol- 
len. Man könnte diese Verschwendung 
Jjatürlich bekämpfen, indem man immer 
dann, wenn jemand eine Apotheke verläßt, 
diesen beobachten läßt und kontinuierlich 
kontrolliert, ob er die Medikamente auch 
^'nnimmt. Aber wenn man das nicht will, 
dann muß man an die Eigenverantwortung 
der Menschen und an ihr eigenes Interesse 
aPpellieren. Es hilft nichts; die Menschen 
§ehen mit anderer Leute Geld immer 
§r«ßzügiger um als mit dem eigenen. Des- 
wegen ist eine begrenzte Zuzahlung der 
einzige Weg, um sparsam zu wirtschaften. 
^° erhalten wir das bestmögliche System 
gesundheitlicher Versorgung. 

Für Sie ist doch Tony Blair das 
Vorbild - obwohl er sich dagegen 
wehrt. Das kann ich auch verste- 
hen. Ihr Ruf in der internationa- 
len Presse ist ja nicht mehr sehr 
gut. Selbst der „Economist" 
schreibt: Würden Sie von dem ei- 
nen Gebrauchtwagen kaufen? Ich 
denke auch an das, was die „Fi- 
nancial Times" geschrieben hat; 
das ist schon schlimm. 

enn Sie sich aber so auf England beru- 
j n> dann muß ich Ihnen sagen: In Eng- 

d zahlt das staatliche Gesundheitssy- 
,T1 teure Operationen wie das Einsetzen 

|V es Herzschrittmachers oder eines 
p Etlichen Hüftgelenks nicht, wenn der 

$ao'ent äller als 6Ü Jahre ist' weil man 

. * • Das lohnt doch nicht mehr in deinem 

j^as ist nicht unsere Vorstellung. 
Unsere Vorstellung ist: Jeder soll 
die bestmögliche gesundheitliche 

Versorgung erhalten. Das aber ist 
teuer, und deswegen muß man 
sparsam wirtschaften. Anderen- 
falls kann man es nicht für die 
Zukunft sichern. 

Wir sind übrigens mit dieser Politik auf 
dem richtigen Weg. Das haben Sie bei 
Ihrem Horrorgemälde ganz vergessen. Wir 
haben in Deutschland in diesem Jahr, 
1998, eine der stärksten Wachstumsent- 
wicklungen unter allen vergleichbaren In- 
dustrieländern. 

Wir haben glänzende Prognosen der 
OECD, wir haben glänzende Urteile der 
OECD. Dies ist gerade die Folge unserer 
Reformpolitik. Sie werden in der interna- 
tionalen Presse doch deswegen so kriti- 
siert, weil Sie das rückgängig machen 
wollen und den Anspruch haben, Sie wür- 
den Deutschland dann in eine gute wirt- 
schaftliche Zukunft führen. Das geht 
nicht. Unsere Reformen, unser Weg der 
Dezentralisierung, die Mitwirkung von 
Arbeitgebern, Wirtschaft und Gewerk- 
schaften, haben dazu geführt. Die Lohnzu- 
satzkosten sinken im Jahr 1998, die Lohn- 
stückkosten sind seit drei Jahren rückläu- 
fig. Die Mark ist stabil wie nie zuvor. Das 
Zinsniveau ist auf einem historischen 
Tiefststand. Die Auslandsinvestitionen 
sind als Folge unserer Reformpolitik in ei- 
nem drastischen Ausmaß wieder gestie- 
gen. Das ist die Voraussetzung dafür, daß 
wir auch einen Rückgang der Arbeitslosig- 
keit um eine Dreiviertelmillion in wenigen 
Monaten haben. Wir haben immer noch 
zuviel Arbeitslose. Aber wir sind auf dem 
richtigen Weg. Deswegen darf es keine 
Rolle rückwärts geben. 

Zur Steuerreform. Wir haben so 
oft darüber diskutiert, man ist es 
fast schon leid. Aber Sie machen 
hier wirklich ein Schurkenstück. 

Wir waren alle Zeugen, als Bundesfinanz- 
minister Waigel gestern gesagt hat: Als 
Folge unserer Finanzpolitik haben wir den 
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Spielraum bereits im Haushalt 1999 - den 
beraten wir nämlich zur Zeit - für eine 
Nettoentlastung von 10 Milliarden DM. 
Deswegen hat er gesagt: Wir könnten ei- 
nen ersten Schritt der Steuerentlastung be- 
reits zum 1. Januar 1999 in Kraft setzen 
bei einer Gegenfinanzierung von etwa 10 
Milliarden DM durch die Verbreiterung 
der Bemessungsgrundlage. 

Eine Nettoentlastung von 10 Milli- 
arden DM gibt ein Volumen für 
eine Steuersatzsenkung zum 1. Ja- 
nuar 1999 von 20 Milliarden DM. 

Jetzt sagen Sie - dies habe ich mit dem 
Wort „unanständig" bezeichnet -, das sei 
nun eine Annäherung an das SPD-Kon- 
zept. Was der Bundesfinanzminister gesagt 
hat, kann man doch nicht verwischen und 
verzerren. Man kann anderer Meinung 
sein, aber man soll doch nicht falsches 
Zeugnis gegen ihn reden. Er hat gesagt, 
das hat natürlich nur dann einen Sinn, 
wenn wir in demselben Gesetz zugleich 
die gesamte Steuerreform beschließen. Die 
müssen wir in zwei Stufen bis zum Jahr 
2002 in Kraft setzen. Das war vor ein paar 
Jahren übrigens auch schon so. Die erste 
Stufe macht nur einen Sinn, wenn die 
zweite Stufe gleich mit beschlossen wird. 
So geht es, und so schaffen wir es auch. 
Ihre ganze Demagogie gegen alle Vorschlä- 
ge, die Bemessungsgrundlage zu verbrei- 
tern, ist herzzerreißend. Eigentlich wettern 
Sie gegen die Ausnahmen von der Besteue- 
rung. Aber wenn man sich daranmacht, ha- 
ben Sie - Lafontaine hat es gestern wieder 
vorgeführt - eine sehr seltsame Sprache. Es 
ist furchtbar, wie Sie das diffamieren. 
In Wahrheit ist es so: Wenn wir alle Steu- 
ersätze um etwa ein Drittel senken, dann 
müssen wir auch möglichst alle Ausnah- 
men von der Besteuerung beseitigen. 
Dann zahlen trotzdem alle weniger Steu- 
ern. Deswegen haben wir auch eine Netto- 
entlastung von 30 Milliarden DM, die Sie 
nicht wollen. 

Es ist doch ein Stück aus dem 
Tollhaus, in derselben Rede zu sa- 
gen, wir sind gegen eine richtige 
Nettoentlastung, und gleichzeitig 
zu behaupten, wir senken aber 
stärker die Steuern als ihr. Da ha- 
ben Sie schon wieder plus und mi- 
nus verwechselt. 

Wir haben eine Nettoentlastung vorgese- 
hen. Deshalb zahlen mit unserer Steuerre- 
form alle weniger Steuern. Nur so geht es. 

Mit der Haushaltspolitik des Bundes 
schaffen wir den Spielraum für Nettoent- 
lastungen. Mit der Haushaltspolitik von 
Regierungen, in denen CDU und CSU un 
in Baden-Württemberg CDU und FDP re- 
gieren, schaffen wir auch den Spielraum 
auf Länderebene für Steuerentlastungen- 
Nur wer sparsam wirtschaften kann, kann 
auch Steuern senken. Anders geht es nich • 
Das ist die Alternative. 
Ein Letztes möchte ich in diesem Zusam- 
menhang noch sagen: Wir haben in dieser 
Koalition unter Bundeskanzler Helmut 
Kohl die Kraft aufgebracht, auch schwie- 
rige Entscheidungen durchzusetzen. Wer^ 
ein wenig Verstand hat und sich ein wenir 
aus der Leidenschaft des Wahlkampfes bf 
freien kann, wird doch zugeben, daß es 
ne politische Herkulesarbeit war, vier M 
nate vor einer Bundestagswahl die Ent- 
scheidung für die Europäische Währung- 
union Vertrags- und termingerecht durcn 
zusetzen. 

Es war eine Großtat dieser Reg,e^ 
rung von Helmut Kohl und diese 
Koalition, die Entscheidung für 
die wirtschaftliche Integration 
Europas zustande zu bringen. 

Wenn wir uns in diesen Tagen die Ent- 
Wicklung rund um die Welt und die s°rg

]er 
in Rußland anschauen - der Bundeskanz 
hat eindringlich darüber gesprochen -. 
dann bin ich jedesmal, wenn ich eine en 
sprechende Meldung lese oder höre, fro 
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und dankbar, daß wir gegen den Wider- 
stand von Rotgrün die Entscheidungen für 
die europäische Integration zustande ge- 
bracht und die NATO so wirkungskräftig 
gehaltet haben. So einfach und klar ist es: 
Das ist der bessere Weg für die Zukunft. 

Wir werden im kommenden 
Jahrhundert darauf angewiesen 
bleiben, verläßliche Partner zu 
haben. Das heißt, wir müssen sel- 
ber verläßlich bleiben. Wer in den 
vergangenen Jahren so oft das 
Gegenteil geredet hat wie Schrö- 
der, Fischer, Trittin und Lafontai- 
ne, der ist außenpolitisch nicht 
berechenbar und gewinnt keine 
verläßlichen Freunde, sondern 
wird uns in die Isolierung führen. 

Dazu paßt ja das Geschwätz Ihres Wirt- 
^chaftsministerkandidaten vom deutschen 
°nderweg. Könnte es etwas Dümmeres 

arr> Ende dieses Jahrhunderts geben? Es 
§lrjt keinen deutschen Sonderweg, sondern 
nur den Weg von Wettbewerbsfähigkeit 
und Integration. 

Unser Weg für die kommenden 
Jahre ist klar. 

ejjerrnann weiß es, und darüber ist zu ent- 
cheiden. Wir gehen den Weg außenpoliti- 

scher Verläßlichkeit. Wir gehen den Weg 
^ropäischer Integration. Wir gehen den 
J:eg der Solidarität in Deutschland und in 

teuropa. Wir konzentrieren uns darauf, 
s auf unsere Stärken zu besinnen und 

^cht über die Schwächen zu lamentieren. 
faV 8ellen den We§' unsere Wettbewerbs- 

ligkeit auszubauen, um den wirtschaftli- 
/*en Wohlstand zu erhalten und die Mittel 
Hj. s°ziale Gerechtigkeit zu haben. Es 

121 doch alles nichts: Wenn man nicht 
aiJ

lrtschaftlich leistungsfähig ist, hat man 
ch keine soziale Gerechtigkeit. 

^Sesichts des neuen Weges der SPD, ein 
Wh d VOn der sozialen Wirklichkeit zu 

hnen, muß man doch einmal sagen: 

Diese Regierung und diese Koalition ha- 
ben der Familie einen neuen Stellenwert 
gegeben. Diese Regierung und diese Ko- 
alition haben der Solidarität mit den Men- 
schen in Ostdeutschland eine hervorragen- 
de Bedeutung gegeben. 

Diese Regierung und diese Koaliti- 
on haben die Pflegeversicherung 
geschaffen und damit bewiesen, 
daß man auch in schwierigen Zei- 
ten die Kraft zur Prioritätenset- 
zung haben kann. Das ist prakti- 
zierte Politik für soziale Sicherheit, 
nicht das Neidgerede der SPD. 

Aber dazu muß man Freiheit und Verant- 
wortung sowie Leistung und Solidarität in 
einem Zusammenhang sehen. Wer es von- 
einander trennt, weil er den Wettbewerb 
nicht will oder ihn fürchten muß, ist weder 
zu Leistung noch zu Solidarität in der La- 
ge. Deswegen ist unsere an Werten orien- 
tierte, auf Werte und Institutionen gegrün- 
dete Politik die für die Zukunft bessere. 

Wir haben am Ende dieses Jahrhunderts 
schwierige Herausforderungen und große 
Veränderungen. Wir haben aber auch 
große Chancen. Wir haben viel Grund zur 
Dankbarkeit für das, was diesem Land 
nach solchen Katastrophen in der ersten 
Hälfte dieses Jahrhunderts in den zweiten 
fünfzig Jahren geschenkt worden ist. 
Wir haben Grund, auf das stolz zu sein, 
was wir mitgestaltet haben. Wir haben es 
nicht alleine gestaltet. Politik gestaltet 
nicht alleine, auch keine Regierung. Aber 
wir haben Rahmenbedingungen geschaf- 
fen und haben mit Fleiß, Tüchtigkeit, En- 
gagement und mit Unterstützung der Men- 
schen ein liebenswürdiges und lebenswer- 
tes Land geschaffen. Dafür in den kom- 
menden Jahren miteinander zu arbeiten 
lohnt die Anstrengung. 
Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 
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Deutschland wird zum 
Gründerland! 

Das Institut der Deutschen Wirtschaft 
in Köln spricht von einer „Gründerwel- 
le". Die Deutsche Ausgleichsbank von 
einem „Gründungsfieber". Kurz: 
Deutschland wird zum Gründerland. 
Letztes Jahr entstanden rund 530.000 
neue Unternehmen. Das bedeutet un- 
term Strich 90.000 zusätzliche Unter- 
nehmen für das Jahr 1997. Diese 90.000 
Unternehmen haben in Deutschland 
mehrere hunderttausend neue Arbeits- 
plätze geschaffen. Die Union steht dafür 
ein, daß die neue Gründerkultur in 
Deutschland durch politische Initiativen 
weiter gefördert wird. 
Die Selbständigenquote steigt bei uns 
langsam, aber stetig: Sie ist in den vergan- 
genen Jahren von 8,8 % auf nun fast 10 % 
angewachsen. Auch die finanziellen Rah- 
menbedingungen stimmen: Die Deutsche 
Ausgleichsbank hat in diesem Jahr in den 
alten Ländern bereits 28 % mehr Gründer- 
darlehen vergeben als im Vorjahreszeit- 
raum. Das Zentrum für Europäische Wirt- 
schaftsforschung (ZEI) stellt Deutschland 
bei der Bereitstellung von Wagniskapital 
ein exzellentes Zeugnis aus: „Deutschland 
ist dabei, zu einem der interessantesten 
Venture-Capital-Märkte der Welt zu 
werden." 

• Gründungsdynamik in 
innovativen Bereichen 

In innovativen Branchen und Schlüssel- 
technologien von Biotechnologie bis Mul- 
timedia ist die Gründungsdynamik beson- 
ders hoch: 
• Mittlerweile gibt es bei uns über 400 

Biotechnologie-Unternehmen in nur 
zwei Jahren. 

• Die Zahl der jährlichen Neugründungen 
im Multimedia-Bereich hat sich ver- 
dreifacht. 

• In der Spitzentechnik sind die Neugrün- 
dungen in Westdeutschland insgesamt 
in den letzten vier Jahren um 15% ge" 
stiegen, 

• in der höherwertigen Technik um 40% 
und 

• bei den technologieorientierten Dienst- 
leistungen um 55%. 

Von Bundesbildungsminister 
Jürgen Rüttgers 

• Auch in Ost-Deutschland wachsen die 
Gründerzahlen wieder. Sie liegen deut- 
lich über West-Niveau. 

Gründen schafft Arbeitsplätze - neue, zu- 
kunftssichere Jobs, die wir in Deutschen 
dringend brauchen. Wir müssen deshalb 
besonders auf Existenzgründungen im E>e 

reich der neuen Technologien setzen. Den 
neue Arbeitsplätze und neue Ausbildung- ^ 
platze entstehen nicht da, wo die alten ye 
loren gingen. Mit Beteiligungskapital fi- 
nanzielle High-Tech-Unternehmen sind 
besonders wichtig, weil sie überdurch- 
schnittlich viele neue Arbeitsplätze schat-^ 
fen: Jedes dieser High-Tech-Unternehmen 
beschäftigt im 4. Jahr nach der Gründung 
im Durchschnitt bereits 23 Mitarbeiter,   ^ 
viele wollen ihre Belegschaft noch in die- 
sem Jahr um ein Drittel aufstocken. 

• Deutscher Markt für Wagnis- 
kapital im Aufwind 

Beim Wagniskapital für innovative Un- 
ternehmensgründungen haben wir in 
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Deutschland den Durchbruch geschafft. 
'997 wurden in Deutschland 71% aller 
^eed-capital-Finanzierungen in Europa 
bereitgestellt. Die Beteiligungskapital- 
jörderung meines Ministeriums, das 
öTU-Programm, hat entscheidend dazu 
beigetragen: 1997 konnten wir mehr als 
450 Mio. Mark an Kapitalbeteiligungen 
ürjer das BTU-Programm mobilisieren, 
^ne Steigerung um über 400% inner- 
halb von drei Jahren. Das ist neuer Re- 
kord! Der Trend zeigt weiter nach oben: 
*"ür dieses Jahr erwarte ich eine Steige- 
rung auf 750 Mio. Mark. Und 1999 wer- 
ben wir die Milliardengrenze über- 
schreiten. 

Die ausländischen Investoren haben den 
putschen Wagniskapital-Markt entdeckt, 
j^afür spricht eine weitere Zahl: Deutsche 
\°nds haben 1997 achtmal soviel Kapital 
angeworben wie 1996. Der enorme Zu- 
wachs zeigt: Wir sind auf dem richtigen 
weg. 

* Auf Gründertour durchs 
Gründerland 

Wir brauchen 500.000 Unternehmer 
^hr, wenn wir den OECD-Durchschnitt 

ei der Selbständigenquote erreichen 
ollen. Mit gezielten Initiativen will ich 
er Gründungsdynamik in Deutschland 
°ch mehr Schub geben. Gute Konzepte 
atür entstehen nicht am grünen Tisch. 
eshalb mache ich eine Gründertour 

J^ch ganz Deutschland. Ich treffe dabei 
er 100 innovative Unternehmerinnen 

.  u Unternehmer aus allen Regionen des 
atldes. Mit ihnen diskutiere ich und 

dj
erbe in der Öffentlichkeit für Selbstän- 
gkeit und Existenzgründungen. Ich will 
nz konkret helfen und lernen, damit 

m
lr Ur»ser Ziel „500.000 neue Unterneh- 

^ n  in den nächsten Jahren erreichen, 
ha]?   der Halbzeit meiner Gründertour 
t-   

e ich drei Punkte für besonders wich- 

• Wege zu mehr Existenz- 
gründungen in Deutschland 

Ausbau des Meister-BAföG: 
Wer mehr Unternehmer will, muß mehr 
Wege in die Selbständigkeit aufzeigen. 
Was zählt, ist die Gleichwertigkeit von 
allgemeiner und beruflicher Bildung. Ein 
Handwerksmeister ist mir genauso wich- 
tig wie ein Rechtsanwalt oder ein Archi- 
tekt. Die Bundesregierung hat in dieser 
Legislaturperiode das Meister-BAföG als 
einziges neues Leistungsgesetz durchge- 
setzt. 

Bis zur Jahrtausendwende stehen allein im 
Handwerk rund 200.000 Betriebsübernah- 
men an, in den übrigen Bereichen noch 
einmal 500.000. Von den 100.000 jungen 
Leuten, die jetzt Meister-BAföG erhalten, 
werden sich 70.000 in den nächsten Jahren 
selbständig machen. 

Rund 60.000 neue Arbeitsplätze können 
so entstehen. Deshalb brauchen wir diese 
Firmen genauso dringend wie Technolo- 
giefirmen, und wir werden sie genauso be- 
handeln wie High Tech-Investitionen. 
Das Ziel von CDU und CSU ist, die Zahl 
der Geförderten beim Meister-BAföG auf 
100.000 pro Jahr zu verdoppeln. Gemein- 
sam mit Bundesfinanzminister Dr. Theo 
Waigel habe ich dazu Eckpunkte vorge- 
legt. Wir werden gleich zu Beginn der 
neuen Legislaturperiode vorschlagen, den 
Zuschußanteil der Unterhaltsbeiträge beim 
Meister-BAföG um 50 Prozent - d. h. von 
heute 383 DM auf künftig 533 DM - anzu- 
heben. Außerdem wollen wir die Anreize 
für Existenzgründer mit dem Meister- 
BAföG ausbauen. 

Ausbildung zur Selbständigkeit: 
Die Einstellung zur Selbständigkeit wird 
bereits in der Schule geprägt. Das BMBF 
hat vor kurzem eine Schulbuchstudie 
durchführen lassen. Ergebnis: In den 
führenden deutschen Schulbüchern gibt es 
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praktisch kein Unternehmerbild. Der ideen- 
reiche Unternehmer bleibt für deutsche 
Schüler eine unbekannte Größe. Keine Re- 
de davon, wie findige Ingenieure und Un- 
ternehmer den Grundstein für Wirtschafts- 
wachstum und industrielles Leistungsver- 
mögen in Deutschland gelegt haben. 
Ich bin der Auffassung: Die Länder, die 
für die Lehrpläne verantwortlich sind, 
müssen das Thema unternehmerische 
Selbständigkeit stärker in der Schulbil- 
dung verankern. Auch unser Bildungswe- 
sen muß besser auf eine berufliche Selb- 
ständigkeit vorbereiten. 
Wir haben 326 Hochschulen in Deutsch- 
land. Hier gibt es schon jetzt viele junge 
Menschen mit Gründerideen und Begeiste- 
rung für die Selbständigkeit. Man kann 
sich vorstellen, welche Dynamik von die- 
sen Hochschulen ausgehen könnte, wenn 
bei den Absolventen die Gründung eines 
Unternehmens zum Regelfall wird. Ich ha- 
be deshalb einen Wettbewerb „EXIST - 
Existenzgründer aus Hochschulen" ausge- 
schrieben. Damit wollen wir den Gründer- 
geist an den deutschen Hochschulen 
wecken. Dieser Wettbewerb ist schon jetzt 
eine Erfolgsstory: Über 200 Hochschulen 
haben sich beteiligt. Das BMBF fördert die 
Umsetzung der fünf Gewinnerkonzepte der 
Hochschulen Ilmenau, Dresden, Wupper- 
tal, Karlsruhe und Stuttgart mit insgesamt 
45 Millionen Mark bis Ende 2001. 

Business Angels Netzwerk 
Deutschland (BAND) 

Business Angels sind erfahrene Manager 
und Unternehmer, die junge Menschen be- 
raten und ihnen mit Kapital helfen. Seit 
Jahren gehören sie in Amerika zu den 
großen Förderern einer innovativen Grün- 
derkultur. Dort gibt es zur Zeit rund eine 
Viertelmillion Business Angels. Doch 
Leute mit Herz und Erfahrung gibt es auch 
in Deutschland: Experten schätzen, daß es 
schon heute auch bei uns etwa 27.000 Bu- 

siness Angels gibt, die jedes Jahr mehr als 
1 Mrd. DM in allen Phasen der Unterneh- 
mensentwicklung investieren. Experten 
schätzen die Zahl potentieller Business 
Angels für Deutschland auf mehr als 
200.000, deren mögliches Investitionsvo- 
lumen auf eine Größenordnung von 9 bis 
13 Mrd. DM pro Jahr. 
Gemeinsam mit DIHT und BDI habe ich 
deshalb eine Initiative für innovative und 
technologieorientierte Gründer, das „Bu- 
siness Angels Netzwerk Deutschland", i°s 

Leben gerufen. Das Business Angels 
Netzwerk ist mehr als eine neue Infra- 
struktur für Kapital und Beratung. Es ist 
der Versuch, einer neuen, von Gemeinsinn 
geprägten Kultur der Selbständigkeit in 
Deutschland zum Durchbruch zu verhel- 
fen. Es hat beste Startbedingungen. Denn 
es ist keine Einzelaktion, sondern eine gu 

fundierte und sorgfältig vorbereitete Init,a' 
tive fachkundiger Partner. 
Die Alternativen für die nächsten vier Jah- 
re sind damit klar: CDU und CSU wollen 
eine Legislaturperiode des Mittelstandes- 
Mit der Steuerreform, mit der neuen Mei- 
ster-BAföG-Initiative und mit Maßnah- 
men für Existenzgründer. SPD und Gx^f 
dagegen wollen die Belastbarkeit des M'' 
telstandes testen: Mit Mindeststeuer, Ver- 
mögenssteuer und mit einer Lehrstellena 
gäbe. Schröder schwelgt in abgekupfe^ 
Innovationsphantasien und redet von ein 
stärkeren Förderung von Wissenschalt u 
Forschung, aber Niedersachsen ist neb^s 
dem Saarland und Schleswig-Holstein a» 
Land mit den niedrigsten Pro-Kopf-A£s' 
gaben für Schulen, Hochschulen und r° ' 
schungseinrichtungen (Niedersachsen. 
1,19 Milliarden, Saarland 1,18 Milliarde» • 
Schleswig-Holstein: 1,16 Milliarden). m 

Niedersachsen gab es 1993-1996 im 
High-Tech-Bereich pro 10.000 Erwerb- 
stätige im Durchschnitt gerade mal eine 
Gründung. Mein Fazit: Rot-Grün - de 

Sargnagel des Innovationsstandortes ^ 
Deutschland. 



STEUERPOLITIK UiD 30/1998 ■ Seite 45 

Die Union hält an der 
großen Steuerreform fest 

"•e CDU steht ohne Wenn und Aber zur 
§roßen Steuerreform. Wir werden sie 
unmittelbar nach der Bundestagswahl 
Nieder einbringen. Niedriger - einfacher 
- gerechter sind die Kernelemente. Bür- 
ger und Unternehmen wollen wir netto 
um 30 Milliarden DM entlasten. 
Es ist möglich, daß bereits ab dem 1. Ja- 
guar 1999 weniger Steuern zu zahlen sind. 
^ur Stärkung des Investitionsstandortes 
J-^utschland kann eine erste spürbare Ent- 
itling schon zum 1. Januar 1999 wirk- 
sam werden. Die verbleibenden Reform- 
Zemente können dann ab dem Jahr 2000 
'n Kraft treten. Dabei muß das Gesamtpa- 
ket aber in einem Gesetz verabschiedet 
Werden. 

yj't dem zeitgleichen Signal zum 1. Januar 
y99 unterstreichen wir: Deutschland geht 
Is konkurrenzfähiger Steuerstandort in 
•f Zukunft. Das wird die Investitionsent- 

^cniedungen positiv beeinflussen. Wir 
• cnatfen vor allem auch Vorsorge für die 

lärkung der inländischen Wirtschaftsent- 
Wlcklung. 

Eckpunkte: 
ch n^ ^es Höchstsatzes für gewerbli- 
jllf Einkünfte von 47 Prozent und des 

rPerschaftsteuersatzes für einbehaltene 

Gewinne von 45 Prozent auf 40 Prozent, 
des Körperschaftsteuersatzes für ausge- 
schüttete Gewinne von 30 auf 28 Prozent. 
Damit erreichen wir eine erhebliche 
Annäherung an das niedrigere internatio- 
nale Niveau der betrieblichen Steuerbela- 
stung, die für Standortentscheidungen von 
entscheidender Bedeutung ist. 
• Senkung des Eingangssteuersatz von 
25,9 Prozent auf nahe 20 Prozent und des 
Höchststeuersatzes von derzeit 53 auf 47 
bis 48 Prozent. Damit wird deutlich: Ar- 
beit lohnt sich stärker. 
• Die gesamte Bruttoentlastung von gut 
20 Milliarden DM wollen wir zur Hälfte 
durch den Abbau von steuerlichen Vergün- 
stigungen und Ausnahmen finanzieren. 
Damit verbleibt eine echte Nettoentla- 
stung von rund 10 Milliarden DM, die al- 
len Steuerzahlern - Privaten und Betrie- 
ben - zugute kommt. 
Wir wollen die günstige wirtschaftliche 
Entwicklung der vergangenen Monate 
nutzen, um die Nettoentlastung ohne Er- 
höhung der Kreditaufnahme zu finanzie- 
ren. Dies ist realistisch, weil die die gute 
Wirtschafts- und die sich verbessernde 
Arbeitsmarktlage die öffentlichen Haus- 
halte entlasten. Das niedrige Zinsniveau 
hält die Zinsausgaben gering. Die Steuer- 

Nur ein Drittel hält Grüne für regierungsfähig 
Ur ein Drittel der Deutschen hält die Grünen für fähig, auch auf Bundesebene Regie- 
Jigsverantwortung zu übernehmen. Das ergab eine Umfrage des Meinungsfor- 
nungsinstituts Forsa für die in Hamburg erscheinende Zeitung „Die Woche". Fast 

g ei Drittel der 1.002 Befragten bezweifeln, daß die Grünen in der Lage siond, im 
Q nd mitzuregieren. Selbst von den eigenen Anhängern halten zwölf Prozent die 

rur>en auf Bundesebene nicht für regierungsfähig. 
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Schröder ist der einzige Schauspieler, der 
froh wäre, wenn er keinen Oskar hätte 

Gerhard Schröder hat schon Pech: 
Da spielt er mit großem Einsatz wo- 
chenlang das Stück „Die neue Mit- 
te", gibt als Zugabe „Große Koali- 
tionen sind prima" und dann muß er 
in der Haushaltsdebatte am 3. Sep- 
tember auf Weisung seines Partei- 
chefs Oskar Lafontaine das alte rot- 
grüne Lied wieder anstimmen. 
Aber Oskar Lafontaine macht noch 
mehr Druck und nimmt dem armen 
Gerhard Schröder auch noch das letzte 
Spielzeug weg: Nicht einmal über ei- 
nen Koalitionspartner darf er im Falle 
eines Falles mitreden. Darüber ent- 
scheiden die Parteigremien, also der 
Parteivorsitzende Oskar Lafontaine 
oder ein SPD-Parteitag. Und was 
Oskar Lafontaine auf SPD-Parteitagen 

macht, da kann schon der Herr Schar- 
ping ein trauriges Liedchen von sin- 
gen. 
Auch beim Thema „Transrapid" hat 
Lafontaine Schröder zurückgepfiffen. 
Die Verwirrung der SPD entwickelt 
sich: Schröder nennt das Ja zum 
Transrapid eine Bedingung für Rot- 
Grün, Lafontaine erklärt das Nein zum 
Transrapid. 
Andreas Schmidt, Parlamentarischer 
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: Jetzt weiß jeder, was 
man immer schon geahnt hat: Gerhard 
Schröder ist und bleibt der Kandidat 
von Oskars Gnaden. Wer sich von 
Schröders Phantom-Mitte einseifen 
läßt, wird vom linken Oskar Lafontai- 
ne rasiert. 

einnahmen haben sich wieder deutlich er- 
höht. Im übrigen wird die frühzeitige 
Steuerentlastung über verstärktes Wachs- 
tum sich selbst tragen. Mit dieser ersten 
Stufe wollen wir über die Verwirklichung 
der gesamten großen Steuerreform ent- 
scheiden. Sie soll einen Eingangssteuer- 
satz von 15 Prozent, einen Körper- 
schaftsteuersatz von 35 Prozent für einbe- 
haltene und 25 Prozent für ausgeschüttete 
Gewinne, einen Steuersatz auf gewerbli- 
che Einkünfte von 35 Prozent und einen 
Höchststeuersatz von 39 Prozent bringen; 
zahlreiche Steuervergünstigungen werden 
dafür wegfallen. 
Äußerungen des SPD-Vorsitzenden Lafon- 
taine, die CDU würde das SPD-Steuer- 
konzept übernehmen, sind ebenso falsch 
und populistisch, wie die immer wieder 
vorgebrachte Behauptung, Spitzenverdie- 
ner würden entlastet und Arbeitnehmer zu 

den Verlieren zählen. Durch das gebets- 
mühlenartige Wiederholen von pauschale 
Behauptungen wird Falsches nicht wahr • 
sondern nur deutlich, daß es der SPD mc 

um die Entlastung der Steuerzahler, son- 
dern ledigleich um Neid und Verunsiche- 
rung der Bürger geht. Denn Tatsache ist. 
daß das Versprechen der SPD eine Farn»1 

mit zwei Kindern um 2.500 DM zu entla- 
sten bereits heute Wirklichkeit sein könn- 
te, wenn die SPD die große Steuerreform 
nicht blockiert hätte. 
Wenn es konkret wird, fallen die Steuer- 
versprechungen der SPD allesamt wie ei 
Kartenhaus zusammen. Steuerentlastung 
stehen beachtliche Mehrbelastungen bei- 
spielsweise durch die Einführung von 
Stromsteuern und Anhebung der Mine- 
ralölsteuer gegenüber. Zudem sind die 
Steuerversprechungen unter Finanzie-     ^ 
rungsvorbehalt. 
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Rot-grüne Täuschungsmanöver 
in der Mietenpolitik 

^u den aktuellen Mietentwicklungsten- 
enzen vor dem Hintergrund einer von 
en Grünen angezettelten Geschäfts- 
rdnungsdebatte im Bundestag über die 
*i 1. September ausgelaufene Sonder- 

^aPpungsgrenze von 20% erklärte der 
ohnungspolitische Sprecher der 

^PU/CSU-Bundestagsfraktion, 
u,etmar Kansy: 

le Wohnungspolitiker von SPD und 
rünen treten für eine dauerhafte Einen- 

j"ng der Erhöhungsmarge ein, innerhalb 
d.r die Vermieter künftig die Mieten an   . 

e ortsübliche Vergleichsmiete anpassen 
y rjen. Diese Forderung vertreten sie in 
e.erbindung mit ihren Vorstellungen zu 

ner Mietrechtsreform in der nächsten 
^ahlperiode. Deshalb geht es bei diesem 

niiegen auch um mehr a]s eine EjntagS_ 
u e8e, die sich mit dem Wegfall der 20% 
de PPungsgrenze am 1. September und 
• "jGeschäftsordnungs-Nachklappern 
VQ Bundestag am darauffolgenden Tag 
w n Se|bst erledigen würde. Statt dessen 
^ rc!.en mietenpolitische Täuschungs- 
le "fVer geboten, die sich der emotiona- 
ü. ^gumentationsschiene ä la PDS 
Mähern. 

6n .. 
j. yi*unde, die die rot-grüne 
%
i,etenpolitik entlarven: 

]<ws die Bundesregierung im Herbst 
20? ft?e besondere Kappungsgrenze von 
WH     

Wonnungen' die vor 1981 gebaut 
Pari en'^fristet vorschlug und bei den 
tner

a,^entarisehen Beschlüssen im Som- 

^de» rr^' hatte der westdeutscne Mieten- 
lag    ,~ie 5% Steigerung überschritten und 
(1 * ■ j-hließlich dicht bei 6%. Seit April 

Schränken sich hingegen die Miet- 

steigerungen auf weniger als 2%, im Juni 
und Juli lagen sie bei 1,6%. 

• Mit der Beruhigung des Preisklimas bei 
den Bestandsmieten gehen sogar effektive 
Mietpreisrückgänge bei Neuvermietungen 
einher. Der Ring Deutscher Makler melde- 
te im Frühjahr, die Neuvermietungsmiete 
(ohne Nebenkosten) sei in den westdeut- 
schen Großstädten um 1,2% im Altbau 
und 2,6% im Neubau gegenüber dem Vor- 
jahr zurückgegangen, im Altbau seien es 
sogar 7% weniger im Vergleich zu 1995. 
Haushalte, die innerhalb der letzten 12 
Monate einen neuen Mietvertrag abge- 
schlossen haben, profitieren laut DIW-Un- 
tersuchung vom Juni sogar von einem 
Mietenrückgang um über 5%. 

• Die SPD vergleicht die Mietentwick- 
lung gerne mit den allgemeinen Lebens- 
haltungskosten, wohl, weil sie es in ihrer 
Regierungszeit Ende der 70er geschafft 
hatte, eine so hohe Geldentwertung anzu- 
zetteln, daß selbst Mietensteigerungen von 
über 5% noch hinterherhinken mußten. 
Aber auch hier gilt: 1993 lagen die Mieten 
noch um 2,3 Prozent-Punkte über den Le- 
benshaltungskosten-Steigerungen (jeweils 
früheres Bundesgebiet), im Juli d. J. gera- 
de mal um 0,7 bzw. 0,4 Prozent-Punkte im 
Mai. Im Vergleich zum Vormonat liegen 
die Mietsteigerungen bereits unter der 
Entwicklung der Lebenshaltungskosten. 
• Von 1990, der Beginn der „neuen Woh- 
nungsnot" im früheren Bundesgebiet, bis 
Ende 1997 hat sich der Mietenindex um 
knapp 34% erhöht, der Preisindex um 
20%. Für das Plus gegenüber der allge- 
meinen Preisentwicklung könnten weitge- 
hend die kalten Betriebskosten verant- 
wortlich zeichnen, die sich in der gleichen 
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41.000 Eigenheime für 
junge Familien gefördert 

Rund 41.000 Eigenheime für junge Fa- 
milien hat die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau (KfW) bisher gefördert. 
Seit Beginn der Unterstützung für die 
Bildung von Wohneigentum junger Fa- 
milien Ende 1996 habe die KfW Kredi- 
te in Höhe von insgesamt 3,3 Milliar- 
den DM zugesagt, teilte das Geldinsti- 
tut in Frankfurt am Main mit. Damit 
wurden nach einer KfW-Studie Investi- 
tionen in Immobilien von 18,2 Milliar- 
den DM mitfinanziert. Aufgrund der 
großen Nachfrage wurde das zur Verfü- 
gung stehende Kreditvolumen vor 
kurzem von vier auf sieben Milliarden 
DM aufgestockt. 

40.000 Arbeitsplätze gesichert 
Die KfW-Mittel werden vorwiegend 
zur Finanzierung von Neubauten einge- 
setzt, heißt es weiter. 84 Prozent der 
Darlehen entfielen so auf neu errichtete 
Eigenheime und Eigentumswohnun- 
gen. Durch die mitfinanzierten Neu- 
bauvorhaben konnten laut KfW zu- 
gleich 40.000 Arbeitsplätze in der mit- 
telständischen Bauwirtschaft und im 
Handwerk gesichert werden. 

Zeit um über 60% (Abwasser) bzw. 110% 
(Müllabfuhr) erhöht haben. 

• Nicht nur die kommunale Verantwor- 
tung unterschlägt Rot/Grün gerne. In der- 
selben Zeitspanne, in der der Mietenindex 
für den frei finanzierten Neubau um exakt 
32,9% stieg, erhöhten sich die Mieten für 
Sozialwohnungen, für die viele rot/grüne 
Bauminister in den Ländern zuständig 
sind, um 33,9%. 
• Man könnte auch damit argumentieren, 
daß eine Mietensteigerung um 34% inner- 
halb der letzten 7 Jahre eine Rot/Grün- 

Für jeden Ausbildungs- 
willigen eine Lehrstelle 

Die Bundesregierung hat sich zu- 
versichtlich geäußert, daß es auch 
in diesem Jahr gelingen wird, 
jedem ausbildungswilligen jungen 
Menschen eine Lehrstelle anzu- 
bieten. 
In dieser Einschätzung zieht sich die 
Bundesregierung durch die vom Deut- 
schen Industrie- und Handelstag 
(DIHT) und dem Zentral verband des 
Deutschen Handwerks (ZDH) vorge- 
legten Zahlen der neuen Ausbildungs- 
verträge bestätigt, sagte Regierungs- 
sprecher Otto Hauser vor Journalisten 
in Bonn. 
Der deutliche Zuwachs bei den neuen 
Verträgen sei ein klares Signal dafür, 
daß die Wirtschaft ihre Zusage einhal- 
ten werde, auch in diesem Jahr wieder 
eine ausgeglichene Bilanz auf dem 
Lehrstellen markt zu erreichen. Hause 
betonte weiter, eine „Lehrstellenkata-^ 
strophe", wie sie regelmäßig herbeig 
redet werde, werde auch 1998 ausblei- 
ben. „Schwarzmalerei" schaffe keine 
einzigen neuen Arbeitsplatz. 

Debatte, ob die Kappungsgrenze fur e 

3jährigen Zeitraum besser bei 15% ° 
20% statt 30% liegen sollte, ohnehin 
überflüssig mache. Wir stehen jedoch, 
auch nach Bekundungen von SPD un 
den Grünen, vor einer Großen Steuer 
form, die die Renditen im Mietwohn i 
bau wegen Wegfall von Steuervergu* 
gungen zumindest für eine längere 
gangsphase kürzen könnte. Mit einer 
falschen Psychologie gegenüber derrir 
tentiellen Investor läßt sich so allen I 
der völlige Ausstieg aus dem Wohnu * ^ 
neubau propagieren. 
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Nur mit der Union gibt es für 
den Mittelstand den sicheren 

Sprung ins nächste Jahrtausend 
"Mit der Union und einem starken Mit- 
t
e|stand ins nächste Jahrtausend!" Un- 
!jr diesem Motto stand der erste mit- 

Mjederoffene Bundeskongreß der Mit- 
e,stands- und Wirtschaftsvereinigung 

in* CDU/CSU am 4. und 5. September 
,n München. 

. et>en den Reden des Partei Vorsitzenden, 
undeskanzler Helmut Kohl, und des Vor- 

J*enden der CSU, Bundesfinanzminister 
de 6\ WaiSe1' stand die Verabschiedung 

r Münchner Erklärung im Mittelpunkt. 
jterin werden die wesentlichen Rahmen- 
br

a,ngungen genannt, die der Mittelstand 
fal

aucht' um seine Wirtschaftskraft zu ent- 
da kn Und aucn weiterhin die ihm zuge- 

chte Funktion als „Arbeitsplatzmotor" 
[u füllen. 
f^3em gliedert sich die Erklärung in 

nr zentrale Forderungen: 
erringerung der Steuer- und Abgaben- 
Mästung für Unternehmen und Arbeit- 

nehmer 
enkung der Lohnzusatzkosten 

D, 
enkung der Staatsquote und 
Regulierung 
orderung der Selbständigkeit und 

§ ^
ach^uchsqualifizierung 

j   rijcksichtigung mittelständischer 
K     eressen in der Europapolitik. 
unter

eSkanzler Konl rief in seiner Rede 

§en   
anderem zu mehr Existenzgründun- 

Müt K KJunge Leute müßten häufiger den 
■Dach'-   Zu sagen ",ch Pack's! ,cn 

eine A "plf*1 selbständig." Notwendig sei 
Jahren

U?ruchstimmung wie in den 50er 

• Nur mit einem Boom von Neu- 

gründungen könne die Arbeitslosigkeit 
entscheidend bekämpft werden. Im Hin- 
blick auf die Bundestagswahl warnte Kohl 
davor, die Wahl schon als entschieden zu 
betrachten. „Man hat mich zu früh beer- 
digt", so Kohl. 

Bundesfinanzminister Waigel bekräftigte 
vor den rund 1000 Mittelständlern seinen 
Plan einer zweistufigen Steuerreform ab 
1. Januar 1999. In einer ersten Stufe zum 
Jahresbeginn 1999 soll es dabei eine Netto- 
entlastung von zehn Milliarden DM geben. 
Scharf kritisierte er die Äußerung von 
Gerhard Schröder, nach dem die erste Stu- 

SPD-Vorschläge sind Horror- 
Szenarium für den Mittelstand. 

fe der Steuerreform frühestens Mitte näch- 
sten Jahres in Kraft treten könne. „Schrö- 
der demonstriert damit nur, daß er von 
Steuerpolitik nichts versteht", so Waigel. 
Auch MIT-Bundesvorsitzender Peter Rau- 
en griff in seiner Rede die SPD scharf an: 
„Die wirtschaftspolitischen Vorschläge der 
SPD sind ein Horror-Szenarium für den 
Mittelstand." Weiterhin forderte Rauen die 
Union zu mehr Mut bei der Steuerreform 
auf. Die bisher vorgesehene Nettoentla- 
stung von 30 Mrd. DM sei das Minimum. 
„Wir würden gerne mehr sehen", so Rau- 
en. Die Finanzpolitik könne bei den Steu- 
ersenkungen auch eine „rechnerische 
Lücke" in Kauf nehmen, die langfristig 
durch eine höhere Steuerehrlichkeit und 
mehr Wirtschaftswachstum geschlossen 
werde. 
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Nun also doch! 
Der Kanzlerkandidat der SPD 
befürwortet jetzt also doch eine Zu- 
sammenarbeit zwischen SPD und 
der SED-Nachfolgepartei PDS auf 
Landesebene. 
In der Chemnitzer Freien Presse sagte 
er über die Zusammenarbeit zwischen 
SPD und PDS auf Landesebene, er 
nehme zur Kenntnis, „daß man in Ost- 
deutschland sehr selbstbewußt das tut, 
was für die Länder gut ist". Schröder 
will die PDS über den Bundesrat an 
der Bundespolitik beteiligen und so 
den Weg in eine linke Republik ebnen. 
Deshalb befürwortet er Bündnisse 
zwischen der SPD und der PDS in den 
Länderparl amenten. 
Joachim Hörster, Erster parlamenta- 
rischer Geschäftsführer der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: Mir geht 

es wie 60 Prozent der Bevölkerung, 
die Schröder nicht glauben, daß er 
sich nicht mit den Stimmen der PDS 
zum Kanzler wählen läßt. Die ge- 
betsmühlenartig vorgetragenen Hin- 
weise vom Kanzlerkandidaten, er 
strebe eine Zusammenarbeit zwi- 
schen SPD und PDS auf Bundesebe- 
ne nicht an, glauben ihm immer we- 
niger Wähler und Wählerinnen in 
Deutschland. 

Keine Scham 
Der eigentliche Sündenfall der deut- 
schen Sozialdemokratie passierte 
schon 1994 in Sachsen-Anhalt. Wer 
hätte damals geglaubt, die Sozialde- 
mokraten würden vier Jahre nach der 
Einheit gemeinsame Sache mit den 
Kommunisten machen. Nein, die SPD 
kennt auf dem Weg zur Macht keine 
Scham, Schröder will die Macht, not- 
falls auch mit Hilfe der PDS. 

Außerdem verlangte Rauen eine Senkung 
der Beiträge zu den Sozialversicherungen 
von derzeit 42,3 auf unter 40 Prozent 
durch strukturelle Reformen bei den sozia- 
len Sicherungssystemen. 

Der Vorsitzende des Parlamentskreises 
Mittelstand der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Hansjürgen Doss, ging in seiner 
Rede auf die Belastungen ein, die dem 
Mittelstand unter einer SPD-geführten 
Bundesregierung drohen würden. Als Bei- 
spiele nannte er unter anderem die Ein- 
führung einer Ausbildungsabgabe und die 
Wiedereinführung der Vermögensteuer. 
Die Union, so Doss, habe hingegen den 
Stellenwert des Mittelstandes für Wirt- 
schaft und Gesellschaft erkannt und han- 
dele danach. 
Daß dies nicht nur für die Wirtschaft, 
sondern auch für die Innenpolitik gilt, 
machte der Münchner CSU-Chef Peter 

Gauweiler in seiner Rede während des 
Bayrischen Abends im Paulaner Keller 
deutlich. 
Die 1000 Teilnehmer des Kongresse wa- 
ren sich einig: Nur mit der Union gibt es 
für den Mittelstand den sicheren Sprung 
ins nächste Jahrtausend. 
Dies bestätigte auch die Vorsitzende der 
Europäsichen Mittelstands- und Wirt- 
schaftsvereingiung Dr. Karla Peijs in ihre 

Rede: „Aus meiner Brüsseler Erfahrung 
kann ich Ihnen versichern, daß unter den 
deutschen Parteien nur CDU und CSU 
Ihre Unternehmerinteressen glaubhaft v 

treten." Der Landesvorsitzende der Mitte 

stands-Union Bayern, der Parlamentari- 
sche Staatssekretär Ernst Hinsken, hätte 
den Kongreß nicht besser schließen kön^ 
nen als mit der Aufforderung, in den njf 
sten Wochen für ein Ergebnis 50 plus A ^ 
kämpfen. 
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r Argumente——- 
*# Mittelstands- 

förderung als eines der Kernstücke der 
deutschen Wirtschaftspolitik 

Worn Tischler bis zum Computer-Fach- 
" mann, vom Architekten bis zum 

pizza-Bäcker: Zwei Drittel aller Beschaf- 
ften in der Bundesrepublik arbeiten in 
J^ittelständischen Unternehmen. Die 
Wttelstandsförderung der Bundesregie- 
riJng ist deshalb keine Randgruppenpfle- 
9e, sondern ein Kernstück der deut- 
schen Wirtschaftspolitik. Sie setzt auf 
Reformen im Inland, damit deutsche Un- 
ternehmen weltweit mithalten können: 
• Steuern werden gesenkt, 
• Bürokratie abgebaut, 
• der Arbeitsmarkt wurde flexibilisiert 

und auf diese Weise 
• mehr Wachstumsdynamik ermöglicht. 

Steuerentlastung 
üer Abschaffung der Vermögensteuer 
*Ur^ 1. Januar 1997 folgte Anfang dieses 
Jahres auch die Abschaffung der Gewer- 
pkapitalsteuer. Beide Steuern griffen die 
T'nanzielle Substanz der Unternehmen 
Pj« Während die Vermögensteuer vor 
*J'em auf dem Betriebsvermögen mittel- 
ländischer Unternehmen lastete und 
lch dadurch beschäftigungshemmend 
Uswirkte, erschwerte die Gewerbekapi- 

a,steuer die Bildung von Eigenkapital 
. nd schwächte deutsche Unternehmen 
^ internationalen Vergleich. 
p't der Abschaffung der Vermögensteu- 
^r wurde auch die Erbschaft- und 
^chenkungsteuer reformiert. Diese Ver- 

esserung soll den Übergang von Unter- 
s
enmen, deren Erhalt und Fortbestand 
ehern - vor dem Hintergrund, daß in 

den nächsten fünf Jahren 300.000 Mit- 
telständler einen Nachfolger für ihren 
Betrieb suchen werden. 
Die persönlichen Freibeträge für enge 
Familienangehörige wurden deutlich an- 
gehoben. Steuerfrei sind Erbschaften 
und Schenkungen für Ehegatten bis zu 
600.000 DM (vorher 250.000 DM). Der 
Freibetrag für Kinder wurde von 90.000 
auf 400.000 DM erhöht. Für den Über- 
gang von Betriebsvermögen gilt ein Frei- 
betrag von 500.000 DM. 

Erleichterung von 
Existenzgründungen 
Jeder Existenzgründer schafft im Durch- 
schnitt vier bis fünf zusätzliche Arbeits- 
plätze. Ohne Hilfen sind diese Arbeits- 
plätze gefährdet. Die Bundesregierung 
hilft deshalb jungen Unternehmen mit 
Bürgschaften und Haftungsfreistellungen. 
Mit Eigenkapitalhilfe- und Existenzgrün- 
dungsdarlehen hat die Bundesregierung 
allein 1997 30.000 Gründungen mitfinan- 
ziert. Im gleichen Jahr konnten 1,1 Mrd. 
DM Beteiligungskapital für rund 965 Un- 
ternehmen bereitgestellt werden. Außer- 
dem vergibt das ERP-Innovationspro- 
gramm zinsgünstige Kredite für marktna- 
he Forschung und die Entwicklung neuer 
Produkte. Die Meisterausbildung wird 
durch das 1996 eingeführte Meister- 
BAföG wie eine akademische Ausbildung 
gefördert. Die Börsenzulassung für junge 
Unternehmen ist erleichtert worden. 
Die Bundesregierung bietet Beratungen 
für Existenzgründer an und setzt sich für 
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eine „neue Kultur der Selbständigkeit" 
ein. Das günstige Klima für Selbständig- 
keit soll besonders in Schulen, Univer- 
sitäten und in der Berufsausbildung ge- 
schaffen werden. 
Das Wirtschaftsministerium unterstützt 
an Schulen das Projekt JUNIOR (Junge 
Unternehmen initiieren, organisieren 
und realisieren). Eine Initiative für Exi- 
stenzgründungslehrstühle wurde ins Le- 
ben gerufen. Einer dieser Lehrstühle hat 
an der European Business School in 
Oestrich-Winkel bereits den Betrieb auf- 
genommen. 

Öffnung neuer Märkte 
Neben dem Post- und Telekommunikati- 
onsmarkt sind auch der Strom- und 
Gasmarkt für den Wettbewerb geöffnet 
worden. Seit Beginn dieses Jahres hat 
die Telekom kein Netzmonopol mehr. 
Private Unternehmen können seitdem 
auch im Postbereich die gesamte Beför- 
derungspalette anbieten. 
Die Informationsgesellschaft verzeichnet 
weltweit zweistellige Zuwachsraten. In 
den letzten beiden Jahren wurden in 
Deutschland auf diesem Gebiet pro Jahr 
50.000 neue Arbeitsplätze geschaffen. 
20 Kompetenzzentren stehen Unterneh- 
men zur Seite, die ins Internet wollen. 
Auch die Öffnung des technischen Prüf- 
und Sachverständigenwesens erschließt 
Freiberuflern neue Märkte. Durch die 
Deregulierung in der Biotechnologie 
konnten ebenfalls neue Arbeitsplätze 
entstehen. 
Für kleine Unternehmen ist die Kartell- 
rechtsnovelle von Bedeutung. Sie sieht 
z. B. die für den Mittelstand wichtige 
Anonymität für Beschwerdeführer wäh- 
rend des kartellbehördlichen Ermitt- 
lungsverfahrems vor. 

Qualifikation und 
Innovationsfähigkeit 
Seit 1996 wurden 17 neue Ausbildungs- 
berufe geschaffen, vor allem in den 
Branchen Medien, Informations- und 
Telekommunikationstechnik. Die Bun- 
desregierung fördert die Schaffung be- 
trieblicher Lehrstellen mit 1,3 Mrd. DM 
und die überbetriebliche Lehrlingsausbil- 
dung mit 72 Mio. DM. 
Die Innovationsförderung hat die Bun- 
desregierung für kleine und mittlere Un- 
ternehmen in einem Gesamtkonzept zu- 
sammengefaßt. Maßnahmen zur Unter- 
stützung von Technologietransfer, 
Weiterbildung, Finanzierung und For- 
schungsförderung werden darin gebün- 
delt. Mehr als 50.000 Unternehmen pro- 
fitieren von 170 Mio. DM im Jahr für die 
industrielle Gemeinschaftsförderung. 
280 Mio. DM fließen in diesem Jahr als 
Personalkostenzuschüsse an ostdeut- 
sche Unternehmen, die forschen und 
entwickeln. Im Rahmen der Forschungs- 
kooperation zwischen Wissenschaft und 
Mittelstand gingen insgesamt 660 Mio- 
DM an 3.700 Unternehmer. 

Auslandsmärkte 
Die Bundesregierung hat ein Außen- 
wirtschaftsfördersystem für Dienstlei- 
stungen und freie Berufe geschaffen. 
Die Beteiligung an Auslandsmessen 
wird bezuschußt. Rund 85 % der geför- 
derten Unnehmen gehören dem Mittel- 
stand an. Zur Risikominderung bei Aus- 
landgeschäften stellt die Bundesregie- 
rung Hermesbürgschaften und Kapital' 
anlagegarantien zur Verfügung. Im lejz" 
ten Jahr wurden auf diese Weise 40 % 
des Gesamtdeckungsvolumens der 
Geschäfte von Mittelständlern abge- 
sichert. 

I 



Linksruck  "^~~^~" 
Pressestimmen vom 4. September zur Haushaltsdebatte 

„Neue Osna- 
brücker Zeitung": 
Klassische sozialdemokrati- 
sche Positionen etwa in der 
Gesundheits- und Sozialpoli- 
tik wurden von ihm wieder ins 
Zentrum gerückt. Viele altge- 
diente Genossen wird es freu- 
en, doch die bislang vom Nie- 
dersachsen so heftig umwor- 
benen Wähler der Mitte dürf- 
ten sich damit etwas schwe- 
rer tun... Schröder lag am 
Donnerstag ganz auf Parteili- 
nie, Oskar Lafontaine wird es 
Tiit Genugtuung registrieren. 

»Braunschweiger 
Zeitung": 
Ob Steuern oder Arbeitsplät- 
ze - seine Ankündigungen 
blieben ähnlich vage wie die 
ganze SPD-Programmatik, 
wobei die rhetorische .Ver- 
packung' deutlich sozialde- 
mokratischere Grundmuster 
aufwies als sonst üblich. 

».Rheinische Post": 
Auf der Schlußgeraden des 
wahlkampfes müht Schröder 
sich plötzlich wieder um lin- 
kes Profil. Das läßt auf Ner- 
vosität schließen; auf die 
sorge, die SPD-Klientel zu 
Wenig zu mobilisieren. Unü- 
berlegt wirken auch die üblen 
Beschimpfungen der Arbeit- 

geber, mit denen die SPD 
doch bald ein Bündnis für Ar- 
beit bilden will. 

„Handelsblatt": 
Gelungen ist der Versuch der 
„Entzauberung" insoweit, als 
Schröder sich bei seinem ge- 
strigen Auftritt im Bonner Par- 
lament treu geblieben und 
kaum über seine üblichen 
Floskeln hinausgegangen ist. 
Drängende Fragen wie die 
Sanierung der Alterssiche- 
rung, die Senkung der Lohn- 
nebenkosten oder die Wett- 
bewerbsfähigkeit deutscher 
Unternehmen im künftigen 
Euroland ließ der SPD-Kandi- 
dat unbeantwortet. Statt des- 
sen gefiel er sich darin, die 
Korrekturen der Bundesregie- 
rung als unsozial zu geißeln 
und mit der populistischen 
Soße sozialdemokratischer 
Wahlkampfrabulistik zu über- 
gießen. Ein bißchen wenig 
für jemanden, der Bundes- 
kanzlerwerden will. 

„Die Rheinpfalz": 
Die Bundestagswahl ist eine 
Richtungsentscheidung zwi- 
schen unvereinbaren Alter- 
nativen: Bürgerliche Parteien 
oder Rot-Grün. Die jeweili- 
gen Konzepte unterscheiden 
sich fundamental, die Avan- 
cen der SPD-Führung in 

Richtung große Koalition 
sind vom Tisch. 

„Rhein-Neckar- 
Zeitung": 
Da verdient schon eher der 
nervöse, mit hohen Erwar- 
tungen beladene Schröder 
das Prädikat „Angstbeißer". 
Hängengeblieben ist von sei- 
nem Auftritt die zentrale 
SPD-Wahlkampfparole: Kohl 
muß weg. Die Begründung 
dafür verflüchtigt sich wie ei- 
ne Duftmarke im Unkonkre- 
ten. Es kam so, wie es kom- 
men mußte: Lafontaine hatte 
dem Kandidaten mit seiner 
Rede am Vortag die inhaltli- 
che Vorfahrt genommen. 
Und Schröder folgte seinen 
Spuren. 

„Frankfurter 
Allgemeine 
Zeitung": 
Von der neuen Strategie des 
Spitzenkandidaten der SPD, 
dem Erobern der neuen Mit- 
te, ist nicht viel übriggeblie- 
ben. Schröder mußte es hin- 
nehmen, daß sein Parteivor- 
sitzender Lafontaine am 
Vortag im Parlament die 
Richtung der sozialdemo- 
kratischen Kritik an der Re- 
gierung Kohl vorgegeben 
hatte. 

D 'e weltweit angesehene Wirtschaftszeitschrift „Economist" fragt auf der Titelseite am 
29.8.1998: „Würden Sie von Gerhard Schröder ein gebrauchtes Auto kaufen?" Wört- 

^ ^ „Would you buy a used car from Gerhard Schröder?" Der „Economist" untersucht, 
ofür Schröder steht, und schreibt: „Er sagt außerordentlich wenig Substantielles, oder 

er
eLjes, oder Mutiges oder gar politisch Festes ... er macht honigsüße Versprechen 

5a
m

h
acnt 9roße Worte und bleibt politisch vage ... er erzählt allen Leuten alle möglichen 

cnen." Das Urteil des „Economist": „Er hat es gewiß noch nicht verdient zu gewinnen." 
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99 Was können wir für Sie tun? et 

Ein wichtiges Mittel unseres Wahl- 
kampfes ist die CDU-Infoline mit 

der Nummer: 0180-5-2000. Vor al- 
lem Kreisverbände können dieses 
Serviceinstrument in ihren Wahl- 
kampf integrieren. Der lokale und 
bundesweite Werbeauftritt der CDU 
wird wirkungsvoll unterstützt, das 
Anrufaufkommen vor Ort minimiert. 

Die einprägsame Telefonnummer: 
0180-5-2000 der CDU-Infoline wird 
über mehrere Fernseh- und Radio- 
spots verbreitet. Sie erscheint auch 
in den Bild-Anzeigen. 

wortet. Informationsmaterialien wer- 
den kostenlos verschickt. Wie schon 
1994 sitzen im Konrad-Adenauer- 
Haus neben unserem professionel- 
len Telefonmarketing-Partner ehren- 
amtliche Helfer am Telefon. Für die 
Anrufer gelten die normalen Telefon- 
tarife der Telekom für 01805-Servi- 
cenummern. Sie zahlen 48 Pfennig 
pro Minute. 

Schon jetzt zeigt sich, daß die CDU- 
Infoline bei den Bürgerinnen und 
Bürgern sehr gut ankommt. Aus 
ganz Deutschland laufen Anrufe mit 

Informationen zur Wohl J9'6 

Unter der Telefonnummer 0180-5- 
2000 können interessierte Bürgerinnen 
und Bürger die CDU direkt rund um 
die Uhr erreichen, d. h. 24 Stunden am 
Tag und sieben Tage in der Woche. 

Wir schaffen für die Wählerinnen 
und Wähler ein bürgernahes Forum, 
auf dem sie Kritik, Fragen und Anre- 
gungen einbringen können. Sie er- 
halten aktuelle Informationen zu Po- 
sitionen und Beschlüssen der CDU. 

Auf Wunsch werden auch komplexe 
Fragestellungen ausführlich beant- 

dem Wunsch nach Informationen 
zur Politik der CDU ein. Viele Anru- 
fer loben unseren Service und wol- 
len ihn im Bekanntenkreis weiter- 
empfehlen. Überraschenderweise 
gibt es auch viele Anfragen zur Mit- 
gliedschaft in der CDU und Jungen 
Union. 

Der Wahlkampf der CDU erhält 
durch die CDU-Infoline weiteren 
Rückenwind. Die CDU klärt auf, stellt 
politische Inhalte dar und überzeugt 
mit Argumenten. 
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7 Millionen Gespräche für den Wahlkampf '98 
Wir erinnern noch einmal 
an die große Mobilisie- 
rungsaktion, zu der 
Generalsekretär Peter 
Hintze im CDU-Mitglie- 
dermagazin UNION 
aufgerufen hat. 

peter Hintze: „Wenn 
jedes Mitglied zehn 
Wähler anspricht, so be- 
deutet dies sieben Mil- 
lionen Bürgerkontakte." 

viele Bürgerinnen und 
°ürger warten nur 
darauf, von der CDU 
ar)gesprochen zu 
^erden. Damit dies 
*urz, verständlich 
Und unaufdringlich 
stattfinden kann, 
sir»d in der neuesten 
uNlON-Ausgabe 
2ßhn Karten enthal- 
ten, die den CDU- 
Mitgliedern die An- 
sPrache erleichtern 
sollen. 

Wenn das Gespräch auf die 
Bundestagswahl kommt 

eter Hintze: „Sie können die Karten 
^beitskollegen geben, mit der Post 
Verschicken, Sie können Nachbarn 
aiJfsuchen, eine entsprechende Nach- 
lcht per E-Mail versenden, aber auch 

6lr> Telefongespräch führen, die Kar- 
6n bei einem Canvassing-Stand ein- 
®tzen, bei Freunden und Bekannten, 

Manchmal sogar Fremden eine Karte 

Millionen 
Gespräche 
für den 
Wahlsieg '98 
A"e machen 
m/t/ 

CDU 

ne,s'angesprungen 

Frage: 

P'°"n< efwaf,e"S
vv

CSSWaChs,Um *°" *tf 

Frage; 

°d*r ver,6ger( haben»        **" *"**" 

'und 

'abgelehnt 

Frage; 

DenU'0k0m""^rd50stabi 

Frage 
w'e die Mark 

SSSssaa--* 

Frage. 

fiöfiSBKHL".* 
**««h senken ^J* S'euern 

zuschieben, wenn das Gespräch auf 
die Bundestagswahl kommt. 

Jede Nachricht, die verschickt, jede 
Karte, die verteilt wird, stärkt das 
Wählerpotential der CDU. Ein zusätzli- 
cher Effekt wird dadurch erreicht, daß 
über diese Aktion gesprochen wird 
und die Menschen sehen, daß die 
CDU kämpft und gewinnen will."       ■ 
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CDU-Wahlspots zur Bundestagswahl 

• im öffentlich- 20. 9.: 00.10 Uhr 20.9.: 17.47 Uhr 24.9.: 16.50 Uhr 

rechtlichen 21.9.: 11.25 Uhr 20. 9. 17.57 Uhr 24.9.: 17.30 Uhr 

Fernsehen 21.9.: 17.25 Uhr 21.9. 17.47 Uhr 24.9.: 19.05 Uhr 
21. 9.: 23.10 Uhr 22.9. 17.47 Uhr 25.9.: 17.50 Uhr 

ARD 22.9.:   8.11 Uhr 23.9. 17.47 Uhr 25.9.: 18.10 Uhr 
22.9.: 13.25 Uhr 24.9. 16.43 Uhr 25.9.: 19.05 Uhr 

16.9. 17.42 Uhr 22. 9.: 20.10 Uhr 24.9. 17.47 Uhr 
19.9. 22.29 Uhr 22. 9.: 00.10 Uhr 25.9. 16.43 Uhr SAT.1 22.9. 21.34 Uhr 23.9.: 11.25 Uhr 25.9. 17.47 Uhr 
25.9. 22.29 Uhr 23.9.: 17.26 Uhr 16.9.: 19.13 Uhr 

23. 9.: 23.10 Uhr DSF 17.9.: 19.13 Uhr 

ZDF 24.9.: 10.11 Uhr 18. 9.: 19.13 Uhr 
24.9.: 12.25 Uhr 16.9. 17.30 Uhr 19.9.: 18.58 Uhr 

18. 9.: 22.50 Uhr 24. 9.: 23.10 Uhr 16.9. 18.10 Uhr 20.9.: 17.58 Uhr 
22. 9.: 17.50 Uhr 25.9.:   7.11 Uhr 17.9. 15.30 Uhr 21.9.: 19.13 Uhr 
25. 9.: 22.15 Uhr 25. 9.: 12.25 Uhr 17.9. 16.20 Uhr 22.9.: 19.13 Uhr 

25.9.: 17.25 Uhr 17.9. 17.30 Uhr 23.9.: 19.13 Uhr 
25. 9.: 23.10 Uhr 17.9. 18.40 Uhr 24. 9.: 19.13 Uhr 

• in den 18.9. 
18.9. 

17.50 Uhr 
18.10 Uhr 

25.9.: 19.13 Uhr 

privaten VOX 18.9. 19.05 Uhr RTL Fernseh- 16.9.: 17.40 Uhr 19.9. 13.00 Uhr 

anstalten 17. 9.: 22.45 Uhr 19.9. 14.05 Uhr 16.9.: 19.45 Uhr 
18.9.: 17.40 Uhr 19.9. 15.05 Uhr 17. 9.: 17.10 Uhr 

n-tv 18. 9.: 22.55 Uhr 19.9. 15.50 Uhr 18. 9.: 20.40 Uhr 
21. 9.: 22.45 Uhr 19.9. 19.30 Uhr 19. 9.: 22.50 Uhr 

16.9.: 11.25 Uhr 22.9.: 17.40 Uhr 20.9. 10.30 Uhr 20.9.: 17.00 Uhr 
16.9.: 15.10 Uhr 24.9.: 17.40 Uhr 20.9. 12.15 Uhr 21. 9.: 17.10 Uhr 
16. 9.: 20.10 Uhr 24. 9.: 22.45 Uhr 20.9. 13.30 Uhr 22. 9.: 19.45 Uhr 
16. 9.: 00.10 Uhr 25.9.: 17.40 Uhr 20.9. 14.50 Uhr 25. 9.: 21.40 Uhr 
17. 9.: 11.25 Uhr 25. 9.: 22.55 Uhr 20.9. 16.00 Uhr 
17. 9.: 20.10 Uhr 20.9. 17.10 Uhr 

PRO 7 17. 9.: 00.10 Uhr Kabel 1 21.9. 19.05 Uhr 
18.9.: 11.25 Uhr 21. 9. 19.30 Uhr 17.9.: 15.53 Uhr 
18. 9.: 20.10 Uhr 16.9. 17.47 Uhr 22.9. 17.30 Uhr 18.9.: 19.28 Uhr 
18. 9.: 00.10 Uhr 17.9. 17.47 Uhr 22.9. 18.10 Uhr 19. 9.: 20.48 Uhr 
19.9.: 14.25 Uhr 18.9. 16.43 Uhr 22.9. 19.05 Uhr 20.9.: 18.56 Uhr 
19. 9.: 20.10 Uhr 18.9. 17.47 Uhr 23.9. 17.05 Uhr 21. 9.: 20.48 Uhr 
19. 9.: 00.10 Uhr 19.9. 17.57 Uhr 23.9. 18.10 Uhr 22.9.: 19.28 Uhr 
20.9.: 13.25 Uhr 19.9. 18.42 Uhr 23.9. 19.05 Uhr 23.9.: 19.28 Uhr 
20. 9.: 17.25 Uhr 19.9. 19.43 Uhr 24.9. 15.55 Uhr 25. 9.: 20.45 Uhr 

Unsere 
Elektronische 
Adressen: 

j INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

jT-ONLINE 
*CDU# 

jX400 
c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bund 

E-MAIL: post www.cdu.de 
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Für den Endspurt 
Woran Sie in den beiden letzten Wochen 

noch denken müssen 
Die Wahl ist erst am Wahltag um 

18.00 Uhr, wenn die Wahllokale 
schließen, beendet. Deshalb kämpfen 
^r bis zum Schluß um jede Stimme. 
Hier einige Tips für die letzten Tage und 
für den Wahltag: 

• Plakate kontrollieren 

^schädigte Plakatständer mit abgeris- 
senen Parteiplakaten machen einen 
schlechten Eindruck. Ein abendlicher 
Rundgang zahlt sich aus: Ordentliche 
partei-Werbung zeigt den Wählern: Hier 
'st eine engagierte Truppe am Werk! 

• Fahrdienst 

Pjörnit am Wahltag z. B. auch ältere 
Menschen und Gehbehinderte zum 
Wahllokal kommen, können Sie einen 
^Jbringerdienst organisieren. Erkundi- 
9en Sie sich, wer es in Ihrer Nachbar- 
schaft schwer hat, zum Wahllokal zu 
K°mmen. Es hat sich bewährt, eine Tele- 
cnnummer in der Kreisgeschäftsstelle 
*ü veröffentlichen und das Telefon am 
Wahltag besetzt zu halten. 

• Türanhänger verteilen! 

j^eses Schlußwerbemittel wurde allen 
j^eisverbänden im Rahmen der kosten- 
den Grundausstattung zugesandt. Zu- 
jrtzliche Exemplare können Sie auch 
J?er unser Versandzentrum beziehen 

l^eite 60). 
% Wahlparty 

Laden Sie alle Wahlhelfer zu einer Wahl- 
^artV ein. Nach dem Wahltag bekom- 

en Sie nie mehr alle Helfer zusam- 
en- Ein gemeinsames Fest verbindet. 

• Danke an die Wähler 

Nach der Wahl sollten Sie, wo es mög- 
lich ist, unsere Plakate mit „Wir danken 
für Ihr Vertrauen" überkleben: Bestell- 
Nummer: 8196, 200 Expl.: 39,50 DM. 

• Plakate abräumen 

Organisieren Sie rechtzeitig das Einho- 
len der Plakatständer. Es macht einen 
schlechten Eindruck, wenn unansehnli- 
che Wahlplakate noch lange nach der 
Wahl herumstehen oder -hängen. 

• Material notfalls selbst abholen 

Für die normale Bestellung beim Ver- 
sandzentrum ist es in der letzten Wo- 
che zu spät, da eine rechtzeitige Zu- 
stellung nicht mehr garantiert werden 
kann. Die einzige Möglichkeit für den, 
der unbedingt noch Material braucht: 
Das Material selbst abholen. Geben 
Sie Ihre Bestellung unbedingt am Vor- 
tag per Fax oder Telefon durch, damit 
alles rechtzeitig für die Abholung vor- 
bereitet werden kann. Hier die An- 
schrift: 

IS-Versandzentrum, 
Postfach 11 64, 33759 Versmold 
Tel. (0 25 24) 91 13 12, 
Fax (0 25 24) 91 13 16. 

Die Abholung erfolgt bei: 

Bertelsmann Distribution GmbH, 
Lager Schumacher/CDU-Lager, 
Westkirchener Str. 73, 
59320 Ennigerloh. 

Die Abholung ist montags bis freitags in 
der Zeit von 9.00 bis 16.00 Uhr möglich. 
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jViele neue Steilen! 
|Preise stabil wie nie! 

Die Welt in Sorge - 
Führung mit Erfahrung 

11   ■ myi i   ■ lurw""       >».«    i  
man» Cttortt a5*n\tona*>'       s*nftc*a Z&cftan 

1Mb Frsnn? CSD-Hotline 0180 5 2000 

Grüner Großansriff auf alte Autofahrer 

Kohls Abrechnung mit Rot-Grün 
so verlor Schröder die Schlacht 

BctafliMmci 

heö bürgt hr ts* 7uLu>A" 
i.Rna»ru*e«» fc»"| 

.   legt «*i«*«* 2wg als 

sooejam  OM  H*ramloi4»- 

MQ7 -Sa«t«narv        WaaV I  WMe* 

eKan-       o*.w»3  «■• < 

So urteilen die Kollegen» 
Ein Prost mit Ilbe-Wein NEWS +++ NEWS 
für den starken Mann am Rhein  I 

fetajtscNossen. kwow und 
au* «Ml*c*io An uoQ VVc-se 
OjHffNftoh unO o*gantt>vtt 

f* VBtamgur   0"C OtvBChOA 

.>-.-,-   pigBM  ■■ um toclMi 

wnng«i>i scnwMt 
m»ruih-< tHMo*ct>l 

.(.-.-.■■-.   feUAMafattaaM 
sc*3h*D V Januar 1909 £■- 

WOtalBMMNlaMMntaW 
MGWH N KMMMRIW 
*v.,«uu,w M KMOM 

lr*n $.¥!»•» Mach- 
kgBnaaiVMunMw 
.Sn $***••" gwu i«u ftuJrw 

«Kfihg*r. Sc-W OB» Gvsctocn- 
ft toi**** U.I 9KW dMftUt 
Sw» an Safte m* trnen *«s 
neu* auhrtauaand iw ge 
Kon   Es«Jtto*VC«*»i'i»»es 

Deutschland heute eine ge- 

WHIW  S*  Urfn»  Bun- 

Wl U**l MC«. MB>S> «4\ l*ft* 
MOw> Am »8 Sephw**- at> 
l? Uhr SuW* &*■ vo*et 
M*» ?«w« Mt» »■ 

Ira-Sdrähr 

Nrtaafcr«« 
Kurt KMH«t|li .Waee 

aas Seh* a*n Katen r*e 

rugan  «onnen   Waw  Met- 

Mf >. Oftivt «IM OB* EaM rg 
uMeigegange«"     LotM» 

Autsch! Das tat weh 
Was Rot-Grün dm Bürgern iimnrtM will 

»> ftaui aus de' NATO «e«n 
in o* Euwi«as*tnle Hot- 
Güwn   wutoc   OeuKchiano 

tfeWgtas An W< *©"*» »am-     Ru»gr- ■  ■ 
tunmom WO  GW-  *o  »*:*«)  i 

lato»»»**»«. SchrWe»  Tut      *xm C>—»w AMBWW 

IMuwwm tf 
Art- Lande«' «***» V* den 
«**•*> Wohnungsbau f •• 
fianzMten m Moh* von ?3 

punMMMa *■■■■■ MM 
MMlM i   aMatfvjOlWIi 

iiWirffM Aw wW 
f^nef*MK*rt£ WMO 

9aaM  i -.ij" I I 

> FncMr*   ■■»»« G**i Wate»« VUW¥U«I   WH 
PoK(MV3M>Wr«aB» 

■jaja     mMf BHIMM 
**-   Unad  des   .Ecoao- 

■äaM "'•' ■"<■<■-■"'■   B* 
S20O0   AnHaoMolw   A»* 
ll«galO*da*ung In a«asem 

HMMl>KilH>i»—* mm M*m*oß ■** 
eo ooo  Aib«a*«w z* 

Zeitungsflugblatt: ■ Als ideales Verteilmittel eignet sich für Ihre Canvassing-Stände im Schlu 
spurt des Wahlkampfs das vierseitige Zeitungsflugblatt W.I.R.. In Millionenauflage gedruckt, ist es 
inzwischen an alle Kreisverbände gegangen, die bestellt haben. Solange der Vorrat reicht, konnei 
auch Sie noch Exemplare zum Preis von 70 DM je Tausend zuzügl. MwSt. in der CDU-Bundes-     g 
geschäftsstelle bestellen. Faxnummer: (02 28) 544-372 
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ür die CDU 
sprechen 

r 

s,cher in die Welt von morgen 

CDU 

Das ist nur mit 
der CDU zu haben 
Argumente zur Bundestagswahl 1998 

sicher in die Welt von morgen 

CDU 

Damit das Land 
nicht 
rot 
wird. 

CDU 
% 7 gute Gründe, die 

für die CDU sprechen 

^stell-Nr.: 2362 
^rpackungseinheit: 
°0 Expl., Preis je 

1Q0 Expl.: 20,00 DM 

• Das ist nur mit der 
CDU zu haben 

Bestell-Nr.: 2441 
Verpackungseinheit: 
100 Expl., Preis je 
100 Expl.: 20,00 DM 

• Damit das Land nicht 
rot wird 

Bestell-Nr.: 2465 
Verpackungseinheit: 
100 Expl., Preis je 
100 Expl.: 20,00 DM 

Entscheiden 

Infos für Erstwähler 
Bundestagswahl 
27. September 1998 

Sie mit. 

1 estel|-Nr.: 5457 Verpackungseinheit: 
uu Expl., Preis je 100 Expl.: 20,00 DM 

Die Werbemittel auf dieser und 
auf der nächsten Seite sind in 

ausreichenden Mengen in unse- 
rem Versandzentrum vorhanden 
und können auch noch kurzfristig 
geliefert werden. 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 14 65 
59306 Ennigerloh 
Fax (0 25 24) 911310 
E-Mail: georg.simon@bertelsmann.de 

Alle Preise zzgl. MwSt. und Versand 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 
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j Für Deutschland 
! beide Stimmen 

Für Deutschland 
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